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Übersendung von Gerichtsentscheidungen an die Geschäftsstelle
Die Auskunfts- und Beratungstätigkeit der Geschäftsstelle hängt in einem hohen
Maße davon ab, wie gut der Informationsfluss zwischen Mitgliedskörperschaften
und der Geschäftsstelle ist. Wir bitten deshalb unsere Mitglieder dringend, uns
gerichtliche Entscheidungen umgehend zu überlassen und uns über anhängige
Verfahren bei den Verwaltungsgerichten oder bei den obersten Bundesgerichten
zu informieren, damit andere Mitglieder schnell und zeitnah von diesen Erfah-
rungen profitieren können.
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KOMMUNALE

Geschäftsbericht 2015
Rechtzeitig zur KOMMUNALE veröf-
fentlicht Dr. Jürgen Busse, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des Baye -
rischen Gemeindetags, seinen Geschäfts-
 bericht für die Jahre 2014 und 2015
auf den Seiten 380 bis 409. Es ist dies
zugleich sein letzter Geschäftsbericht,
da er bekanntlich Ende Oktober die-
sen Jahres aus seinem Amt scheidet. 
Auch im abgelaufenen Berichtszeit-
raum hat sich die Geschäftsstelle des
Bayerischen Gemeindetags in Mün-
chen mit vielfältigen Themen und He -
rausforderungen befasst. So stand bei-
 spielsweise im vergangenen Jahr die
Kommunalwahl im Mittelpunkt des
medialen Interesses – und auch die
Kolleginnen und Kollegen in der Ge-
schäftsstelle hatten eine Vielzahl an
Anfragen rund um die Kommunal-
wahl zu bewältigen. In den sehr gut
angenommenen Neugewähltensemi-
naren konnten sich die neuen Rathaus -
chefs fit machen für ihr neues Amt. Die
vielfältigen Anfragen in den Referaten
der Geschäftsstelle dokumentierten
den Wissensdurst der neuen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister. 
Als Dauerthema bleiben die vernünf-
tige Finanzausstattung der bayeri-
schen Städte, Märkte und Gemeinden
sowie die Wahrung bzw. Herstellung
gleichwertiger Lebens- und  Arbeits-
 bedingungen im ganzen Freistaat. Bei
den Kommunalfinanzen zeigt sich
 auf grund der weiterhin sprudelnden
Steuer quellen eine insgesamt gute bis
zufriedenstellende Situation für Bay-
erns Kommunen. Was die demogra-
phische Entwicklung des Freistaats hin-
 gegen angeht, lässt sich angesichts
der gewaltigen Flüchtlingswelle, die
derzeit Bayern und ganz Deutschland
überrollt, keine seriöse Aussage (mehr)
treffen. Sind die vielen jungen Men-
schen und jungen Familien, die derzeit
Bayerns Grenzen übertreten, eine Chan-
 ce für die ländlichen Gegenden des
Freistaats (oder) werden sie überwie-
gend in die Ballungsräume und Groß-
städte drängen? Und damit das Stadt-
Land-Gefälle noch weiter verschärfen?
Kann Deutschland hunderttausende,
ja vielleicht Millionen von Zuwande-
rern integrieren? Sind die vielen jun-
gen Menschen, die kommen, eine Art
„Jungbrunnen“ für die alternde Ge-
sellschaft? Oder werden sie soziale
Probleme noch verschärfen und da-
mit den sozialen Frieden in Deutsch-
land gefährden? Die kommenden Mo-

nate und Jahre werden es zeigen.
 Bayern kann sich von der Entwicklung
nicht abkoppeln. Es bleibt zu hoffen,
dass Bayerns Gemeinden und Städte
die tiefgreifenden Veränderungen in
ihrem Gemeinwesen finanziell und so-
zial verträglich meistern. 
Neben dieser Problematik muss ja be-
kanntlich auch an einem weiteren gro -
ßen Rad gedreht werden: An der Ener-
giewende. Nachdem Deutschland über-
 hastet aus der sicheren und zuverläs-
sigen Energieform Kernenergie ausge-
stiegen ist, muss die Versorgungssi-
cherheit zu für die Stromkunden ak-
zeptablen Preisen über andere Ener-
giearten gewährleistet werden. Wunsch
und Wirklichkeit klaffen bisweilen weit
auseinander: Windenergie ja – aber
bitte nur über wenige, weit auseinan-
derstehende Windräder. Strom aus
Norddeutschland für Bayern ja – aber
bitte nicht über störende Freileitun-
gen. Manchmal bedeutet Energie-
wende die Quadratur des Kreises. 
Wenigstens geht es beim Breitband-
ausbau weiter. Das neue bayerische
Förderprogramm hat den Durchbruch
gebracht. Mehr Geld, weniger Büro-
kratie. So kommt der Ausbau zügig
voran. 
Und auch beim Kindertagesstätten-
ausbau steht Bayern – zumindest im
ländlichen Raum – recht gut da. Der
Betreuungsanspruch der unter 3jähri-
gen ist nahezu überall gewährleistet.
Klagen hat es jedenfalls in ländlichen
Regionen Bayerns bislang nicht gege-
ben. Ob dies allerdings angesichts der
dramatisch steigenden Flüchtlings-
zahlen so bleiben wird, ist fraglich. Nicht
nur die Großstädte und Ballungsräu-
me werden mit Sicherheit Probleme
bekommen, genügend Kinderbetreu-
ungs- und Schulplätze zur Verfügung
zu stellen. Auch im kreisangehörigen
Bereich Bayerns fallen Erzieherinnen
und Lehrpersonal nicht „von den
 Bäumen“. 
Nicht zuletzt hat die Landesversamm-
lung des Bayerischen Gemeindetags
im Herbst 2014 in Bad Aibling eine
teilweise neue Besetzung der Gremien
des Verbands ergeben. Neben einer
beeindruckenden Wiederwahl von Prä-
 sident Dr. Uwe Brandl und des Ersten
Vizepräsidenten Josef Mend sind mit
Schatzmeister Josef Walz und Bürger-
meister Thomas Zwingel als Zweiten
Vizepräsidenten vier Personen an der
Spitze des Verbands, die ihn verant-
wortungsvoll und durchsetzungsstark
in die kommende Zeit führen. 

Wichtiges
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Immer mehr „grüner“ Strom
Im Jahr 2014 wurden in Deutschland
625,3 Milliarden Kilowattstunden
Strom erzeugt. Damit stieg die Strom-
 produktion im Vergleich zu 1990 um
13,7 Prozent an. Seitdem hat sich
die Zusammensetzung der Energie-
träger deutlich verändert. Zum ers -
ten Mal sind Wind, Wasser und Son-
ne wichtigster Energieträger bei der
Stromerzeugung. Ein Viertel des
Stroms 2014, und damit der größte
Anteil, wurde aus erneuerbaren
 Ener gien erzeugt. 1990 lag ihr An-
teil bei nur 3,6 Prozent. Auf den
zweiten Platz abgerutscht ist die
Braunkohle mit einem Anteil von
24,9 Prozent. Vor 24 Jahren wurde
noch 31,1 Prozent des Stroms aus
Braunkohle gewonnen. Von den vier
fossilen Energieträgern Braunkohle,
Steinkohle, Erdgas und Mineralöl
stieg lediglich der Erdgasanteil an –
von 6,5 auf 9,6 Prozent. Die Kernen-
ergie ist vom zweitgrößten Strom-
produzenten im Jahr 1990 auf den
vierten Platz abgerutscht. Die neun
deutschen Kernkraftwerke speisten
2014 rund 97,1 Milliarden Kilowatt-
stunden Strom ins deutsche Netz.
Das entspricht einem Anteil von
15,5 Prozent.



Die Steuereinnahmen fallen in den kommenden Jahren besser aus als im Mai erwartet. Nach den Be-
rechnungen der Steuerschätzer können Bund, Länder und Gemeinden 2011 mit 16,2 Milliarden Euro
mehr an Steuereinnahmen rechnen, als noch bei der letzten Schätzung im Mai angenommen worden
war. Insgesamt wurden die Steuereinnahmen des Staates für das laufende Jahr auf 571,2 Milliarden Eu-
ro veranschlagt - 40,6 Milliarden mehr als   
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Finanzen 

Neues Förderprogramm
Dorferneuerungs- und
 Infrastrukturprojekte
Mit dem neuen Programm „Dorfer-
neuerungs- und Infrastrukturprojek-
te“ gibt es nunmehr für ländliche Ge-
meinden ergänzend zu den Förder-
möglichkeiten nach den Dorferneue-
rungsrichtlinien und den Finanzierungs-
 richtlinien ländliche Entwicklung ein
zusätzliches einfaches Instrument zur
Förderung von Projekten mit EU-Mit-
teln. Das Programm ist Teil des Ent-
wicklungsprogramms für den ländli-
chen Raum in Bayern 2014 bis 2020
und ermöglicht eine rasche Umset-
zung von Dorferneuerungs- und Infra-
strukturprojekten unter der Bauträger-
 schaft bayerischer Gemeinden. Für das
Programm werden jährlich 12 Mio. €

bereitgestellt. Alles Wichtige hierzu
können Sie dem informativen Beitrag
auf Seite 412 entnehmen. 

In eigener Sache 

Wechsel in der  Schrift -
leitung 
Mit Wirkung zum 1. November 2015
wechselt die Schriftleitung der Ver-
bandszeitschrift des Bayerischen Ge-
meindetags. Wilfried Schober, der die
Schriftleitung im Oktober 2001 auf-
grund des tragischen Unfalls des da-
maligen Schriftleiters Gerhard Blumen-
 stein übernommen hatte, überträgt
diese nunmehr an Frau Jessica Hövel-
born, die zugleich auch die neue Pres-
se- und Öffentlichkeitsreferentin des
Bayerischen Gemeindetags wird. 
Wilfried Schober bedankt sich an die-
ser Stelle für das jahrelange Interesse
der geneigten Leserschaft an den In-
formationen aus dem Verband und
für die zahlreichen Zuschriften, insbe-
sondere die schönen Titelbilder betref-
fend. An dieser Stelle sei der treuen
Mitarbeiterin Margit Frey in der Ge-
schäftsstelle und der „treuen Seele“
Marina Ottendorfer in der Druckerei
Schmerbeck in Tiefenbach gedankt,
ohne die das ansprechende und pünkt-
 liche Erscheinen der Verbandszeitschrift
nicht möglich gewesen wäre.  Herz -
lichen Dank und alles Gute allen Lese-
rinnen und Lesern des „Bayerischen
Gemeindetags“! 

Hüter der Verfassung
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wacht über die Einhaltung des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland. Aufgabe des Gerichts ist es, der
freiheitlich-demokratischen Grundordnung Ansehen und Wirkung zu verschaf-
fen, insbesondere wenn es um die Durchsetzung der Grundrechte (Artikel 1 bis
19 des Grundgesetzes) geht. Die Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts sind nicht anfechtbar, alle übrigen Staatsorgane sind an die Rechtspre-
chung gebunden. Somit hat die Arbeit des Bundesverfassungsgerichts auch po-
litische Wirkung. Das wird deutlich, wenn das Gericht ein Gesetz für verfassungs-
widrig erklärt. Das Gericht prüft bestehende Gesetze auf ihre Übereinstimmung
mit dem Grundgesetz (Normenkontrolle). Außerdem kann jeder Bürger beim
Bundesverfassungsgericht Verfassungsbeschwerde einreichen, wenn er sich durch
die öffentliche Gewalt in seinen Grundrechten verletzt fühlt. 

Stärkste Zuwanderung seit 20 Jahren
2014 zogen so viele Menschen nach Deutschland wie seit 20 Jahren nicht mehr.
Insgesamt 1,47 Millionen Menschen zählte das Statistische Bundesamt. Eine
ähnlich hohe Zuwanderungszahl hatte es zuletzt im Jahr 1992 mit 1,5 Millionen
Menschen gegeben. Gleichzeitig verließen rund 914 000 Menschen das Land.
Unter dem Strich konnte die Bundesrepublik ein Wanderungsplus von 550 000
Menschen verbuchen. Seit 2010 steigt der Wanderungsüberschuss wieder konti-
nuierlich an. Der höchste Überschuss wurde ebenfalls 1992 mit 782 000 Men-
schen gezählt. Den letzten negativen Wanderungssaldo registrierten die  Statis -
tiker im Jahr 2009 mit einem Minus von rund 13 000 Menschen.



10/2015 Bayerischer Gemeindetag 379

Asylausgaben schmälern finanziellen Spielraum

Zahlreiche Themen haben die kommu-
nale Familie in den vergangenen zwei
Jahren beschäftigt: die Kommunalwah-

len 2014, gleichwertige Lebensverhältnisse
und Arbeitsbedingungen in ganz Bayern samt
deren Aufnahme in die bayerische Verfassung,
die Kommunalfinanzen, die Energiewende und
die Bildungspolitik, um nur die wichtigsten Be-
 reiche zu nennen (Siehe dazu den aktuellen
Geschäftsbericht in diesem Heft). Dazu kam
die Wiederwahl von Dr. Uwe Brandl als Präsi-
dent des Bayerischen Gemeindetags auf der
Landesversammlung in Bad Aibling sowie
meine Verabschiedung und die Benennung
meines Nachfolgers Dr. Franz Dirnberger.

Wer aber hätte Anfang des Jahres gedacht,
dass der Zustrom der Flüchtlinge im Sommer
derart anschwellen würde. Inzwischen hat
sich die Fluchtbewegung aus den Bürger-
kriegsgebieten, aber auch aus dem  West -
balkan, zu einer veritablen Völkerwanderung
ausgewachsen. Obwohl die Grenzen mittler-
weile geschlossen sind, kommen täglich mehr
als zehntausend Asylsuchende nach Deutsch-
land, zwischen 3000 und 7000 Menschen pas-
sieren jeden Tag die bayerischen Grenzüber-
gänge. Ein Ende ist nicht abzusehen. Dieser
Andrang sprengt alle bisherigen Dimensio-
nen. Er hat Gemeinden und Städte, Polizei,
Hilfsorganisationen und ehrenamtliche Helfer
an den Rand ihrer Belastungsfähigkeit ge-
bracht. Die kommunalen Spitzenverbände
haben deshalb anlässlich eines Gesprächs im
Berliner Kanzleramt einen Hilferuf an die Bun-
deskanzlerin gerichtet. Angela Merkel hat gut
zugehört und eine Lösung zugesagt.

So will sich die Bundesregierung mit den Län-
dern um eine zügige Rückführung nicht aner-
kannter Asylbewerber bemühen; alle Mög-
lichkeiten sollen ausgeschöpft werden, um
die derzeit ungebremste Zuwanderung abzu-
schwächen; Gemeinden und Städten will der
Bund finanziell unter die Arme greifen. Den-
noch sind viele Themen, wie das Strategie-
konzept, nicht abschließend geklärt.

Können wir also zur Tagesordnung überge-
hen? Mitnichten. „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse“ und etliche andere „Dauerbrenner“
lassen sich nicht mehr so diskutieren wie vor

der Flüchtlingskrise. Denn der Trend „aus den
ländlichen Regionen in die Ballungsräume“
erhält durch die Asylbewerber eine ganz neue
Dynamik. Bereits der Wegzug der eigenen Be-
völkerung in die Metropolen produziert kaum
lösbare Probleme, Stichwort preiswerter Wohn-
 raum. Mit den anerkannten Asylbewerbern,
die ein günstiges Dach über dem Kopf brau-
chen, besteht die Gefahr, dass die Entwick-
lung außer Kontrolle gerät. Uwe Brandl hat
die Kanzlerin vor einer „Urbanisierungswelle“
gewarnt. Statt günstigen Wohnraum und an-
dere Chancen auf dem Land zu nutzen, wer-
den viele Flüchtlinge ihr Heil vor allem in der
Landeshauptstadt und dem Umland suchen.

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Flüchtlings-
krise auf die Entwicklung des Landes auswir-
ken wird. Eines ist aber jetzt schon klar: Die
dramatisch steigenden Asylausgaben stellen
nicht nur den Bundes-, sondern auch den
Staatshaushalt in diesem und in den nächsten
Jahren vor enorme Herausforderungen. Das
dürfte den finanziellen Spielraum des Frei-
staats stark einschränken.

Dr. Jürgen Busse
Geschäftsführendes Präsidialmitglied

des Bayerischen Gemeindetags
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und Bürgermeister veranstaltet und
ca. 450 neugewählte Bürgermeister
haben daran teilgenommen. 

Zum 1.1.2014 ist die Änderung der
Bayerischen Verfassung in Kraft getre-
ten und nunmehr wurde die Förde-
rung der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse und Arbeitsbedingungen
in ganz Bayern verankert. Der Bayeri-
sche Finanz- und Heimatminister Dr.
Markus Söder hat hierzu eine Heimat-
strategie veröffentlicht, die fünf Säu-
len enthält. Dazu gehören, die Verbes-
serung des Kommunalen Finanzaus-
gleichs, als 2. Säule die Strukturent-
wicklung mit Leitlinien für die Struk-
tur- und Förderprogramme, die Re-
gionen mit besonderen Herausforde-
rungen stärken sollen, sowie der Er-
weiterung des Raumes mit besonde-
rem Handlungsbedarf.

Als 3. Säule soll durch den Breitband-
ausbau die digitale Revolution in ganz
Bayern umgesetzt werden. Im Rahmen
der 4. Säule soll die Nordbayern-Initia-
tive Signale für den ländlichen Raum
ausstrahlen. Hierzu gehören zukunfts-
weisende strukturpolitische Maßnah-
men und eine verstärkte Regionalisie-
rung in der Wissenschaftspolitik. 

Als 5. Säule soll die Behördenver-
 lagerung neue Chancen schaf-
fen. 

In Anbetracht der Prognosen für
die demographische Entwicklung
sowie der Aussagen des  Statis -
tischen Landesamts, dass der
Ballungsraum München in den

nächs ten 10 Jahren um ca. 300.000
Personen zunehmen wird, bedarf es
eines interministeriellen Masterplanes
zur künftigen Entwicklung Bayerns. 

Die strategischen Ansätze werden
durch die Flüchtlingsproblematik
über lagert (siehe Abb. 1). 

Wir haben die Flüchtlingsproblema-
tik auf dem Asylgipfeln mit Minister-
präsident Horst Seehofer am 16. Sep-
tember 2014 und 3. September 2015
in einer Vielzahl weiterer Gesprächs-
runden mit Ministerin Emilia Müller
diskutiert; die dezentrale Unterbrin-
gung der Flüchtlinge in ganz Bayern
bereitet jedoch nach wie vor  erheb -
liche Probleme. 

Es ist davon auszugehen, dass in die-
sem Jahr 70.000 Asylbewerber in Bay-
ern untergebracht werden müssen.
Auch wenn sich der Freistaat im Ge-
gensatz zu anderen Bundesländern
seiner finanziellen Verantwortung stellt,
so haben doch die Kommunen erheb-
liche Probleme bei der personellen
Betreuung der Flüchtlinge und deren
Unterbringung. Die Europäische Kom-
mission ist dringend gefordert, einen
gerechten Verteilungsschlüssel zwi-
schen den Mitgliedsstaaten zu schaf-

Dr. Jürgen Busse,
Geschäftsführendes

Präsidialmitglied
des Bayerischen Gemeindetags

Dr. Jürgen Busse

Dieser Bericht knüpft an den Ge-
 schäftsbericht 2013 (BayGT-Zei-
tung 2013, 412) an und vermit-
telt einen Überblick über die The-
 men, die uns in den Geschäfts-
jahren 2014 und 2015 im Baye -
rischen Gemeindetag in beson-
derer Weise beschäftigt haben. 

Allgemeines aus dem Bayerischen
Gemeindetag

Im Berichtszeitraum haben wir uns
mit mehreren Schwerpunktthemen be-
 fasst. Das Jahr 2014 stand im Zeichen
der Kommunalwahl. In unseren über
2000 Städten, Märkten und Gemein-
den wurde ein Drittel der Rathaus -
chefs und der Kommunalparlamente
neugewählt. Der Bayerische Gemein-
detag hat Einführungslehrgänge für
die neugewählten Bürgermeisterinnen
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fen und die Bundesregierung muss
eine effektive Prüfung der Asylverfah-
ren sicherstellen. 

Die Kommunalfinanzen haben uns
in den Jahren 2014/2015 ausgiebig
beschäftigt. Die Kommunalen Spit-
zenverbände haben zweimal mit der
Bayerischen Staatsregierung verhan-
delt; der Finanzausgleich 2015 wur-
de im November 2014 vereinbart und
der Finanzausgleich 2016 im Juli die-
 ses Jahres. Die reinen Landesleistun-
gen sind von 7,32 Mrd. Euro (2013),
auf 7,963 Mrd. Euro (2016) angewach-
sen. Die Schlüsselzuweisungen betra-
gen 3,198 Mrd. Euro und die Konsoli-
dierungshilfen 150 Mio. Euro. Zugleich
wurde eine Entscheidung über die
Fortentwicklung des Finanzausgleichs
getroffen. Vorausgegangen war ein Gut-
 achten vom FiFo-Institut, Köln, wel-
ches beauftragt war, zu untersuchen,
ob eine „Gerechtigkeitslücke“ be-
steht. Die Ergebnisse des Gutachtens
konnten jedoch nicht umgesetzt wer-
den, da sie bei 1.300 Gemeinden zu
Verlus ten geführt hätten. Daher wur-
de im Rahmen einer Arbeitsgruppe
der Kom munalen Spitzenverbände
mit dem Fi nanz- und  Innenministe -

rium eine eigene Lösung entwickelt,
die zu einem Umverteilungsvolumen
von ca. 65 Mio. Euro geführt hat. Die
Verluste der kreisfreien Städte bei die-

ser Lösung konnten durch den Auf-
wuchs bei den Schlüsselzuweisungen
aufgefangen werden. Nach wie vor
bleibt jedoch die Forderung der Kom-
munalen Spitzenverbände im Raum,
dass den strukturschwachen Städten
und Gemeinden durch Leistungen
außerhalb des Finanzausgleichs und
regionale Wirtschaftsförderung ge-
holfen werden muss. 

Auch in diesem Jahr stand die Ener-
giewende auf unserer Agenda. Insbe-
sondere die Frage des Netzausbaus
hat zu erheblichen Diskussionen über
die bayerische Energiepolitik geführt.
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner hat
von November 2014 bis Februar 2015
einen Energiedialog mit Wirtschafts-
verbänden, Vertretern der Kirche und
Gewerkschaften sowie Bürgerinitiati-
ven, Investoren, Behörden und Fach-
leuten aus Wissenschaft, Forschung und
Entwicklung durchgeführt (Abb. 2). 

Ein Ergebnis war, dass bei der Strom-
produktion und bei der gesicherten
Leistung nach Abschaltung der letz-
ten Kernkraftwerke eine Lücke von 40
Terra Watt Stunden besteht. Daher
hatte die Versorgungssicherheit in
der Zukunft erste Priorität. Minister-
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Abb. 1: Erstattungsregelung für die Unterbringung der Asylbewerber

Abb. 2: Arbeitsgruppen des Energiedialogs 2014/2015



präsident Horst Seehofer hat gemein-
sam mit Bundeswirtschaftsminister Sig-
 mar Gabriel im Juli 2015 einen Kom-
promiss erzielt, der zwei Trassen von
Nord- nach Süddeutschland vorsieht,
weitgehend mit unterirdischen Lei-
tungsführungen sowie mit einer Nut-
zung bestehender Masten. Es steht zu
hoffen, dass dieses Konzept so  zeit -
gerecht umgesetzt werden kann, dass
die Versorgungssicherheit in Bayern
nach Abschalten der Kernkraftwerke
gewährleistet ist. 

Am 6. November 2014 stand die Bil-
dungspolitik bei einem weiteren Kom-
 munalgipfel mit Ministerpräsident Horst
Seehofer im Vordergrund. Nach einer
Probephase im Schuljahr 2015/16 soll
im darauf folgenden Schuljahr den
Städten und Gemeinden das Ange-
bot unterbreitet werden, die offene
Ganztagsschule in den Grundschulen
in die Zuständigkeit des Staates zu
überführen. Da der Schulbetrieb von
Montag bis Donnerstag bis 16.00 Uhr
und am Freitag bis 12.00 Uhr stattfin-
det, wurde mit der Staatsregierung
zudem vereinbart, dass im Rahmen
der Jugendhilfe ein zusätzliches An-
gebot geschaffen wird, welches an
 allen Werktagen bis 18.00 Uhr eine

Betreuung ermöglicht und auch die
Ferien umfasst. 

Auf unserer Landesversammlung in
Bad Aibling im Oktober 2014 wur-
den die Präsidenten gewählt. Die De-
legierten stellten Präsident Dr. Uwe
Brandl, Abensberg, durch seine Wieder-
 wahl ohne Gegenstimme einen ein-
deutigen Vertrauensbeweis aus. Zum
Ersten Vizepräsidenten wurde Josef
Mend, Iphofen und zum Zweiten Vize-
präsident Thomas Zwingel, Zirndorf,
sowie zum Schatzmeister Bürgermeis -
ter Josef Walz, Pfaffenhofen a.d. Roth,
gewählt. Damit ist der Bayerische Ge-
meindetag für die nächste Legislatur-
periode hervorragend aufgestellt
(Abb. 3).

Die Nachfolge des Geschäftsführenden
Präsidialmitglieds Dr. Jürgen Busse wur-
 de bereits im Dezember 2014 festge-
legt. Ab 1.11.2015 wird sein Stellver-
treter Dr. Franz Dirnberger die Ge-
schäftsführung übernehmen. Als künf-
 tige Stellvertreter werden Dr. Juliane
Thimet und Hans-Peter Mayer tätig
sein. Der Bayerische Gemeindetag hat-
 te auch einen schweren Verlust hinzu-
nehmen. Am 8. November 2014 ver-
starb der frühere Geschäftsführer Dr.
Hans Ludyga im Alter von 90 Jahren. 

Aus dem Verband

Verbandsarbeit des Bayerischen
Gemeindetags

Der Bayerische Gemeindetag war 2014/
2015 stark gefordert, in München, Ber-
 lin und Brüssel für die kommunale
Selbstverwaltung einzutreten. Die Kom-
 munalen Spitzenverbände haben 2014
Frau Natalie Häusler zur Leiterin des
Europabüros bestimmt. Ihre Vorgän-
gerin, Frau Andrea Gehler, wurde in
Brüssel durch eine Abschiedsrede des
Geschäftsführenden Präsidialmitglieds,
Dr. Jürgen Busse, im Namen aller Trä-
gerverbände für ihr außerordentliches
Engagement gewürdigt. Gemeinsam
mit dem Europabüro haben wir uns
vehement für einen Schutz der kom-
munalen Daseinsvorsorge im Rahmen
der Freihandelsabkommen TTIP, CETA
und TiSA eingesetzt. Den neu- und
wiedergewählten baye rischen EU-Ab-
geordneten haben wir anlässlich der
Europawahl 2014 die Kommunalen
Kernforderungen für den gesamten
EU-Bereich überbracht:
• Lissabon-Vertrag beachten und das

Subsidiaritätsprinzip ernst nehmen!
• Kommunales Selbstverwaltungsrecht

respektieren und die Beteiligung der
Kommunen an der europäischen
Willensbildung stärken!

• Kommunale Daseinsvorsorge und
Organisationshoheit schützen!

• Starke Kommunen für ein bürger-
nahes Europa

Ganz in diesem Sinne setzen wir uns
auch im Rahmen der Umsetzung der
neuen europäischen Vergabericht-
linien für kommunalgerechte Lösun-
gen im Bereich der Inhouse-Vergaben
sowie der interkommunalen Zusam-
 menarbeit ein (Abb. 4). 

Die Verbandsarbeit des Bayerischen
Gemeindetags kann ebenfalls als er-
folgreich bezeichnet werden. Ab 2016
wird die Große Kreisstadt Marktred-
witz (17.458 Einwohner), Landkreis
Wun siedel, Mitglied. Damit kann der
Bayerische Gemeindetag das 2027. Mit-
 glied von insgesamt 2031 kreisange -
hörigen Städte und Gemeinden be-
grüßen. 

Präsident Dr. Uwe Brandl und Geschäfts-
 führer Dr. Jürgen Busse besuchten im
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Abb. 3: (von links) 1. Bgm. Josef Mend, Erster Vizepräsident BayGT, 1. Bgm. Dr. Uwe
Brandl, Präsident BayGT, 1. Bgm. Josef Walz, Landesschatzmeister BayGT, 1. Bgm. Tho-
mas Zwingel, Zweiter Vizepräsident BayGT



Geschäftsjahr mehrfach die Bezirks-
verbände des Bayerischen Gemeinde-
tags und informierten laufend über die
aktuellen kommunalpolitischen The-
men. In den sieben Bezirksverbänden
und den 71 Kreisverbänden fand ein
regelmäßiger Erfahrungsaustausch statt.
In der Regel wurden in jedem Land-
kreis drei Kreisverbandsversammlun-
gen jährlich durchgeführt. Diese wur-
den meist von den Referentinnen und
Referenten der Geschäftsstelle mitge-
staltet. Der Arbeitskreis „Große Mit-
glieder“ wählte Herrn Oberbürger-
meister Gerold Noerenberg, Neu-Ulm,
zum neuen Vorsitzenden; feierlich ver-
 abschiedet wurde sein Vorgänger Ober-
 bürgermeister a.D. Sepp Kellerer, Fürs -
tenfeldbruck. 

Deutscher Städte- und Gemeinde-
bund

Die Zusammenarbeit mit dem Deut-
schen Städte- und Gemeindebund
funktioniert hervorragend. Im Mai 2015
wurden der Präsident und Vizepräsi-
dent neu gewählt. Feierlich in den
 Ruhestand verabschiedet wurde der
bisherige Präsident, Oberbürgermeis -
ter Schramm; zum neuen Präsidenten
wurde Bürgermeister Roland Schäfer,
Bergkamen, und zum Ersten Vizeprä-
sidenten Oberbürgermeister Hans-Jo-
achim Grote, Norderstedt, gewählt. 

Auf Bundesebene wurde eine neue
Kommunalzeitung, mit einer Auflage
von 100.000 Exemplaren, durch Ge-
schäftsführer Michael Zimper mit dem
Namen „KOMMUNAL“ ins Leben geru-
fen. Der Bayerische Gemeindetag be-
grüßt ausdrücklich diese Initiative, die
eine Stärkung der kommunalen Selbst-
 verwaltung durch eine aktive Medien-
 politik bedeutet. 

Kommunal-GmbH

Die Kommunal-GmbH des Bayerischen
Gemeindetags hat sich zu einer festen
Größe in der Fortbildungslandschaft
des Verwaltungsrechts entwickelt. Al-
lein im Jahr 2014 wurden in fast 60

Seminaren knapp 2.400 Bürgermeis -
terinnen und Bürgermeister und Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Kommunalverwaltungen geschult. Im
ersten Halbjahr 2015 waren es 30 Ver-
anstaltungen mit fast 1.200 Teilneh-
mern. Daneben wurde eine Vielzahl
von sog. Inhouse-Seminaren durch-
geführt, die vor allem der Fortbildung
von Gemeinderatsmitgliedern dienen
(Abb. 5).

Eine besondere Herausforderung stell-
te dabei die Kommunalwahl 2014 dar.
Bereits im Vorfeld machte die Kom-
munal-GmbH in insgesamt sieben Se-
minaren 250 gemeindliche Sachbear-
beiter für die Durchführung der Wahl-
en fit. Von den ca. 680 neu gewählten
Bürgermeisterinnen und Bürgermei-
stern besuchten fast 450 die von der
Kommunal-GmbH angebotenen drei -
tägigen Einführungskurse und konn-
ten dort das Rüstzeug für die Aufgabe
als Rathauschef oder -chefin erwerben. 

Zugleich veranstaltet die Kommunal-
GmbH die Fachmesse KOMMUNALE
am 14./15. Oktober 2015, bei der wir
über 4.000 Kommunalpolitiker und Mit-
 arbeiter aus den Gemeinden erwarten.

Zum 1.1.2014 ist die ipse GmbH mit
der Kommunal-GmbH verschmolzen.
Seither setzt die Kommunal-GmbH das
Angebot für Wasserversorger und Ab-
wasserentsorger fort, maßgeschneider-
 te Betriebs- und Organisationshand-
bücher zu erarbeiten.
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Abb. 4: (v. l. n. r.) Caroline Bogenschütz (wissenschaftliche Mitarbeiterin, Europabüro
der baden-württembergischen Kommunen), Sibylle Walker (Assistentin, Europabüro
der baden-württembergischen Kommunen/Europabüro der sächsischen Kommunen)
Dr. Martin Silzer (Leiter, Europabüro der baden-württembergischen Kommunen), Nancy
Petignot (Assistentin, Europabüro der bayerischen Kommunen), Christine Reßler (Assi-
stentin, Europabüro der bayerischen Kommunen)

Abb. 5: Bürgermeisterseminar in Lohr a. Main



Folgende Themen wurden im
 Geschäftsjahr schwerpunktmäßig
behandelt: 

Kommunaler Finanzausgleich in
Bayern

1. Fortentwicklung des Kommunalen
Finanzausgleichs 

Im Zuge der Verhandlungen zum Kom-
 munalen Finanzausgleich 2013 konn-
te unter anderem die Veränderung
des Hauptansatzes erreicht werden.
Bei dieser Maßnahme handelt es sich
um einen dringend notwendigen Ein-
stieg zur Fortentwicklung des Kom-
munalen Finanzausgleichs, da sich aus
Sicht des Bayerischen Gemeindetags
seit 1978 der Grundbedarf in den
 Gemeinden ganz erheblich fortent-
wickelt hat. Das Finanzministerium
war jedoch nur bereit, über eine darü-
ber hinausgehende Fortentwicklung
des Finanzausgleichs zu verhandeln,
wenn ein solcher Prozess durch die
Erstellung eines Gutachtens begleitet
wird. Insoweit haben der Freistaat
Bayern und die kommunalen Spitzen-
verbände in Bayern die gemeinsame
Beauftragung eines Gutachters be-
schlossen. Im Rahmen des Gutach-
tens sollte überprüft werden, ob der
Verteilungsmodus für die Schlüssel-
zuweisungen unter Berücksichtigung
der sonstigen Finanzausgleichswirkun-
 gen entsprechend der Bedarfe der ver-
 schiedenen Gruppen von Gemeinden
sachgerecht ausgestaltet ist. Gegen-
stand der Untersuchung war somit zum
einen die Ergebnisgerechtigkeit der
geltenden Regelungen zur Berechnung
der Schlüsselzuweisungen sowie die
Systematik des bisher geltenden Ver-
teilungsschlüssels. Aus diesem Grund
wurden zum Thema der Berechnung
der Steuerkraft wie auch zur Bemes-
sung des kommunalen Bedarfs kon-
krete Fragestellungen formuliert, die
der Gutachter im Rahmen seines Auf-
trags beantworten sollte. 

Mit dem Gutachten wurde das FiFo-
Institut Köln und mit der Projektlei-
tung Dr. Michael Thöne beauftragt.
Der Gutachtensprozess begann in der
zweiten Jahreshälfte des Jahres 2013
und wurde in der ersten Jahreshälfte
des Jahres 2015 abgeschlossen. Der

Gutachtensprozess wurde durch den
Freistaat Bayern und den kommuna-
len Spitzenverbänden in Bayern durch
eine Arbeitsgruppe begleitet. Im Vor-
feld der Verhandlungen zum Finanz-
ausgleich 2015 lag bereits ein erster
Entwurf des Gutachtens vor, auf des-
sen Basis das Bayerische Staatsminis -
terium der Finanzen erste Probebe-
rechnungen in Auftrag gegeben hat.
Nach Bewertung der Ergebnisse kam
das Finanzministerium zu dem Schluss,
dass mit dem vorliegenden Entwurf
die Zielsetzung des Gutachtenspro-
zesses, die Systemgerechtigkeit zu er-
höhen und insbesondere die Lage
strukturschwacher Kommunen noch
besser zu berücksichtigen, nicht aus-
reichend Rechnung getragen wird. Aus-
 gehend von dieser Bewertung wurde
die Übereinkunft getroffen, dass die
Spitzenverbände gemeinsam mit dem
Staat ein eigenes Modell entwickeln.
Für die vom Staat entwickelten Mo-
dellvarianten wurden Probeberech-
nungen in Auftrag gegeben. 

Es wurden drei Modelle in die engere
Wahl genommen mit dem Ziel, einen
Konsens zu finden. 

Während der Wille von Gemeinde-
und Städtetag klar erkennbar war,
 einen gemeinsamen Weg zu finden,
hat der Landkreistag mit dem   Fest -
halten an einem eigenen Modell die
Konsensfindung erschwert. Erst im
Zuge der FAG-Verhandlungen 2016
am 02.07.2015 ist es dann gelungen,
einvernehmlich ein Modell zur Fort-
entwicklung des Kommunalen Finan-
zausgleichs in Bayern zu vereinbaren.
Wesentliche Elemente sind dabei: 

Steuerkraft

Es wird ein einheitlicher Nivellierungs-
 hebesatz für Grund- und Gewerbe-
steuer mit 310% und einer 10-prozen-
tigen Anrechnung der darüber  hi -
nausgehenden Steuereinnahmen ein-
 geführt, während die Einkommen-
steuerbeteiligung wie bisher beibe-
halten wird. 

Auf der Bedarfsseite bleibt die Ein-
wohnergewichtung, die seit dem Jahr
2013 angewandt wird, unverändert.
Der Demographiefaktor, aber auch die

Einrechnung der Stationierungsstreit-
kräfte (einschließlich ihrer  Angehö -
rigen) wird weiter beibehalten. Der
Ansatz der Nebenwohnsitze wird in
 einem modifizierten Verfahren bis
2025 abgeschmolzen. Bei den bisheri-
gen Ergänzungsansätzen bleiben die
Ansätze für kreisfreie Städte und der
Strukturschwächeansatz erhalten. Der
bisherige Sozialhilfeansatz wird durch
einen neuen Ergänzungsansatz Be-
darfsgemeinschaften nach SGB II mit
einem Gewichtungsfaktor von 3,1%
ersetzt. Neu ist ein Ergänzungsansatz
für Kinder in Tageseinrichtungen mit
einem Gewichtungsfaktor von 1,0. Die
Sonderschlüsselzuweisungen werden
fortgeführt. 

Das erzielte Ergebnis zur Fortentwick-
lung des Kommunalen Finanzausgleichs
muss im Kontext mit den in den letz-
ten Jahren erreichten Verbesserungen,
gerade für finanz- und strukturschwa-
che Kommunen gesehen werden. Hier-
 zu zählen insbesondere die Einfüh -
rung eines 10-jährigen Demographie-
faktors, die Einführung und Erhöhung
der Mindestinvestitionspauschale, die
Erhöhung der Hauptansatzstaffel von
108 auf 112% wie auch die Einfüh -
rung der Stabilisierungshilfen. In der
Gesamtschau konnte auch bei einem
überschaubaren Umverteilungsvolu-
men von rund 64 Mio. Euro ein weite-
rer Beitrag zur Stärkung struktur- und
finanzschwacher Kommunen erreicht
werden, ohne andere Kommunen da-
bei zu überfordern. Trotz aller unter-
schiedlicher Sichtweisen im Rahmen
des Prozesses ist auch festzuhalten,
dass mit dem Endergebnis ein trag-
fähiger Kompromiss erreicht werden
konnte, der von allen kommunalen
Spitzenverbänden einvernehmlich ge-
 tragen wird (Abb. 6). 

2. Finanzausgleich 2015

Das Gesamtvolumen des Kommuna-
len Finanzausgleichs 2015 betrug 8,2
Mrd. Euro. Dies stellt einen Zuwachs
von 248,5 Mio. Euro dar. Die reinen
Landesleistungen haben sich auf 7,82
Mrd. Euro erhöht. Der Kommunalan-
teil am allgemeinen Steuerverbund
betrug 3,9 Mrd. Euro. Er wies einen Zu-
wachs von 212,9 Mio. Euro auf. Während
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die Umschichtungen für Bedarfszuwei-
 sungen und die Investitionspauschale
leicht erhöht wurden und für die Zu-
weisungen nach Art. 10 FAG für Schu-
len und Kindereinrichtungen zusätz-
lich 32 Mio. Euro zur Verfügung ge-
stellt werden konnten, blieben die an-
deren Umschichtungen unverändert
erhalten. Im Bereich der Schlüsselzu-
weisungen konnte eine Steigerung
um 161,9 Mio. Euro erreicht werden.
Der Kommunalanteil am Kfz-Steuer-
ersatzverbund betrug rund 813 Mio.
Euro, damit gelang es, die Mittel für
Straßenbau und -unterhalt um 15 Mio.
Euro zu erhöhen. Damit konnten Pau-
schalen für den Straßenunterhalt und
-winterdienst um rund 4,5% angeho-
ben werden. Im Rahmen der Hoch-
bauförderung nach Art. 10 FAG ist es
gelungen, den Orientierungswert für
Kommunen mit durchschnittlicher Fi-
nanzlage um 5% auf 40% anzuheben.
Der Ansatz für allgemeine Bedarfszu-
weisungen und Stabilisierungshilfen
wurde um 20 Mio. Euro auf 120 Mio.
Euro erhöht, neben der Zielrichtung
der Tilgung von Schulden besteht seit
dem Jahr 2014 die Möglichkeit, dass
ein begrenzter Anteil der gewährten
Stabilisierungshilfen zur notwendi-
gen Verbesserung und dem Erhalt der
kommunalen Grundausstattung ein-
gesetzt werden kann; dieser Weg wird
konsequent fortgesetzt (Abb. 7). 

3. Finanzausgleich 2016

Die Verhandlungen zum Finanzaus-
gleich 2016 standen unter schwierigen
Vorzeichen, da insbesondere das Ver-
fahren zur Fortentwicklung des Kom-

munalen Finanzausgleichs abgeschlos-
 sen werden sollte und zudem der
Staats haushalt in den Jahren 2015 und
2016 aufgrund der dramatisch steigen-
 den Asylausgaben vor enorme Heraus-
 forderungen gestellt wird und damit
der finanzielle Bewegungsspielraum
des Freistaats stark eingeschränkt ist.
Das Gesamtvolumen des Kommuna-
len Finanzausgleichs 2016 beträgt
8,45 Mrd. Euro. Dies stellt einen Zu-
wachs um 160,17 Mio. Euro dar, die
reinen Landesleistungen haben sich
auf inzwischen 7,96 Mrd. Euro erhöht.
Der Kommunalanteil im Rahmen des
allgemeinen Steuerverbunds beträgt
4,029 Mrd. Euro, dies enthält einen
prognostizierten Zuwachs von 112,16

Mio. Euro. Während die Umschichtun-
gen nach Art. 10 FAG und Art. 15 FAG
unverändert bleiben, werden sich die
Umschichtungen für die Investitions-
pauschale um 30 Mio. Euro auf 406
Mio. Euro und für die Bedarfszuwei-
sungen um 12 Mio. Euro erhöhen. Für
Schlüsselzuweisungen stehen im Jahr
2016 3,198 Mrd. Euro (+ 62,65 Mio. Euro)
zur Verfügung. 

Die Regelungen zum Abbau der Ne-
benwohnsitze wurden modifiziert. Die
im FAG 2015 eingerechneten 80% der
Nebenwohnsitze werden nun in den
nächsten 10 Jahren um jeweils 8% bis
2025 abgebaut. Für Gemeinden mit
einem Anteil an Nebenwohnsitzen von
mehr als 10% werden die Abbauschrit-
 te jedoch in drei Blöcken zusammen-
gefasst. Beim Kfz-Steuerersatzverbund
betragen die zur Verfügung stehen-
den Mittel unverändert 813 Mio. Euro.
Dabei ist es gelungen, die Mittel für
die Abwasserförderung mit 70,25 Mio.
Euro, aber auch die Ansätze für den
kommunalen Straßenbau und -unter-
halt auf dem Vorjahresniveau von 314,3
Mio. Euro fortzuführen. Bereiche, wie
die Krankenhausförderung, die Hoch-
bauförderung, aber auch die Zuwei-
sungen für die Schülerbeförderung
wer den auf dem bisherigen Niveau
fortgeführt. Die Mittel der allgemei-
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Abb. 6: (von links) Ausschussvorsitzender Peter Winter, Präsident des Landkreistags
Christian Bernreiter, Staatssekretär Albert Füracker, Minister Dr. Markus Söder, Präsi-
dent des Gemeindetags Dr. Uwe Brandl, Vorsitzender des Städtetags Dr. Ulrich Maly,
Bezirkstagspräsident Josef Mederer

Finanzausgleichsgespräche im Juli 2015

Abb. 7: Stetig steigendes Volumen des kommunalen Finanzausgleichs



nen Investitionspauschale werden im
Jahr 2016 durch eine zusätzliche
 Umschichtung aus dem allgemeinen
Steuerverbund um 30 Mio. Euro auf
406 Mio. Euro erhöht. Die allgemeine
Investitionspauschale fließt zu 45% in
den kreisangehörigen Bereich, zu 20%
in den kreisfreien Bereich und zu 35%
in die Landkreise. Die  Mindestinves -
titionspauschale bleibt unverändert,
der zugrundeliegende Basiswert liegt
weiterhin bei 110.000 Euro. Der An-
satz für Bedarfszuweisungen und Sta-
bilisierungshilfen wird erneut um 30
Mio. Euro auf nun 150 Mio. Euro er-
höht. Damit soll finanzschwachen und
vom Bevölkerungsrückgang besonders
betroffenen Gemeinden noch  wirk -
samer geholfen werden können. Der
Staat erhöht seinen Anteil an allge-
meinen Haushaltsmitteln um 18 Mio.
Euro auf nun 59,6 Mio. Euro, 90,4 Mio.
Euro stammen aus dem allgemeinen
Steuerverbund. 

Asyl

Die ständig steigende Zahl von Asyl-
bewerbern stellt auch die kreisange -
hörigen Städte, Märkte und Gemeinden
vor riesige Herausforderungen. Im ers -
ten Halbjahr 2015 reisten 231.000 Men-
 schen in die Bundesrepublik Deutsch-
land ein, um hier Asyl zu beantragen.
In diesem Zeitraum kamen alleine nach
Bayern 36.000 Personen. Auf das lau-
fende Jahr hochgerechnet muss man
mit einer Zahl von über 800.000 Men-
schen rechnen, die aus den  Krisen -
herden dieser Welt, aber auch zahlen-
mäßig sehr stark aus den Ländern des
Westbalkans in unser Land einreisen.
Die Verteilung der Asylbewerber in
Bayern ist in der Durchführungsver-
ordnung Asyl (DVAsyl) geregelt. So er-
folgt die Verteilung zunächst über die
sieben Regierungsbezirke und daran
anschließend auf die kreisfreien Städ-
te bzw. Landkreise. Die Verteilung der
Asylbewerber auf der Landkreisebene
bedarf der Abstimmung zwischen dem
Landrat und den Gemeinden vor Ort
und sollte möglichst in gemeinsamer
Solidarität innerhalb der kommunalen
Familie erfolgen. Der Bayerische Ge-
meindetag hat sehr lange darauf hin-
gewirkt, dass bei der Verteilung von

Asylbewerbern gerade in kleineren
Gemeinden des ländlichen Raums auf
eine gewisse Sozialverträglichkeit zu
achten ist. Dies bedeutet, dass eine
Gemeinde nicht überproportional durch
den Zuzug von Menschen aus ande-
ren Kulturkreisen gefordert werden
soll, da hierdurch eine optimale Inte-
gration vor Ort eher erschwert wird.
Angesichts des dramatischen Anstiegs
der Asylbewerberzahlen kann dieser
Aspekt bei der Verteilung der betrof-
fenen Menschen nicht mehr berück-
sichtigt werden. Regierungen wie Land-
 kreise sind schlichtweg darauf ange-
wiesen, jedes angebotene freie Bett
für die Asylsuchenden zu verwenden.
Zwischenzeitlich haben auch die Land-
 räte begonnen, Beschlagnahmungen
vorzunehmen, um freie Kapazitäten
in kommunalen Immobilien für die
Unterbringung von Asylbewerbern nut-
 zen zu können. Wie uns die politische
Spitze des zuständigen Sozialministe-
riums erst kürzlich bestätigte, sollen
diese Beschlagnahmungen als Ultima
Ratio dienen und im Einvernehmen
mit den betroffenen Städten, Märkten
und Gemeinden vollzogen werden. 

Mit der Niederlassung eines Asylbe-
werbers in der Gemeinde wird ein ge-
wöhnlicher Aufenthalt begründet. Dies
hat zur Folge, dass Kinder von Asylbe-
werbern ab dem ersten vollendeten
Lebensjahr genauso einen Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz in
einer Kinderkrippe oder Kindergarten

haben wie deutsche Kinder. Nach dem
Bayerischen Erziehungs- und Unter-
 richtsgesetz entsteht eine Schul-
pflicht nach drei Monaten. Für die Ge-
meinden und für die Schulaufwands -
träger bedeutet dies, dass entspre-
chende Plätze in den Kindertagesein-
richtungen und in den Schulen zur
Verfügung zu stellen sind. Insbeson-
dere in den Städten und Ballungsräu-
men haben wir heute schon eine pre -
käre Situation aufgrund des Fachkräf-
temangels in den Kindertageseinrich-
tungen. Von unseren Mitgliedsgemein-
 den erfahren wir gerade aus diesen
Regionen, dass es unmöglich sei, wei-
tere Kinder aufzunehmen. Unabhän-
gig davon berichten uns die Praktiker
vor Ort, dass es viel zu wenige speziell
ausgebildete Erzieherinnen und Er-
zieher gebe, die den meist traumati-
sierten Kindern individuelle Hilfestel-
lung leisten können. Auch aus der
Lehrerschaft hören wir ähnliche Hilfe-
rufe, angesichts der steigenden Zahl
von Schulkindern aus Bürgerkriegs-
ländern, die in den Grund- oder Mit-
telschulen eingeschult werden. Die
bayerischen Gemeinden bemühen sich
darüber hinaus, ein Netzwerk von eh-
renamtlich tätigen Bürgerinnen und
Bürgern aufzubauen, die den Asylbe-
werbern in ihrer schwierigen Lebens-
lage zur Seite stehen. Mitglieder der
Kirchengemeinden, von Wohlfahrts-
verbänden, Sportvereinen und weite-
ren örtlichen Organisationen zeigen
große Hilfsbereitschaft. Ohne ehren-

Bayerischer Gemeindetag 10/2015386

Quelle: www.tagesschau.de



amtliches Engagement der bayerischen
Bürgerinnen und Bürger könnte man
diese humanitäre Katastrophe in un-
serem Land gar nicht auffangen. Die
Volkshochschulen bieten Sprachkur-
se an, teilweise unter- oder gar nicht
durch den Staat finanziert. Hier über-
nehmen dann die Kommunen die Fi-
nanzierung. Auch in der  Asylsozial -
beratung klagen die Landkreise wie
auch die Wohlfahrtsverbände über
 eine Finanzierungslücke. Auch in die-
sen Fällen springen kreisangehörige
Kommunen als Ausfallbürge mit ein. 

Eine besonders große humanitäre Ka-
tastrophe zeichnet sich im Bereich der
unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge ab. So erwarten wir für das lau-
fende Jahr alleine in Bayern 10.000
Kinder und Jugendliche, die ohne
 Eltern und ohne Begleitung von Er-
wachsenen nach Bayern einreisen.
Diese Kinder und Jugendliche fallen
in die Obhut der örtlichen Träger der
Jugendhilfe. Die Kosten hierfür stei-
gen permanent weiter an. Die Finan-
zierung erfolgt über die Kreisumlage.
Im Rahmen der Finanzausgleichsge-
spräche konnte noch nicht abschlie -
ßend festgelegt werden, dass diese
Kosten ab dem 01.01.2016 vom Frei-
staat Bayern zu tragen sind. Dazu ist
auch die Hilfestellung des Bundes not-
 wendig. Neben der Finanzierungsfra-
ge besteht die größte Herausforderung
darin, dass die notwendigen Plätze
und Fachkräfte schlichtweg nicht vor-
handen sind.

Der Bayerische Gemeindetag fordert
seit geraumer Zeit, angesichts des
nicht enden wollenden Zustroms von
Asylbewerbern, politisches Handeln
zunächst einmal auf der europäischen
Ebene. Es ist nicht einsehbar, dass eine
kleine Anzahl von EU-Mitgliedsstaa-
ten den Großteil der Asylbewerber
aufnimmt und hierfür alle Kosten und
Lasten trägt. Allerdings weigern sich
zahlreiche EU-Staaten an einer sozial-
verträglichen und gerechten Lösung
mitzuwirken. Darüber hinaus appel-
liert der Bayerische Gemeindetag an
den Bund, dass nur durch eine  deut -
liche Aufstockung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (BAMF)

die Asylverfahren deutlich zu verkür-
zen sind. Es ist auch im Interesse der
Antragsteller, dass Verfahren sich nicht
über Monate oder gar, wenn Rechts-
mittel eingelegt werden, über Jahre
hinziehen. Der Bayerische Gemeinde-
tag fordert ein zügiges,  rechtsstaat -
liches Verfahren, das bei einer Ableh-
nung des Antragsstellers dazu führen
muss, Rückführungen dieses Personen-
 kreises in die Heimatländer zügig zu
organisieren und umzusetzen. Wir for-
dern darüber hinaus den Bund und
den Freistaat auf, für die Menschen,
die nach Abschluss des Verfahrens
dauerhaft in Bayern bleiben, entspre-
chenden Wohnraum zu schaffen. Dies
kann für Großstädte und Ballungsräu-
me ein Wohnbauprogramm sein, für
die ländlichen Regionen fordern wir
eine Finanzierungshilfe zur Revitali-
sierung von Leerständen. Es ist heute
schon absehbar, dass fast die Hälfte
der Asylbewerber dauerhaft bei uns
bleiben wird. Wenn es nicht rasch ge-
lingt, notwendigen Wohnraum zu schaf-
 fen, wird diese Situation gerade in
Städten und Ballungsräumen zu einem
scharfen Wettbewerb zwischen ein-
kommensschwachen Deutschen und
den anerkannten und geduldeten Asyl-
 bewerbern bzw. Flüchtlingen führen.
Dies birgt enormen sozialen Spreng-
stoff. 

Wir sind sicher, dass uns die Asylpro-
blematik in den kreisangehörigen Städ-
 ten, Märkten und Gemeinden nicht
nur im Jahr 2015, sondern auch in den

Jahren danach sehr stark beschäfti-
gen wird. Den Bürgermeisterinnen und
Bürgermeistern kommt eine wichtige
gesellschaftspolitische Verantwortung
zu. Einerseits gilt es den grundgesetz-
lich verankerten Anspruch auf Asyl in
unserem Land vor Ort auch umzuset-
zen und andererseits ein friedliches
und sozialverträgliches Miteinander
zwischen der einheimischen Bevölke-
rung und den Asylbewerbern zu er-
möglichen. Andererseits ist es ausge-
sprochen wichtig, dass die kreisan-
gehörigen Gemeinden auf Landkrei-
sebene im Rahmen der kommunalen
Solidarität gemeinsam ihrer Verant-
wortung gerecht werden und in allen
Gemeinden Menschen auf der Flucht
aufnehmen. Weiße Flecken darf es auf
dieser lokalen Landkarte unter die-
sem Gesichtspunkt keine geben.

Ganztagsschulen

Am 24. März 2015 einigten sich die
kommunalen Spitzenverbände und der
Freistaat Bayern über die Weiterent-
wicklung ganztägiger Bildungs- und
Betreuungsangebote für Schülerinnen
und Schüler. Nach 2009 war dies der
zweite Bildungsgipfel im Bereich der
Ganztagsschulen. Vor sechs Jahren wur-
 de der bedarfsgerechte und flächen-
deckende Ausbau in Grund- und Mit-
telschulbereich begonnen. Seither gibt
es in der Grundschule gebundene Ganz-
 tagsschulen und im Mittelschulbereich
offene sowie gebundene Ganztags-
angebote. Aus der kommunalen Pra-
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xis sind in den vergangenen Jahren
immer wieder Klagen laut geworden,
warum es in den Grundschulen keine
offenen Ganztagsangebote gebe. Ein
solches schulisches Angebot war 2009
wohl auch auf Grund finanzieller Ge-
sichtspunkte nicht durchsetzbar. Seit-
her haben sich viele Kommunen da-
mit beholfen, mit sogenannten Mit-
tags- und verlängerten Mittagsbe-
treuungsangeboten die Bedarfe der
Eltern und deren Kinder im Grund-
schulbereich abzudecken. Dabei stell-
te sich heraus, dass je nach Finanz-
kraft der Gemeinden sehr unterschied-
 liche pädagogische Angebote etabliert
werden konnten. Der Bayerische Ge-
meindetag forderte daher seit gerau-
mer Zeit auch die Einführung der of-
fenen Ganztagsgrundschule, die dann
in der Verantwortung des Staates zu
liegen habe und gleichermaßen finan-
 ziell auszustatten sei. Diese Forderung
wurde nunmehr auf dem Ganztags-
gipfel 2015 seitens des Freistaats er-
füllt. Zunächst wird im Rahmen einer
Pilotphase im laufenden Schuljahr
2015/2016 an etwa 300 Standorten
diese neue Angebotsform getestet.

Die schulischen Ganztagsangebote an
den Grundschulen in der Verantwor-
tung und Trägerschaft des Freistaats
werden zwischen 8.00 Uhr und 16.00
Uhr an vier Unterrichtstagen in der
Woche eingeführt. Für Eltern wird die-
ses rein schulische Angebot für den
eben genannten Zeitraum kostenfrei
sein. Darüber hinaus gibt es natürlich
bei vielen Familien auch ein Bildungs-
und Betreuungsbedarf für die Kinder
während der Woche nach 16.00 Uhr
und vor allen Dingen am Freitagnach-
mittag sowie in den Ferien. Und um
genau diese Bedarfe zu decken, ist
nun ein neues Modellprojekt „offene
Ganztagsangebote in Kooperation von
Schule und Jugendhilfe“ auf den Weg
gebracht. Diese Angebote ermögli-
chen Betreuungszeiten bis 18.00 Uhr
an allen Unterrichtstagen und in der
unterrichtsfreien Zeit. Bei dieser offe-
nen Ganztagsgrundschule im Kombi-
modell arbeitet Schule mit den Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe zu-
sammen. Das können nun Horte vor
Ort sein, Kinderhäuser oder altersge -
öffnete Kindergärten, die dann auch

Grundschüler betreuen. Es ist nun
 eine Aufgabe der Schulaufwandsträ-
ger gemeinsam mit den Schulleitun-
gen entsprechende Bedarfe bei den
Eltern abzufragen. Sofern sich heraus-
stellt, dass Eltern in einer Gemeinde
ganztägige Bildungs- und Betreuungs-
 angebote für ihre Kinder wünschen,
ist eine Entscheidung herbeizuführen,
ob dies in Form einer gebundenen
Ganztagsgrundschule mit den oben-
genannten Zeitfenstern sein soll oder
eben einer Angebotsform im Kombi-
modell mit der Jugendhilfe. Bei  letz -
terer Variante besuchen die Kinder
am Vormittag ganz normal die Grund-
schule und für die Betreuungsange-
bote am Nachmittag buchen die Eltern
ähnlich wie heute schon im Kinder-
gartenrecht Stundenkontingente in die
Jugendhilfeeinrichtungen ein. Diese
Angebote sind dann auch  kosten -
pflichtig.

Der Bayerische Gemeindetag geht
davon aus, dass in zahlreichen kreis -
angehörigen Städten, Märkten und
Gemeinden ein großer Bedarf für ein
ganztägiges Bildungs- und Betreuungs-
 angebot in der Grundschule besteht.
Allein die Buchungszeiten für das
letzte Kindergartenjahr lassen darauf
schließen, dass nach der Einschulung
dieser gleiche Betreuungsbedarf natür-
 lich weiterhin aus Sicht der Eltern und

deren Kinder vorhanden ist. Den Ge-
meinden kommt mit der Einführung
der offenen Ganztagsgrundschule eine
größere Verantwortung bei der Pla-
nung, Organisation und Umsetzung
dieser neuen Betreuungsangebote zu.
Andererseits hat sich der Freistaat
Bayern bereit erklärt, diese neuen
Ganztagsgrundschulen finanziell auch
deutlich besser auszustatten als bis-
her. So ist nach Aussagen des Finanz-
ministeriums im Endausbau dieser neuen
Angebotsform mit zusätzlichen finan-
ziellen Leistungen des Staates in Höhe
von 166 Millionen Euro pro Jahr zu
rechnen (Abb. 10).

Wir werden die am Modellversuch be-
teiligten kommunalen Schulaufwands -
träger um Rückmeldung bitten, in-
wieweit sich diese neue Angebots-
form, insbesondere im Kombimodell,
in der Praxis bewährt. Wir sollten
nämlich rechtzeitig aus den jetzt ge-
wonnenen Erkenntnissen Rückschlüs-
se ziehen für mögliche Änderungen
ab dem Schuljahr 2016/2017, wo dann
diese Angebotsform in der Fläche
ausgeweitet wird. Auf unserer Haus-
aufgabenliste heute stehen noch Fra-
gen zum Schulbauprogramm für Ganz-
 tagsschulen, Fragen zur Bedarfspla-
nung im schulischen Bereich sowie
 eine gesetzliche Regelung im Bereich
der Gastschulverhältnisse (Abb. 11).
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Abb. 10: Ausbau der Ganztagsschulen in Bayern schreitet voran



Bildungs- und Betreuungsangebote
sind wichtige Infrastruktureinrichtun-
gen in den Städten, Märkten und Ge-
meinden. Die kommunalen Schulauf-
wandsträger werden sicherlich alles
daran setzen, die entsprechenden Rah-

 menbedingungen vor Ort zu schaf-
fen. Auch im Rahmen der Jugendhilfe
werden die entsprechenden flankie-
renden Maßnahmen für die Schüle-
rinnen und Schüler getroffen werden.
Allerdings muss klar sein, dass für die

Bildung und Erziehung von Schülerin-
nen und Schülern der Freistaat Bayern
Verantwortung trägt. 

Landesentwicklungsprogramm (LEP)

Das Landesentwicklungsprogramm
2013 (LEP) soll entsprechend der Re-
gierungserklärung vom 27.11.2014 re-
 formiert werden. Staatminister Dr. Sö-
der verspricht den Kommunen  grö -
ßere Handlungs- und Entscheidungs-
spielräume in der Ansiedlungspolitik.
Gleichzeitig sollen die strukturschwa-
chen Räume noch mehr unterstützt
werden, die regelmäßig auch von einem
Bevölkerungsrückgang betroffen sind
(vgl. nachstehend abgedruckte Struk-
turkarte des BayLStDV aus dem Jahr
2014) (Abb. 12). 

Im Einzelnen sind bei der Teilfort-
schreibung des LEP Änderungen zu
folgenden Themen vorgesehen:

1. Erweiterung des Raums mit
 besonderem Handlungsbedarf
(RmbH)

Die Anzahl der Gemeinden und Land-
 kreise, die dem RmbH zugeordnet wer-
 den, wird gegenüber dem LEP 2013
(vgl. die nachstehend abgedruckte
Strukturkarte Anhang 2) deutlich er-
höht (Abb. 13 nächste Seite).

Wer beim maßgeblichen Strukturindi-
kator weniger als 90% des bayerischen
Durchschnitts aufweist (vorher: 85%),
erhält künftig bei einschlägigen Pro-
grammen, etwa beim Breitbandaus-
bau, beim Regionalmanagement oder
der regionalen Wirtschaftsförde-
rung einen höheren Fördersatz. 

Davon profitieren 6 weitere  Land -
kreise (Ansbach einschließlich der
kreisfreien Stadt Ansbach, Forchheim,
Garmisch-Partenkirchen, Main-Spes-
sart, Mühldorf a. Inn und Neustadt a.d.
Aisch-Bad Windsheim). Erstmals wer-
den auch einzelne Gemeinden, die  eine
vergleichbare Strukturschwäche auf-
weisen, dem RmbH zugeordnet. Das
begünstigt zusätzlich 57 Gemeinden
außerhalb der „RmbH-Landkreise“ (vgl.
die nachstehend abgedruckte Struk-
turkarte mit dem erweiterten Rmbh
gemäß Ministerratsbeschluss vom
5. August 2014) (Abb. 14 übernächste
Seite).
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Abb. 11: Offene Fragen bei der Ganztagsbetreuung

Abb. 12: Bevölkerungsentwicklung in Bayern



Die neue Gebietskulisse des RmbH ent-
 spricht einem Flächenanteil Bayerns von
über 40%. Dabei gilt Bestandsschutz
für die Landkreise und Gemeinden, die
bereits dem RmbH zugeordnet sind.

2. Lockerungen beim Anbindegebot

Um die Ansiedlung von Gewerbe-
gebieten gerade in ländlichen Teil-
räumen zu befördern und dort neue
Arbeitsplätze zu schaffen, werden zu-
sätzliche Ausnahmen des LEP einge-
führt. Künftig gelten Ausnahmen
auch für 

• Gewerbe- und Industriegebiete an
Ausfahrten von Autobahnen und
vierstreifigen Straßen sowie Gleis -
anschlüssen,

• interkommunale Gewerbegebiete,

• große Freizeit- und Tourismuspro-
jekte.

Einzelhandel bleibt dabei ausge-
schlossen, um den innerstädtischen
Einzelhandel nicht zu gefährden. 

Schließlich werden für die struktur-
schwächsten Gemeinden und für die
grenznahen Räume (Landkreise, die
unmittelbar an Österreich oder die
Tschechische Republik anschließen) Er-
 leichterungen durch flexiblere Hand-
habung von Zielabweichungsverfah-
ren bei konkreten Projekten möglich
sein. Mit diesen Änderungen werden
die Entscheidungsspielräume vor Ort
erhöht und die wirtschaftlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten der Gemein-
den erleichtert. 

Durch Anreize für interkommunale Zu-
 sammenarbeit soll auch die Flä chen -
inanspruchnahme (vgl. die graphische
Darstellung zur Flächeninanspruch -
nahme in den letzten 30 Jahren) re-
duziert werden (Abb. 15). 

3. Zentrale-Orte-System

Nach § 3 a LEP 2013 ist für die  Fest -
legung der Mittel- und Oberzentren

im Jahr 2014 eine Teilfortschreibung
des Landesentwicklungsprogramms
Bayern einzuleiten. Nach der Festle-
gung im LEP 2013 (vgl. dort Anhang 1)
gibt es 30 Oberzentren und 159
Mittelzentren.

Das zuständige Staatsministerium der
Finanzen, für Landesentwicklung und
Heimat hat im Sommer 2014 einen
Gutachtensauftrag an das Deutsche
Institut Stadt und Raum – DISR - e. V.
erteilt. Am 14.1.2015 haben Staatsse-
kretär Füracker und der Gutachter
Prof. Dr. Greiwing das Konzept und
das methodische Vorgehen den kom-
munalen Spitzenverbänden, Vertre-
tern der Regionalen Planungsverbän-
de sowie der Organisationen der
Wirtschaft vorgestellt. Staatssekretär
Füracker hat dabei deutlich gemacht,
dass keine Fortschreibung des ge-
samten Zentrale-Orte-Systems erfol-
gen werde, sondern lediglich entspre-
chend § 3 a der VO zum LEP hinsicht-
lich der Mittel- und Oberzentren. Es
soll aber erstmals eine neue Stufe
„Metropole“ (München, Nürnberg, evtl.
Augsburg) eingefügt werden. Auf der
Ebene der Grundzentren steht der
Anpassungsprozess den Regionalen
Planungsverbänden offen.

Die sechs Leitfragen des Gutachtens
sowie die drei Schritte des methodi-
schen Vorgehens lauten wie folgt:

Leitfrage 1: Gewährleisten die beste-
henden Mittel- und Oberzentren eine
flächendeckende Versorgung im Lich-
te des demographischen Wandels?

Leitfrage 2: Sind die bestehenden
Ober- und Mittelzentren hinsichtlich
ihrer Ausstattung und Aufgabenwahr-
 nehmung untereinander noch ver-
gleichbar?

Leitfrage 3: Welche einheitlichen Kri-
terien gibt es, nach denen Mittel- und
Oberzentren jeweils eingestuft wer-
den können?

Leitfrage 4: Ist eine zusätzliche Ebene
„Metropole“ im bayerischen System
der Zentralen Orte zweckmäßig? Sind
Oberzentren mit metropolitanen Funk-
 tionen denkbar?

Leitfrage 5: Ist im Raum mit beson-
derem Handlungsbedarf (RmbH) eine
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Kreuth

Jachenau

Lindberg

Weil

Aying

Rohr

Deining

Zell

Mähring

Palling

Schneizlreuth

Anger

Birgland

Ering

Kirchzell

Windorf

Pfatter

Pähl

Lohberg

Valley

Oberding

Kinding

Pirk

Pilsach

Polling

Reut

Aham

Freudenberg

Ried

Kollnburg

Eschlkam

Münsing

Moosbach

Ursensollen

Weyarn

Falkenberg

Geslau

Grafling

Moos

Eitting

Böbing

Wiesenfelden

Kolitzheim

Warngau

Lehrberg

Fellen

Hohenthann

Waal

Kastl

Haundorf

Breitenbrunn

Wertach

Adlkofen

Laberweinting

Walting

Rettenberg

Ipsheim

Leonberg

Wang

Roßbach

Freihung

Wildsteig

Aurach

Illschwang

Ensdorf

Teunz

Gerolsbach

Bundorf

Pemfling

Kröning

Bergkirchen

Köditz

Denklingen

Postau

Bockhorn

Künzing

Moosthenning

Ahorntal

Haarbach

Happurg

Igling

Eußenheim

Kastl

Ohlstadt

Schernfeld

Ramsau b. Berchtesgaden

Grainet

Buchenberg

Hohenau

Rott

Dietersburg

Marxheim

Adelschlag

Otzing

Eschenlohe

Pfaffing

Sulzberg

Arberg

Bernried

Andechs

Mötzing

Pollenfeld

Jengen

Babensham

Irschenberg

Üchtelhausen

Gaißach

Hausen

Mauth

Soyen

Bastheim

Geiselwind

Theres

Wiesenttal

Arrach

Amerang

Pleiskirchen

Polling

Aitrang

Stamsried

Petting

Königsdorf

Bütthard

Mamming

Aiterhofen

Kühbach

Gräfendorf

Zeilarn

Fremdingen

Penzing

Traitsching

Bidingen

Aufseß

Weihenzell

Schleching

Vorra

Eiselfing

Königsfeld

Itzgrund

Fraunberg

Karlskron

Schönau

Thyrnau

Aiglsbach

Wittibreut

Riedering

Frasdorf

Wonsees

Kulmain

Trabitz

Eurasburg

Aresing

Haibach

Steinfeld

Alling

Winklarn

Langdorf

Tännesberg

Oberschneiding

Oberaurach

Kranzberg

Lengdorf

Brunnen

Wartmannsroth

Hallerndorf

Unterreit

Bruck

Zandt

Moorenweis

Altenbuch

Kohlberg

Iffeldorf

Laugna

Wellheim

Erlbach

Daiting

Guteneck

Edelsfeld

Biberbach

Prichsenstadt

Bibertal

Obernzenn

Leinach

Wald

Grettstadt

Bernbeuren

Hitzhofen

Wörth

Weiding

Horgau

Hohenburg

Falkenberg

Bischofsmais

Polsingen

Rehling

Stadelhofen

Haiming

Elsendorf

Pfofeld

Raitenbuch

Riedbach

Betzigau

Böbrach

Castell

Ettal

Achslach

Pleß

Ahorn

Parkstein

Halfing

Steinsfeld

Töpen

Kößlarn

Wörnitz

Rieneck

Möttingen

Baisweil

Berngau

Finning

Langerringen

Edling

Mauern

Aholming

Böhen

Hausen

Ascha

Weihmichl

Eberfing

Alfeld

Griesstätt

Antdorf

Egenhofen

Burk

Rain

Röhrmoos

Pürgen

Roden

Waldthurn

Bergheim

Hofkirchen

Samerberg

Windelsbach

Prebitz

Schiltberg

Engelsberg

Prem

Burggen

Oberhaid

Birkenfeld

Pittenhart

Brennberg

Sulzheim

Karbach

Mehring

Sandberg

Dammbach

Attenhofen

Pliening

Rudelzhausen

Wielenbach

Windach

Forheim

Rimbach

Thanstein

Weiding

Eggenthal

Sontheim

Teugn

Maitenbeth

Rottenbuch

Hollstadt

Bergen
Dittenheim

Reichenberg

Stulln

Plech

Weng

Merching

Raisting

Egloffstein

Tettenweis

Aholfing

Steinach

Alerheim

Langenaltheim

Weigenheim

Litzendorf

Dietersheim

Günzach

Vilsheim

Atting

Poppenhausen

Altendorf

Breitenberg

Gablingen

Unteregg

Weichs

Salching

Wieseth

Görisried

Kienberg

Essing

Auerbach

Neukirchen-Balbini

Sengenthal

Höchheim

Otterfing

Haag

Runding

Lauben

Großweil

Riegsee

Adelshofen

Ellzee

Mantel

Hergatz

Altertheim

Anzing

Schönberg

Pastetten

Halsbach

Weiltingen

Ihrlerstein

Stiefenhofen

Innernzell

Stetten

Biburg

Hurlach

Oberstreu

Otting

Triefenstein

Langenbach

Speinshart

Neukirchen

Herbstadt

Döhlau

Prutting

Vilgertshofen

Holzheim

Neuching

Grünenbach

Ohrenbach

Perach

Salz

Train

Graben

Lauter

Retzstadt

Ingenried

Eresing

Perkam

Gollhofen

Ederheim

Heretsried

Hetzles

Sonderhofen

Pösing

Wackersberg

Loiching

Schönthal

Wessobrunn

Brunnthal

Saulgrub

Kammeltal

Colmberg

Winzer

Lupburg

Hebertsfelden

Aidhausen

Schorndorf

Irsee

Motten

Postmünster

Stammham

Salgen

Bischbrunn

Königsmoos

Simmelsdorf

Breitenbrunn

Steinhöring

Finsing

Karsbach

Jandelsbrunn

Bad Bocklet

Vogtareuth

Roßhaupten

Schechen

Kumhausen

Baiern

Mörnsheim

Prackenbach

Eppishausen

Schmidgaden

Weilbach

Surberg

Ebermannsdorf

Thalmassing

Icking

Tschirn

Zenting

Finningen

Westheim

Bad Heilbrunn

Sulzfeld

Oberscheinfeld

Kammerstein

Malching

Georgenberg

Neuburg a. Inn

Hirschbach

Schondra

Burgpreppach

Rattenberg

Balderschwang

Diebach

Wolferstadt Riekofen

Blindheim

Burgwindheim

Issigau

Ergersheim

Ködnitz

Lamerdingen

Nüdlingen

Aichen

Waidhofen

Buxheim

Luhe-Wildenau

Rimbach

Oberhausen

Lutzingen

Kaltental

Aufhausen

Rügland

Schwarzhofen

Kammlach

Sankt Englmar

Insingen

Kirchhaslach

Büchenbach

Untrasried

Wurmsham

Markt Nordheim

Theisseil

Saldenburg

Pechbrunn

Rattiszell

Kirchensittenbach

Trappstadt

Huisheim

Weißdorf

Schaufling

Illesheim

Stephansposching

Marzling

Gachenbach

Offenberg

Söchtenau

Eglfing

Schlehdorf

Simmershofen

Fünfstetten

Rettenbach

Collenberg

Leuchtenberg

Pörnbach

Berglern

Gottfrieding

Irlbach

Röthlein

Hollenbach
Glött

Mödingen

Kirchdorf

Mettenheim

Eurasburg

Biebelried

Ippesheim

Zachenberg

Arnschwang

Walderbach

Wolfersdorf

Ruderatshofen

Bayerisch Eisenstein

Absberg

Uffing a. Staffelsee

Saaldorf-Surheim

Tiefenbach

Geroda

Außernzell

Chamerau

Wonfurt

Ellgau

Pommersfelden

Unterdietfurt

Roggenburg

Inchenhofen

Ziertheim

Langfurth

Alesheim
Geiersthal

Hiltpoltstein

Dittelbrunn

Kronburg

Taufkirchen

Neuschönau

Reichertsheim

Weichering

Pfarrweisach

Donnersdorf

Grattersdorf

Fensterbach

Hartenstein

Schwaigen

Haldenwang

Wechingen

Wörthsee

Brunn

Niedermurach

Missen-Wilhams

Markt Bibart

Stötten a. Auerberg

Aislingen

SonnenWallerfing

Scheuring

Gattendorf

Etzelwang

Immenreuth
Neusorg

Willanzheim

Jetzendorf

Wattendorf

Marktbergel

Schalkham

Egmating

Ornbau

Munningen

Ringelai

Buch a. Wald

Riedenheim

Nußdorf

Hendungen

Hohenwarth

Kirchendemenreuth

Tyrlaching

Münster

Moosach

Höttingen

Kirchenpingarten

Blaibach

Stöttwang

Wettringen

Gebsattel

Sailauf

Friesenried

Obertaufkirchen

Nußdorf a. Inn

Schwabhausen

Altenthann

Hohenpolding

Waffenbrunn

Gaukönigshofen

Dombühl

Hagelstadt

Wittelshofen

Hebertshausen

Feldkirchen

Trebgast

Münchsteinach

Kutzenhausen

Trausnitz

Aurachtal

Kirchham

Estenfeld

Duggendorf

Niederviehbach

Treffelstein

Flintsbach a. Inn

Petersdorf

Lonnerstadt

Flossenbürg

Stockheim

Remlingen

Dürrwangen

Rückholz

Sulzthal

Röttenbach

Martinsheim

Volkenschwand

Püchersreuth

Oberrieden

Kirchdorf i. Wald

Unterammergau

Buchdorf

Großheirath

Kettershausen

Walsdorf

Dachsbach

Forstern

Woringen

Albaching

Goldkronach

Kirchdorf

Gerhardshofen

Neusitz

Altfraunhofen

Untermerzbach

Bolsterlang

Lachen

Euerbach

Bayerbach

Taching a. See

Steindorf

Todtenweis

Langenpreising

Kirchberg

Westerheim

Gestratz

Neuhof a.d. Zenn

Berg im Gau

Michelsneukirchen

Painten

Mitterskirchen

Hunding

Niederwinkling

Hohenkammer

Grafrath

Haselbach

Rechtmehring

Herrngiersdorf
Mönchsdeggingen

Offenhausen

Obersüßbach

Baudenbach

Neuburg a.d. Kammel

Vierkirchen

Parkstetten

Villenbach

Burgsalach

Hainsfarth

Rentweinsdorf

Konnersreuth

Schwenningen

Obertrubach

Sulzemoos

Böhmfeld
Mindelstetten

Vestenbergsgreuth

Emmering

Oberdolling

Pfakofen

Meinheim

Heldenstein

Dieterskirchen

Langenmosen

Medlingen

Seinsheim

Ettenstatt

Kinsau

Rugendorf

Fuchsstadt

Iggensbach

Gutenstetten

Baierbach

Obersöchering

Haidmühle

Leutenbach

Patersdorf

Unterroth

Wolfsegg

Oberbergkirchen

Perasdorf

Hofstetten

Beutelsbach

Hemmersheim

Höslwang

Großkarolinenfeld

Urspringen

Rohrenfels

Sielenbach

Kirchdorf a.d. Amper

Unterpleichfeld

Kraftisried

Gammelsdorf

Sindelsdorf

Wildenberg

Wildpoldsried

Maierhöfen

Schöfweg

Wonneberg

Amerdingen

Gebenbach

Kirchlauter

Hohenroth

Habach

Kirchanschöring

Oberschwarzach

Theilenhofen

Haunsheim

Waigolshausen

Hettstadt

Stubenberg

Obermaiselstein

Oberpöring

Schnabelwaid

Mittelstetten

Grafengehaig

Thüngen

Opfenbach

Aschau a. Inn

Rammingen

Lengenwang

Deiningen

Mittelsinn

Oberleichtersbach

Niedertaufkirchen

Rannungen

Markt Taschendorf

Erharting

Bergrheinfeld

Kürnach

Vorbach

Apfeltrach

Pinzberg

Prosselsheim
Friedenfels

Buchhofen

Oberostendorf

Steinkirchen

Trautskirchen

Julbach

Zell im Fichtelgebirge

Sulzdorf a.d. Lederhecke

Engelthal

Emtmannsberg

Haldenwang

Egg a.d. Günz

Rattenkirchen

Willmars

Aletshausen

Lülsfeld

Oberdachstetten

Röllbach

Burglauer

Hopferau

Uettingen

Unterneukirchen

Eitensheim

Ofterschwang

Rottendorf

Egglkofen

Osterberg

Amberg

Egweil

Hohenlinden

Abtswind

Schopfloch

Apfeldorf

Effeltrich

Maihingen

Rögling

Kleinlangheim

Neubeuern

Niederbergkirchen

Etzenricht

Thierstein

Ruderting

Großbardorf

Stettfeld

Hawangen

Lohkirchen

Oberreute

Schneeberg

Nagel

Jesenwang

Solnhofen

Hörgertshausen

Aubstadt

Eisenberg

Auhausen

Fuchsmühl

Mariaposching

Buch a. Buchrain

Gelchsheim

Mickhausen

Eppenschlag

Neunkirchen

Emmerting

Wehringen

Egling a.d. Paar

Straßlach-Dingharting

Hinterschmiding

Holzgünz

Attenkirchen

Winterbach Haag a.d. Amper

Greußenheim

Adelzhausen

Hohenaltheim

Großeibstadt

Kleinkahl

Zusamaltheim

Frauenneuharting

Schwabsoien

Schonstett

Hasloch

Gesees

Stadlern

Harsdorf

Ilmmünster

Pielenhofen

Scherstetten

Oberschönegg

Breitenthal

Zöschingen

Balzhausen

Schlammersdorf

Neuried

Hiltenfingen

Gleißenberg

Obersinn

Hettenshausen

Oberneukirchen

Sachsenkam

Rödelsee

Gremsdorf

Geldersheim

Osterzell

Buxheim

Aicha vorm Wald

Neufraunhofen

Kleinaitingen

Hilgertshausen-Tandern

Breitbrunn

Faulbach

Plankenfels

Bieberehren

Güntersleben

Münsterhausen

Tagmersheim

Krummennaab

Oberickelsheim

Adelshofen

Waldbüttelbrunn

Ehingen

Heustreu

Oberpframmern

Neustadt a. Main

Gleiritsch

Witzmannsberg

Walpertskirchen

Mittelneufnach

Gnotzheim

Schwarzach b. Nabburg

Riedenberg

Randersacker

Lisberg

Steinberg am See

Heinersreuth Mehlmeisel

Forstinning

Hummeltal

Reckendorf

Esselbach

Pettstadt

Möhrendorf

Falkenfels

Oberroth

Schmiechen

Strahlungen

Hafenlohr

Rettenbach

Bad Bayersoien

Schwifting

Seybothenreuth

Weigendorf

Neustadt am Kulm

Wettstetten

Eisenheim

Althegnenberg

Ramsthal

Putzbrunn

Störnstein

Gerolfingen

Hohenfurch

Kunreuth

Niederrieden

Megesheim

Feichten a.d. Alz

Rothenfels

Marktsteft

Hausen b. Würzburg

Loitzendorf

Neukirchen vorm Wald

Himmelstadt

Gerach

Wiesthal

Emmering

Marktschorgast

Schwarzach a. Main

Oberndorf a. Lech

Schollbrunn

Krombach

Unterdießen

Großlangheim

Hausen

Gädheim

Adelsried

Heimertingen

Sachsen b. Ansbach

Röckingen

Zangberg

Mönchsroth

Unterschwaningen

Thundorf i. UFr.

Feldafing

Theilheim

Willmering

Marktoffingen

Thaining

Kist

Ehingen a. Ries

Greiling

Tegernheim

Kalchreuth

Gallmersgarten

Ustersbach

Binswangen

Emersacker

Baar (Schwaben)

Aystetten

Ottensoos

Malgersdorf

Bayerbach b. Ergoldsbach

Reichersbeuern

Schöngeising

Poppenricht

Marktschellenberg

Waldstetten

Dürrlauingen

Fürsteneck

Guttenberg

Waltenhausen

Schönbrunn i. Steigerwald

Sand a. Main

Lautrach

Gotteszell

Obernbreit

Wiesenbach

Neuendorf

Geratskirchen

Sondheim v.d. Rhön

Paunzhausen

Gössenheim

Partenstein

Viereth-Trunstadt

Staudach-Egerndach

Burgberg i. Allgäu

Ottenhofen

Burgoberbach

Muhr a. See

Frankenwinheim

Unterleinleiter

Reuth b. Erbendorf

Holzheim a. Forst

Walkertshofen

Bach a.d. Donau

Pfaffenhofen a.d. Glonn

Vachendorf

Inning a. Holz

Zell a. Main

Genderkingen

Benningen

Hergensweiler

Reimlingen

Mainbernheim

Geiselbach

Philippsreut

Nordheim v.d. Rhön

Kemmern

Landsberied

Windberg

Wollbach

Deisenhausen

Baar-Ebenhausen

Wiesenbronn

Jettenbach

Holzheim

Niederwerrn

Wolfertschwenden

Schönau a.d. Brend

Sennfeld

Niederlauer

Rednitzhembach

Thüngersheim

Langenneufnach

Winterrieden

Niederschönenfeld

Hagenbüchach

Reichenbach

Niederalteich

Leupoldsgrün

Ammerthal

Schwarzenbach

Röfingen

Bruckberg

Wiesen

Teising

Kupferberg

Deuerling

Grafenwiesen

Seukendorf

Bayerisch Gmain

Priesendorf

Ramerberg

Grafenrheinfeld

Wiedergeltingen

Wülfershausen a.d. Saale

Obergriesbach

Holzkirchen

Greifenberg

Allmannshofen

Weilersbach
Eibelstadt

Bubesheim

Geroldshausen

Ernsgaden

Dingolshausen

Neunkirchen a. Sand

Obermeitingen

Langenfeld

Kühlenthal

Wipfeld

Reichenbach

Gundremmingen

Bonstetten

Poxdorf

Aura a.d. Saale

Baierbrunn

Winterhausen

Westerngrund

Seehausen a. Staffelsee

Ermershausen

Aura i. Sinngrund

Eisingen

Kottgeisering

Ebershausen

Waldbrunn

Henfenfeld

Fellheim

Michelau i. Steigerwald

Mitteleschenbach

Hummeltal

Landensberg

Schneckenlohe

Wilhelmsdorf

Weißensberg

Oberpleichfeld

Hattenhofen

Mainstockheim

Neuhütten

Marloffstein

Dormitz

Obermichelbach

Rieden am Forggensee

Mistelbach

Höchstädt i. Fichtelgebirge

Wiesenthau

Westendorf

Rödelmaier

Schwabbruck

Gstadt a. Chiemsee

Rettenbach a. Auerberg

Rothenbuch

Schirmitz

Erlenbach b. Marktheidenfeld

Hepberg

Tuchenbach

Gerbrunn

Winkelhaid

Rüdenhausen

Irchenrieth

Langensendelbach

Spatzenhausen

Sulzfeld a. Main

Kellmünz a.d. Iller

Stammham

Sommerhausen

Tauberrettersheim

Ungerhausen

Sommerach

Frickenhausen a. Main

Bad Alexandersbad

Kleinsendelbach

Rüdenau

Markt Einersheim

Großenseebach

Sommerkahl

Oberottmarshausen

Bechtsrieth

Erlabrunn

Bodolz

BuchbrunnLaudenbach

Ammerndorf

Weißenohe

Oberschweinbach

Reichenschwand

Bubenreuth

Memmingerberg

Margetshöchheim

Ludwigschorgast

Breitbrunn a. Chiemsee

Markt Bibart

Bächingen a.d. Brenz

Marktgraitz

Segnitz

Heinrichsthal
Blankenbach

Albertshofen

Gundelsheim

Nordheim a. Main

Eching am Ammersee

Rückersdorf

Oberreichenbach

Puschendorf

Chiemsee

Auhausen

Benningen

Vorbach

Weibersbrunn

Klosterlechfeld

Nonnenhorn

Trunkelsberg

Haidmühle

Rechtenbach

Weibersbrunn

Aura i. Sinngrund

Ebershausen

Ungerhausen

Heinrichsthal

Chiemsee

Lenggries

Velburg

Hemau

Berching

Rötz

Halblech

Arnstein

Hohenfels

Ruhpolding

Kastl

Greding

Mittenwald

Floß

Egling

Titting

Nittenau

Spalt

Altusried

Iphofen

Isen

Bärnau

Scheßlitz

Arnstorf

Oberstaufen

Reisbach
Pöttmes

Gangkofen

Pilsting

Meeder

Seeg

Leiblfing

Bad Hindelang

Wolnzach

Weismain

Eichendorf

Vilseck

Triftern

Altmannstein

Seßlach

Eslarn

Riedenburg

Inzell

Freystadt

Hirschau

Werneck

Teisendorf

Pleinfeld

Herrieden

Geisenfeld

Berg

Plößberg

Weitnau

GeiselhöringSchierling

Affing

Dietramszell

Buch

Berg

Krün

Tann

Thurnau

Mengkofen

Lam

Burgebrach

Schliersee

Essenbach

Monheim

Wald

Kipfenberg

Münnerstadt

Pfronten

Obing

Wegscheid

Velden

Heideck

Fürstenzell

Pressig

Gauting

Lauterhofen

Creußen

Ebensfeld

Tittmoning

Küps

Erbendorf

Wildflecken

Pottenstein

Roßtal

Pfreimd

Bayrischzell

Hahnbach

Bissingen

Schwangau

Knetzgau

Schonungen

Maisach

Maßbach

Thalmässing

Bad Staffelstein

Gefrees

Altomünster

Wallersdorf

Bad Rodach

Rennertshofen

Frauenau

Grainau

Windsbach

Ortenburg

Kösching

Siegsdorf

Sinzing

Fischbachau

Allersberg

Dasing

Presseck

Simbach

Legau

Heilsbronn

Burgsinn

Ehingen

Bechhofen

Wiesau

Emskirchen

Kochel a. See

Weidenberg

Burkardroth

Dettelbach

Steingaden

Leutershausen

Sugenheim

Pyrbaum

Ehekirchen

Sauerlach

Schnaitsee

Pförring

Mainleus

Zeitlofs

Arzberg

Reit im Winkl

Waldershof

Langquaid

Oberelsbach

Schlüsselfeld

Dietenhofen

Rohr i. NB

Beratzhausen

Zolling

Oberaudorf

Bobingen

Burgheim

Blaichach

Eschau

Bad Birnbach

Bergen
Raubling

Pappenheim

Bruckberg

Schönsee

Glonn

Ottobeuren

Eltmann

Abenberg

Pfeffenhausen

Aßling

Tutzing

Tapfheim

Mitwitz

Tacherting

Tuntenhausen

Fridolfing

Bodenwöhr

Hohenwart

Kirchroth

Erdweg

Bruckmühl

Ainring

Marktl

Fuchstal

Kallmünz

Pleystein

Mintraching

Seefeld

Ettringen

Diedorf

Kötz

Ergoldsbach

Rieden

Bad Abbach

Frensdorf

Zellingen

Steinwiesen

Schnelldorf

Kaisheim

Bodenkirchen

Oy-Mittelberg

Maroldsweisach

Tiefenbach

Oberthulba

Wallenfels

Ismaning

Buttenwiesen

Eching

Aub

Markt Erlbach

Hirschaid

Stadtlauringen

Dinkelscherben

Bindlach

Holzheim

Heidenheim

Fladungen

Massing

Scheinfeld

Lalling

Röslau

Zusmarshausen

Waischenfeld

Lichtenau

Bernhardswald

Grassau

Giebelstadt

Mistelgau

Amorbach

Arnbruck

Wallgau

Schnaittach

Gößweinstein

Mömbris

Eggolsheim

Selbitz

Rauhenebrach

Tiefenbach

Egglham

Dollnstein

Laaber

Denkendorf

Schnaittenbach

Pentling

Aldersbach

Taufkirchen (Vils)

Scheyern

Hutthurm

Bodenmais

Barbing

Bad Feilnbach

Wendelstein

Furth

Chieming

Wasserlosen

Cadolzburg

Ellingen

Gars a. Inn

Olching

Tettau

Mering

Aindling

Erkheim

Gilching

Heiligenstadt i. OFr.

Ergolding

Mertingen

Speichersdorf

Stein

Kasendorf

Rinchnach

Kirchenthumbach

Salzweg

Rimpar

Uehlfeld

Burgthann

Langenzenn

Dietmannsried

Röhrnbach

Zirndorf

Marklkofen

Manching

Konzell

Übersee

Schöllnach

Baunach

Waakirchen

Kirchenlamitz

Bad Endorf

Miltach

Harburg (Schwaben)

Burghaslach

Altdorf

Moosinning

Au i.d. Hallertau

Sonnefeld

Boos

Nittendorf

Eckental

Königsberg i. Bay.

Neualbenreuth

Königstein

Eckersdorf

Wemding

Weißenstadt

Geltendorf

Adelsdorf

Rohrdorf

Burtenbach

Neureichenau

Obergünzburg

Neudrossenfeld

Nandlstadt

Kissing

Neusäß

Konradsreuth

Unterwössen

Karlshuld

Altenstadt

Petersaurach

Velden

Wurmannsquick

Zeil a. Main

Regnitzlosau

Kümmersbruck

Pforzen

Rohrbach

Drachselsried

Mühlhausen

Thierhaupten

Eggstätt

Perlesreut

Farchant

Vaterstetten

Buchbach

Teisnach

Seeshaupt

Durach
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differenzierte Bewertung von Mittel-
und Oberzentren zielführend, um den
Besonderheiten dieses Raums ge-
recht zu werden?

Leitfrage 6: Wie kann durch interkom-
 munale Kooperation die Erfüllung der
zentralörtlichen Aufgaben  gewähr -
leis tet werden?

Der Gutachter führte zum Fragenka-
talog aus, dass innerhalb einer Hierar-
chiestufe große Unterschiede auftre-

ten können und es bei der Einstufung
um die Setzung von Mindeststandards
gehe. Dementsprechend könnten aus-
 stattungsgleiche Orte auf Grund an-
derer Erfordernisse (z.B. Erreichbar-
keitsdefizite, Stellung im regionalen
Arbeitsmarkt, Lage in Räumen mit be-
sonderem Handlungsbedarf ) gegebe-
 nenfalls ungleich eingestuft werden.

Der Gutachter hat weiter ausgeführt,
dass die Festlegung eines Zentralen

Orts – abweichend vom empirischen
Befund – im Einzelfall erforderlich sein
kann, um Erreichbarkeitsstandards
einzuhalten. Umgekehrt könne in an-
deren Fällen, trotz vorhandener Aus-
stattung, es an dem Erfordernis der
Festlegung eines Zentralen Orts feh-
len, wenn sich kein klar abgrenzbarer
Verflechtungsbereich identifizieren
lasse, was insbesondere in Verdich-
tungsräumen der Fall sein könne. 

Im Raum mit besonderem Handlungs-
 bedarf könnten gegebenenfalls so-
genannte Mehrfachzentren als Zen-
trale Orte eingestuft werden, soweit
kein monozentraler Ort erkennbar sei.
Eine Einstufung als Mehrfachzentrum
hat zur Folge, dass nicht jede der Ge-
meinden, die ein Mehrfachzentrum
bilden, sämtliche Versorgungseinrich-
tungen für sich einfordern kann.

Um die Einstufung der Orte „richtig“
vorzunehmen, soll nach Angaben des
Gutachters eine flächendeckende Un-
 tersuchung hinsichtlich der räumli-
chen Verteilung zentraler Einrichtun-
gen (unabhängig von der bestehen-
den Einstufung) und weiterer Zentra-
litätsmerkmale (Entwicklungsfunk -
tion) auf Ebene aller Gemeinden vor-
genommen werden. Aus der landes-
weiten Verteilung der Einrichtungen
über alle Gemeinden sollen dann Rück-
 schlüsse für die richtige Einstufung
gewonnen werden. Die Abgrenzung
der Verflechtungsbereiche erfolgt mit-
 tels statistischer Methoden unter Ein-
beziehung der Berufspendlerverflech-
 tungen als näherungsweiser Indikator
für die Versorgungsverflechtungen.

Bei der Vorstellung des Gutachtens
wurden keinerlei konkrete Angaben
zur Zahl der Ober- und Mittelzentren
gemacht. Es wurde auch nicht an
Hand von konkreten Beispielsfällen
die Methodik des Vorgehens näher
erläutert. 

Eine Verbändeanhörung wird nach Er-
stellung des Gutachtens voraussicht-
lich Ende 2015 erfolgen. 

Baurecht

Das Jahr 2014 war durch zwei Bau-
rechtsnovellen geprägt, die jeweils auf
neue Problemstellungen reagieren soll-
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ten: Die 10 H-Regelung für Windräder
und die Flüchtlingsnovelle des BauGB.

1. Die 10 H-Regelung

Nach der Regierungserklärung des Mi-
 nisterpräsidenten zur Energiewende
am 28.6.2011 standen die Zeichen klar
und eindeutig in Richtung eines deut-
lichen Ausbaus der erneuerbaren Ener-
 gien. Bis 2021 sollten 50% des in Bayern
benötigten Stroms aus heimischer re-
generativer Energie gewonnen werden.
Ein äußerst ehrgeiziges Ziel! Aber die
Gemeinden machten sich unmittel-
bar danach auf den Weg und ent-
wickelten Windkraftkonzepte in den
Regionalplänen oder über sachliche

Teilflächennutzungspläne. Teilweise
mitten in diese Bemühungen hinein
wurde im Koalitionsvertrag der CDU/
CSU/SPD-Regierung vereinbart, dass
eine Öffnungsklausel im BauGB ge-
schaffen werden soll, die es den Län-
dern erlaubt, Windräder höhenbezo-
gen zu entprivilegieren. Bereits am
1.8.2014 trat mit § 249 Abs. 3 BauGB
die entsprechende Bundesregelung
in Kraft. Und knapp vier Monate spä-
ter wurde in Bayern die sog. 10 H-Re-
gelung Gesetz (Abb. 16 und 17).

Auf der Grundlage des § 249 Abs. 3
BauGB trat – wie bereits erwähnt –
am 21.11.2014 Art. 82 Abs. 1 bis Abs. 5
BayBO in Kraft. In aller Kürze beinhal-

ten die neu geschaffenen Bestimmun-
 gen Folgendes:

• Gemäß Art. 82 Abs. 1 BayBO findet
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB auf Vorhaben,
die der Erforschung, Entwicklung
oder Nutzung der Windenergie die-
nen, nur Anwendung, wenn diese
Vorhaben einen Mindestabstand
vom 10-fachen ihrer Höhe zu
Wohngebäuden in Gebieten mit Be-
 bauungs plänen (§ 30 BauGB), inner-
halb im Zusammenhang bebauter
Ortsteile (§ 34 BauGB) – sofern in
diesen Gebieten Wohngebäude nicht
nur ausnahmsweise zulässig sind -
und im Geltungsbereich von Sat-
zungen nach § 35 Abs. 6 BauGB ein-
halten. Damit werden Windräder
 also – höhenabhängig – relativ ent-
privilegiert. Eine 200 m hohe Anla-
ge – die Berechnungsmethode für
die Höhe ergibt sich aus Art. 82 Abs. 2
BayBO – muss mindestens 2 km von
der beschriebenen Wohnnutzung
entfernt sein, um noch dem § 35
Abs. 1 zu unterfallen. Für 100 m
 hohe Anlagen genügt schon 1 km
(Abb. 18).

Ein kritischer Blick muss auf den Schutz-
 bereich des Gesetzes geworfen werden.
Geschützt sind Wohngebäude im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans
oder im Innenbereich, wenn sie dort
regelmäßig zulässig sind. Das bedeu-
tet, dass der Schutzabstand zu Wohn-
gebieten, und zu Misch- bzw.  Dorf -
gebieten gilt, aber auch zu Gewerbe-
gebieten, wenn – was in der Praxis
nicht völlig unüblich ist – die Gemein-
de im Bebauungsplan die nach § 8
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise
zulässigen Wohnungen als Regelzu läs-
 sigkeit ausgestaltet hat.  Demgegen -
über werden z.B. Betriebsleiterwoh-
nungen von Landwirten im Außenbe-
reich grundsätzlich nicht in den Schutz-
 bereich einbezogen. Auch die Abgren-
 zung des Schutzstatus im Außenbe-
reich insgesamt über die Regelung
des § 35 Abs. 6 BauGB erscheint ver-
fehlt. § 35 Abs. 6 BauGB ist ein rein
städtebauliches Instrument, das den
Gemeinden ermöglichen soll, Lücken-
füllungen in bebauten Bereichen vor-
zunehmen. Ein solches Instrument eig-
 net sich nicht dazu, unterschiedliche
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Abb. 16: Windenergie in Deutschland Quelle: www.wind-energie.de



Schutzabstände gegenüber Windener-
 gieanlagen festzulegen. Dies wird auch
daran deutlich, dass eine Satzung
nach § 35 Abs. 6 BauGB nur dann er-
lassen werden darf, wenn der betref-
fende bebaute Bereich nicht überwie-
gend landwirtschaftlich geprägt ist.
Dies führt dazu, dass die Gemeinde
einen solchen Bereich im Sinne der
Regelung nicht schützen darf, wenn
noch prägende landwirtschaftliche Be-
 triebe – zu deren Schutz das  gesetz -
liche Verbot, eine Satzung nach § 35
Abs. 6 BauGB zu erlassen, ergangen ist
– vorhanden sind. Art. 82 Abs. 4 BayBO
enthält eine Vertrauensschutzregelung
für bestehende Flächennutzungsplan-
 konzepte nach § 35 Abs. 3 Satz 3
BauGB. Nach dieser Vorschrift findet
keine Entprivilegierung statt,
1.wenn vor dem 21. November 2014

ein solches Flächennutzungsplan-
konzept aufgestellt worden ist,

2.soweit und sobald die planende
Gemeinde der Fortgeltung der Dar-
stellung nicht bis einschließlich
21. Mai 2015 in einem ortsüblich
bekannt gemachten Beschluss wider-
 sprochen hat,

3.soweit und sobald auch eine betrof-
fene (Wohngebäude < 10 H oder 2
km) Nachbargemeinde der Fortgel-
tung der Darstellung nicht bis
einschließlich 21. Mai 2015 in einem
ortsüblich bekannt gemachten Be-
schluss widersprochen hat.

Für Regionalpläne gilt diese Vertrau-
ensschutzregelung ausdrücklich nicht.
Dort „legt sich“ die Entprivilegierung
auf die entsprechenden Vorgaben
und macht damit die planerischen
Festlegungen weitgehend obsolet.

Durch Art. 82 BayBO wird die Planungs-
 hoheit der Gemeinde allerdings nicht
eingeschränkt. Völlig unabhängig von
10 H darf eine Gemeinde Bebauungs-
 pläne aufstellen, die Windräder in ei-
nem geringeren Abstand zulassen. Da-
 zu ist (nur) eine ordnungsgemäße
 Abwägung erforderlich. Wie insoweit

mit Belangen der betroffenen Nach-
barkommune bzw. deren Bürgerin-
nen und Bürgern umgegangen wer-
den soll, regelt Art. 82 Abs. 5 BayBO.
Dort heißt es, dass bei der Aufstellung
von Bauleitplänen, die für Windener-
gieanlagen einen geringeren als 10 H
festsetzen wollen, im Rahmen der Ab-
wägung nach § 1 Abs. 7 BauGB auf
 eine einvernehmliche Festlegung mit
betroffenen Nachbargemeinden hin-
zuwirken ist. Das bedeutet nichts an-
deres, als dass die planende Gemein-
de – was sie ohnehin tun müsste – die
entsprechenden Belange in die Ab-
wägung einstellen, sie gewichten und
mit den übrigen betroffenen öffentli-
chen und privaten Belangen verglei-
chen muss.

In Art 82 Abs. 3 BayBO findet sich
schließlich eine Sonderregelung für
gemeindefreie Gebiete.

Ob die Bestimmungen des Art. 82
Abs. 1 bis Abs. 5 BayBO einer verfas-
sungsrechtlichen Prüfung standhalten
werden, bleibt abzuwarten. Mehrere
entsprechende Klagen sind bereits
beim Bayerischen Verfassungsgerichts-
 hof anhängig.

2. Die Flüchtlingsnovelle des BauGB

Auf eine gänzlich andere Problematik
reagiert die Flüchtlingsnovelle des
BauGB, die am 26.11.2014 in Kraft ge-
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Abb. 17: Windenergie nach Ländern Quelle: www.wind-energie.de

Abb. 18: Anteil am Nettostromverbrauch in den Ländern



treten ist. Darin sind folgende Neure-
gelungen hinsichtlich der bauplanungs-
 rechtlichen Zulässigkeit von Unter-
künften für Flüchtlinge und Asylbe-
gehrende enthalten:

Ins Dauerrecht übernommene Ände-
rungen:

• Die Belange von Flüchtlingen und
Asylbegehrenden und ihrer Unter-
bringung werden in die Aufzählung
der in der Abwägung zu berück-
sichtigenden Belange als § 1 Abs. 6
Nr. 15 BauGB aufgenommen. Dabei
handelt es sich im Grunde nur um
eine Klarstellung, da der Katalog des
§ 1 Abs. 6 BauGB ohnehin nur einen
unvollständigen Charakter aufweist
(„insbesondere“) und sich Neuent-
wicklungen öffnen kann.

• Der Bedarf zur Unterbringung von
Flüchtlingen oder Asylbegehrenden
wird ausdrücklich als Grund des
Gemeinwohls im Sinne des § 31
Abs. 2 BauGB anerkannt, der die Be-
freiung von Festsetzungen eines Be-
 bauungsplans unter den in der Vor-
schrift genannten weiteren Tatbe-
standsmerkmalen ermöglicht. Auch
diese Neuregelung ist letztlich nur
eine Klarstellung.

Befristete (bis zum 31.12.2019) Än-
derungen:

• Gemäß § 246 Abs. 8 BauGB kann die
Nutzungsänderung von zulässiger-
weise errichteten Geschäfts-, Büro-
oder Verwaltungsgebäuden in bau-
liche Anlagen, die der Flüchtlings-
unterbringung dienen, entsprechend
§ 34 Abs. 3a Satz 1 BauGB im Ein-
zelfall auch dann zulässig sein, wenn
sich die neue Nutzung nicht in die
Eigenart der näheren Umgebung
einfügt. Die praktische Relevanz die-
ser Vorschrift dürfte überschaubar
sein, da bereits der bisherige § 34
Abs. 3a BauGB eher ein Schattenda-
sein geführt hat.

• Gemäß § 246 Abs. 9 BauGB ist ein
Vorhaben entsprechend § 35 Abs. 4
Satz 1 BauGB „teilprivilegiert“, wenn
es der Unterbringung von Flüchtlin-
gen oder Asylbegehrenden dient
und wenn das Vorhaben im unmit-
telbaren räumlichen Zusammen-
hang mit nach § 30 Abs. 1 BauGB

oder § 34 BauGB zu beurteilenden
bebauten Flächen innerhalb des
Sied lungsbereichs erfolgen soll. Da-
mit werden insbesondere Flächen
in Ortsteilen erfasst, die mangels Be-
 bauungszusammenhang nicht nach
§ 34 BauGB bebaubar sind („Außen-
bereich im Innenbereich“).

• Gemäß § 246 Abs. 10 BauGB kann in
festgesetzten oder faktischen Ge-
werbegebieten für Aufnahmeeinrich-
 tungen, Gemeinschaftsunterkünfte
oder sonstige Unterkünfte für Flücht-
 linge oder Asylbegehrende von den
Festsetzungen des Bebauungsplans
befreit werden, wenn an dem Stand -
ort Anlagen für soziale Zwecke als
Ausnahme zugelassen werden kön-
nen oder allgemein zulässig sind und
die Abweichung auch unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen mit
öffentlichen Belangen vereinbar ist.
Hintergrund dieser Regelung ist,
dass Aufnahmeeinrichtungen und
Gemeinschaftsunterkünfte wegen
der angenommenen Wohnähnlich-
keit dieser Nutzung von den Ver-
waltungsgerichten vielfach nicht als
Anlagen für soziale Zwecke  ange -
sehen werden, die im GE nach § 8
Abs. 3 Nr. 2 BauNVO als Ausnahme
zugelassen werden könnten. 

3. Einheimischenmodelle

Vor mehreren Jahren sind die – insbe-
sondere bayerischen – Einheimischen -
modelle ins Visier der Europäischen
Kommission geraten. Für die Kommis-
sion enthielten sie einen klaren Ver-
stoß gegen EU-Recht. Denn die Ver-
günstigungen können in aller Regel
nur diejenigen erhalten, die schon
 eine Zeit in der jeweiligen Gemeinde
gewohnt haben und nicht sonstige
EU-Bürger, die lediglich zuziehen wol-
len. Daraus leitet die Kommission
 einen Verstoß gegen die Niederlas-
sungs freiheit des Art. 49 AEUV ab.
Darüber hinaus soll auch die in Art. 45
AEUV gewährleistete Freizügigkeit be-
 troffen sein, die Diskriminierungen auf-
 grund der Staatsangehörigkeit verbie-
 tet. Und es geht um das Recht aus
Art. 21 AEUV, wonach sich die Unions-
bürger jederzeit im Hoheitsgebiet
 eines jeden Mitgliedstaates aufhalten
dürfen. Bereits im Jahr 2007 hatte die

Kommission eine entsprechende, aus
ihrer Sicht EU-rechtswidrige Praxis der
Gemeinde Selfkant in Nordrhein-West -
falen aufgegriffen und ein Vertrags-
verletzungsverfahren gegen die Bun-
desrepublik Deutschland eingeleitet.
Die Bundesrepublik hatte sich damals
sofort dagegen verwehrt und eine
Gegenäußerung abgegeben. Danach
kehrte zunächst Ruhe ein. Für die meis -
ten Beteiligten unerwartet hat dann
die EU-Kommission am 24.6.2010 mit
einer sog. mit Gründen versehenen
Stellungnahme das förmliche Vertrags-
 verletzungsverfahren fortgeführt und
auf weitere vier jetzt bayerische Ge-
meinden ausgedehnt. Seither wurden
verschiedene wechselseitige Stellung -
nahmen ausgetauscht und auch meh-
 rere Gespräche geführt; allerdings blieb
es bei den unterschiedlichen Positio-
nen von EU-Kommission auf der einen
und Bund sowie Freistaat Bayern auf
der anderen Seite.

Durch eine Entscheidung des EuGH
vom 8.5.2013 über ein belgisches
Einheimischenmodell kam dann wie-
der Bewegung in das längere Zeit
 ruhende Vertragsverletzungsverfah-
ren. Kurz gefasst ist der EuGH der Auf-
fassung, dass Einheimischenmodelle
prinzipiell zwar als Eingriffe in EU-
Grundfreiheiten (insbesondere Frei-
zügigkeit und Niederlassungsfreiheit)
angesehen werden müssen, aber prin-
 zipiell durch Gründe des Allgemein-
wohls gerechtfertigt werden können.
Solche Gründe können insbesondere
dann angenommen werden, wenn be-
 dürftige Einheimische verbilligt Bau-
land bekommen, um ihre Bindung an
den jeweiligen Ort zu erhalten.

Die Gespräche zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der EU-
Kommission wurden im Nachgang zu
der genannten Entscheidung intensi-
viert und konkretisiert. Es wurde der
Versuch gemacht, einen Kompromiss
auf der Basis des Urteils zu finden.
Letztlich ging es dabei darum zu um-
schreiben, was unter einem bedürfti-
gen Einheimischen verstanden werden
muss. Dabei waren drei Kriterien aus-
 schlaggebend:

• Wer ist Einheimischer?
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• Welches Maximaleinkommen darf
von einem Antragsteller erzielt wer-
den?

• Welches Maximalvermögen darf ein
solcher Antragsteller besitzen?

Im Sommer 2014 hatten sich die Ge-
spräche so weit verfestigt, dass der
Bund ein Papier erarbeiten konnte, in
dem die insoweit überlegten Kom-
promisslinien fixiert wurden:
• Ortsansässigkeit: maximal 5 Jahre
• Einkommen: Bewirbt sich ein Paar

oder eine Familie, darf das Gesam-
teinkommen 90.000,- € zuzüglich
der Kinderfreibeträge in Höhe von
7.000,- € nicht überschreiten. Bei
Alleinstehenden ist die Hälfte die-
ses Betrags, also 45.000,- € (ggf. zu-
züglich von Kinderfreibeträgen) maß-
 geblich. Liegt in einer Gemeinde
das Durchschnittseinkommen eines
Steuerpflichtigen vor Abzügen un-
ter dieser Höchstgrenze, ist dieses
Einkommen maßgebend.

• Vermögen: Das Vermögen der Be-
werber darf den Grundstückswert
der im Einheimischenmodell ver-
äußerten Fläche nicht übersteigen.
Die Bewerber dürfen nicht Eigentü-
mer eines bebaubaren Grundstücks
in der betreffenden Gemeinde sein.

Leider kündigte die EU-Kommission
diesen Kompromiss im August 2014
einseitig auf. Die seither zwischen dem
Bund und der Kommission durchge-
führten Konsultationen haben noch
keine greifbaren Ergebnisse gebracht.

Mittlerweile wird allerdings ein ande-
rer Problemkreis diskutiert, nämlich
die Frage, ob Einheimischenmodelle
überhaupt Binnenmarktrelevanz auf-
 weisen. Der Freistaat Bayern hat hier-
zu eine Umfrage gestartet und die Er-
gebnisse mit Schreiben vom 17.4.2015
der zuständigen EU-Kommissarin mit-
geteilt. Kurz zusammengefasst hat die
Untersuchung der Obersten Baube -
hörde ergeben, dass im Zeitraum zwi-
schen 2005 und 2013 in Bayern in al-
len Einheimischenmodellen pro Jahr
nur zwischen 265 und 462 Grund-
stücke verkauft wurden. Der jährliche
Umsatz betrug lediglich zwischen
27,2 und 47,0 Millionen €. Damit be-
wegen sich die Einheimischenmodel-

le im Bereich von 2% der Kauffälle
und ca. 2% der Umsätze des entspre-
chenden Teilmarktes für unbebaute
Grundstücke, die dem Wohnungsbau
gewidmet sind. Ähnliches gilt für den
Markt für Wohnungseigentum: Im
Vergleich zum bayerischen Markt für
Wohnungseigentum bewegt sich der
Anteil der Eigentumswohnungen im
Einheimischenmodell bei ca. 0,2% be-
zogen auf die Kauffälle und weniger
als 0,1% bezogen auf die Umsätze.
Angesichts dieser Zahlen gibt es ganz
offensichtlich keine spürbare Beein-
trächtigung des Immobilienmarktes
durch die Einheimischenmodelle. Das
bedeutet, dass Einheimischenmodel-
le wohl kaum eine wirkliche Binnen-
marktrelevanz besitzen. Eine Reaktion
seitens der EU-Kommission auf die-
sen Befund ist allerdings noch nicht
erfolgt.

Im Ergebnis herrscht in Bezug auf die
EU-Konformität von Einheimischen -
modellen immer noch erhebliche
Rechtsunsicherheit. Wann und mit
welchem Ergebnis das Vertragsverlet-
zungsverfahren abgeschlossen sein
wird, lässt sich nicht sicher  prognos -
tizieren. Gleichwohl gibt die Entschei-
dung des EuGH zumindest Hoffnung.
Der Bayerische Gemeindetag ist über-
zeugt, dass Modelle, die die oben dar-
gestellten Einschränkungen beachten,
auch den Anforderungen des Europa-
rechts genügen. Ein Moratorium für
Einheimischenmodelle ist daher nicht
angebracht.

Architekten- und Ingenieurleistun-
gen in Stadt und Gemeinde

Mit der Änderung der HOAI 2013 und
den damit verbundenen erheblichen
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Abb. 19: Dipl.-Ing. Gert Karner, Vorsitzender VBI Landesverband Bayern, Barbara Gradl,
Bayerischer Gemeindetag, 1. Bürgermeister Josef Mend, Iphofen, Dr. Heinrich Schröter,
Präsident der Bayerischen Ingenieurkammer-Bau

Honorarerhöhungen entwickelte das
Thema Europaweite Vergabe von Ar-
chitekten- und Ingenieurleistungen
eine neue Dynamik. Gemeinsam mit
der Bayerischen Ingenieurkammer-
Bau und der Bayerischen Architekten-
kammer unter Beteiligung der Ober-
sten Baubehörde hat der Bayerische
Gemeindetag deshalb eine Arbeits-
gruppe ins Leben gerufen, die eine
Arbeitshilfe für die am Verfahren be-
teiligten Städte und Gemeinden so-
wie Architekten und Ingenieure erar-
beiten soll. Das im Sommer 2015 ein-
geleitete EU-Vertragsverletzungsver-
fahren wegen des verbindlichen Preis-
 rechts der HOAI zeigt, dass auch auf
europäischer Ebene die Beschneidung
des Wettbewerbs durch zwingende
Honorarvorgaben kritisch gesehen wird
(Abb. 19).

Breitband

Das Inkrafttreten der überarbeiteten
Breitbandförderrichtlinie im Juli 2014
war ein großer Erfolg für den Gemein-
detag. Insbesondere die Anpassung
der maximalen Fördersummen an die
örtlichen Erfordernisse und die Anhe-
bung der Förderquoten auf 60 bis 90
Prozent hat die Akzeptanz des Pro-
gramms entscheidend erhöht. 

Besonders wichtig war dem Gemein-
detag, den zunächst im Programm
verankerten „Leuchtturmgedanken“ –
also ein Glasfaserprojekt pro Gemein-
de – in einen Flächendeckungsansatz
zu wandeln. Durch geringere Anfor-
derungen an die zwingend zu erzie-
lenden Mindestbandbreiten und die
Entkoppelung von Gewerbegebieten
und Unternehmen wird es möglich,
„schnelles Internet für alle“ bis 2020



zu realisieren. Freilich brauchen wir
dafür noch zusätzliche Fördermittel für
einzelne Gemeinden, die aufgrund von
besonders vielen Ortsteilen mit ihren
Höchstsätzen nicht auskommen
(Abb. 20 und 21).

Abgestellt auf das neugefasste För-
derprogramm hat der Bayerische Ge-
meindetag im Februar 2014 einen mit
der Bundesnetzagentur (BNetzA) ab-
gestimmten überarbeiteten Muster-
ausbauvertrag für seine Mitglieder zur
Verfügung gestellt. Alle bayerischen
Gemeinden, die das Förderprogramm
erfolgreich durchlaufen haben, be -
nötigen am Ende den Ausbauvertrag,
um die mindestens siebenjährige Zu-
sammenarbeit mit dem ausgewähl-
ten Netzbetreiber zu regeln. 

Die Abstimmung des Musters mit der
BNetzA bringt für die Gemeinden eine
wichtige Verfahrenserleichterung: So-
weit keine Änderungen in den §§ 6, 7
und 19 Abs. 2 des Musterausbauver-
trages vorgenommen werden und sich

aus den übrigen Vertragsunterlagen
nach § 3 keine diesbezüglichen Rege-
lungen ergeben, braucht der Vertrags-
 entwurf nicht mehr vor Abschluss der
BNetzA zur Stellungnahme vorgelegt
zu werden. 

Dienstrecht

1. Arbeitnehmerüberlassungsgesetz

Seit dem Jahr 2011 unterliegen be-
stimmte Maßnahmen kommunaler
Arbeitgeber im Bereich der interkom-
munalen Zusammenarbeit und der
Personalgestellung dem Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz (AÜG). Dies
führt nicht nur zu hohen bürokrati-
schen Belastungen, sondern auch da-
zu, dass viele sinnvolle Schritte kaum
zukunftssicher zu planen sind, nicht
zuletzt weil im Koalitionsvertrag der
Bundesregierung vorgesehen ist, die
Dauer der Arbeitnehmerüberlassung
auf 18 Monate zu beschränken. 

Der Bayerische Gemeindetag kämpft
gemeinsam mit dem DStGB und der

VKA für Bereichsausnahmen im AÜG
für den öffentlichen Dienst. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozia-
les beabsichtigt, eine Reform noch im
Jahr 2015 in Angriff zu nehmen. Es
bleibt zu hoffen, dass die berechtig-
ten Belange der Kommunen hierbei
ausreichend Berücksichtigung erfah-
ren und die bürokratischen Hürden,
die im öffentlichen Dienst nicht für
mehr, sondern für weniger Schutz der
Beschäftigten sorgen, beseitigt werden.

2. Mindestlohngesetz

Mit Wirkung vom 1. Januar 2015 gilt
das Mindestlohngesetz, das einen
Mindestlohn in Höhe von derzeit 8,50
Euro festsetzt. Unmittelbare finanziel-
le Auswirkungen auf die Gemeinden
hat dieses Gesetz nicht, weil selbst der
Stundenlohn in der Stufe 1 der Ent-
geltgruppe 1 des TVöD den Mindest-
lohn übersteigt. Gleichwohl hat das
Mindestlohngesetz auch bei den Kom-
 munen neue Bürokratie und Rechts-
unsicherheiten erzeugt. Die im Min-
destlohngesetz festgelegten Doku-
mentationspflichten treffen nämlich
auch öffentliche Arbeitgeber. Für jeden
„Mini-Jobber“ müssen Beginn,  Ende
und Dauer der täglichen Arbeitszeit
schriftlich innerhalb von sieben Tagen
nach der Arbeitsleistung dokumen-
tiert werden. Ferner hat das Mindest-
lohngesetz zu zahlreichen Unsicher-
heiten in seinem Anwendungsbereich
geführt. Insbesondere die Ausnahmen
für ehrenamtlich Tätige und Prakti-
kanten haben bei den Gemeinden
 einen erheblichen Beratungsaufwand
ausgelöst (Abb. 22).

E-Government

Der Bereich E-Government ist unge-
brochen von einer hohen Dynamik
gekennzeichnet. Zahlreiche Neuerun-
gen und Projekte führten zu einem
hohen Koordinierungsbedarf für die
Geschäftsstelle des Bayerischen Ge-
meindetags.

1. Top-Level-Domain .bayern

Seit Herbst 2014 steht mit „.bayern“
eine bayerische Top-Level-Domain
zur Verfügung. Sie ist eine Alternative
für das in Deutschland gebräuchliche
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„.de“ in Internetadressen. Der Bayeri-
sche Gemeindetag hat sich dafür ein-
gesetzt, dass die bayerischen Gemein-
 den eine Domain mit der Endung
.bayern kostenfrei reservieren und re-
gistrieren können.

2. Montgelas 3.0

Staatsminister Markus Söder hat im
März 2014 seine  E-Governmentstra -
tegie „Montgelas 3.0“ vorgestellt. Die
Strategie stützt sich auf die drei Säu-
len E-Government-Pakt, Bayernportal
und E-Government-Gesetz. Die Be-
deutung der Kommunen als wichtig-
ste Partner des Freistaats im Bereich
des E-Governments wird besonders
hervorgehoben.

E-Government-Pakt

Der E-Government-Pakt zwischen der
Bayerischen Staatsregierung und den
Kommunalen Spitzverbänden besteht
bereits seit dem Jahr 2002, wurde im
Jahr 2014 überarbeitet und schließ-
lich im November 2014 in seiner neuen
Fassung von Staatsminister Markus
Söder und den Vertretern der Kom-
munalen Spitzenverbände in Bayern
unterzeichnet. Neben den Regularien
der gegenseitigen Information und Zu-
 sammenarbeit und der Vertretung der
Interessen der bayerischen Kommu-
nen im IT-Planungsrat sind im E-Go-
vernment-Pakt konkrete Projekte be-

nannt, mit denen die elektronische
Verwaltung in Bayern weiter vorange-
trieben werden soll:

• E-Government-Portale
So verpflichtet sich der Freistaat
Bayern, den Kommunen die zentra-
len Basisdienste seines „BayernPor-
tals“ (sichere Authentifizierung, elek-
 tronisches Postfach und elektroni-
sches Bezahlen) dauerhaft und kos -
tenlos zur Verfügung zu stellen. Auf
dieser Basis können die Gemeinden
eigene Portale für ihre Dienstleis -
tungen einrichten, die auch Ein-
stiegspunkt für die Verwaltungsleis -
tungen des Staates und anderer
Kommunen sein können. Die Ge-
meinden können ferner ihre elek-
tronischen Verwaltungsdienste im
Rahmen des staatlichen „BayernPor-
tals“ anbieten, der die zweite Säule
der Strategie „Montgelas 3.0“ ist.

• Informationssicherheit
Es gab in der Vergangenheit mehre-
re Anläufe auf Bundesebene, alle
Kommunen auf ein einheitliches IT-
Sicherheitsniveau zu verpflichten.
Die Kommunalen Spitzenverbände
in Bayern haben sich erfolgreich da-
gegen ausgesprochen, weil die hier-
zu erforderlichen Maßnahmen für alle
bayerischen Kommunen umsetzbar
sein müssen und es deshalb einer
entsprechenden Abstimmung auf
Landesebene bedarf. Als Ergebnis

des Projekts zeichnet sich ab, dass
den Gemeinden ein  Informations -
sicherheitsmanagement auf Basis
des Systems „ISIS12“ empfohlen
wird. Die Einführung dieses Manage-
 ments wird von der Bayerischen
Staatsregierung gefördert.

• Harmonisierung von Datenbestän-
den kommunaler Adressen
In der Praxis hat sich gezeigt, dass
die verschiedenen zentralen  Adress -
datenbestände (v.a. Einwohnermel-
 dedaten, Liegenschaftsbuch) aus
in haltlichen oder formalen Grün-
den voneinander abweichen (veral-
tete Daten, unterschiedliche
Schreibweisen etc.) und von den
Kommunen zum Teil aufwändig be-
reinigt werden müssen. Durch ei-
nen laufenden Abgleich dieser Da-
ten soll dieser Arbeitsaufwand ent-
fallen bzw. deut lich reduziert wer-
den.

• Elektronische Aktenführung –
rechtssicheres Scannen von Papier-
dokumenten

Bei den Kommunen werden immer
mehr Akten elektronisch geführt, so
dass das Scannen von Papierdoku-
menten zunehmend an Bedeutung
gewinnt. Für das rechtssichere erset-
zende Scannen nach dem Stand der
Technik gibt es derzeit lediglich eine
Richtlinie des Bundesamts für Sicher-
heit in der Informationstechnik (BSI),
die jedoch in der kommunalen Praxis
nur schwer umsetzbar ist. Ein Projekt
im Rahmen des E-Government-Pakts
ist es daher, eine für die bayerischen
Kommunen praktikabel umsetzbare
Richtlinie zu erarbeiten.

E-Government-Gesetz

Neben dem E-Government-Pakt und
dem BayernPortal ist das E-Govern-
mentgesetz die dritte Säule der Stra-
tegie „Montgelas 3.0“. Den Entwurf
 eines Bayerischen E-Governmentge-
setzes hat die Bayerische Staatsregie-
rung im Juli 2015 in den Bayerischen
Landtag eingebracht.

Kern des Gesetzes ist die Schaffung
digitaler Rechte für die bayerischen
Bürgerinnen und Bürger. So beinhal-
tet der Gesetzentwurf ein Recht auf
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elektronische Kommunikation, die In-
anspruchnahme elektronischer Dienst-
 leistungen und die elektronische Durch-
 führung von Verwaltungsverfahren.
Diese Rechte stehen allerdings unter
dem Vorbehalt der Zweckmäßigkeit
und Wirtschaftlichkeit, so dass sie
auch für die Gemeinden in Bayern
praktikabel umsetzbar bleiben.

Der Bayerische Gemeindetag hat sich
im Rahmen des Gesetzgebungsver-
fahrens  intensiv beteiligt, um den Ge-
meinden möglichst große Handlungs-
 spielräume im Bereich der elektroni-
schen Verwaltung zu verschaffen, sie
aber zugleich vor zu weitergehenden
Verpflichtungen zu bewahren (Abb. 23).

Eine-Welt-Preis

Fairer Handel, Kommunale Partner-
schaftsarbeit, Nachhaltige Beschaf-
fung und Stärkung des bürgerschaft-
lichen Eine-Welt-Engagements sind in
vielen Städten, Märkten und Gemein-
den Bayerns schon selbstverständlich
als Querschnittsaufgabe in den Ver-
waltungsalltag integriert. Der Bayeri-
sche Gemeindetag unterstützt diese
Arbeit durch die Beteiligung in der
Jury des Eine-Welt-Preises. So konnte

2014 die Stadt Neumarkt i. d. Opf. für
ihr langjähriges vielfältiges Engage-
ment ausgezeichnet werden. Auch
die Stadt Langenzenn hat einen Son-
derpreis erhalten, der zeigt, dass auch
kleinere Kommunen sich in originel-
ler Weise intensiv engagieren können.
In den Fair-Trade-Städten und Ge-
meinden wird die Perspektive der Ei-
ne-Welt verstärkt ins Bewusstsein der
Bürger und Bürgerinnen gebracht
und das vorhandene kirchliche, schu-
lische und kommerzielle Engagement
mit der fairen kommunalen Beschaf-
fung vernetzt und verstärkt (Abb. 24).

Strom- und Gasbündelausschrei-
bungen Kubus

Seitdem die Kubus 2012 in einem
 offenen Verfahren als Partner des Ge-
meindetags ausgewählt wurde, hat
sie bis heute bereits fünf Bündelaus-
schreibungsrunden durchgeführt, die
Anschlussausschreibung zur ersten gro -
ßen Stromausschreibungsrunde 2014
bis 2016 ist derzeit in Vorbereitung.
An 2 Strombündelausschreibungen und
3 Gasbündelausschreibungen haben
sich über 2100 Teilnehmer beteiligt
und es wurden knapp 800 GWh Strom
und 400 GWh Gas beschafft. Alle Aus-
schreibungen haben für die Teilneh-
mer in aller Regel erhebliche Einspa -
rungen im reinen Energiepreis von im
Durchschnitt 20 bis zu 40 Prozent ge-
bracht. 

Für die nächste große Beschaffungs-
runde Strom für den Lieferzeitraum
2017 bis 2019 haben sich erneut
knapp 1500 Teilnehmer angemeldet.

Musterkonzessionsverträge Strom
und Gas

Der Bayerische Gemeindetag, der Baye -
rische Städtetag und der Verband der
Bayerischen Energie- und Wasserwirt-
schaft (VBEW) haben am 03.03.2015
eine Vereinbarung über neue Muster
zu Strom- und Gaskonzessionsverträ-
gen für bayerische Kommunen und
Energienetzbetreiber unterzeichnet.
Mit einem Konzessionsvertrag ge-
währt die jeweilige Kommune einem
Netzbetreiber die Nutzung ihrer Ver-
kehrswege im Gemeindegebiet, da-
mit er dort seine Energieversorgungs-
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Abb. 23: Montgelas 3.0
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netze, also jene Kabel, Freileitungen
oder Rohre verlegen und betreiben
kann, über die örtlichen Kunden mit
Strom oder Gas versorgt werden. Als
Gegenleistung zahlt der Netzbetrei-
ber die sogenannten Konzessionsab-
gaben. Es geht hier also nicht um die
aktuell diskutierten großen Überland-
leitungen, sondern um die Energie-
versorgungsnetze direkt vor Ort. In
Bayern unterliegen neue Musterkon-
zessionsverträge der größten drei
Strom netzbetreiber der Genehmigungs-
 pflicht durch das Innenministerium.
Mit ihrer Erteilung war nach über ei-
nem Jahr Verhandlungsdauer für die
Unterzeichnung der Vereinbarung nun
der Weg frei.

Hintergrund für die Aufnahme von
Verhandlungen über neue Muster-
konzessionsverträge war, dass eine
Vielzahl der regelmäßig für eine Lauf-
zeit von 20 Jahren abgeschlossen
Konzessionsverträge derzeit bundes-
weit und auch in Bayern ausläuft. Ins-
besondere die Bewirtschaftung von
Energienetzen in Ballungsräumen stößt
dabei aktuell auf reges Interesse bei
den Netzbetreibern. Oftmals bewer-
ben sich mehrere auf den Neuab-
schluss eines abgelaufenen  Konzes -
sionsvertrages. Städte und Gemein-
den, die die neu abzuschließenden
Konzessionsverträge in einem verga-
beähnlichen Verfahren ausschreiben
müssen, sind so in der Lage, sich für
einen neuen Netzbetreiber zu entschei-
 den oder die Netze zukünftig selbst
zu betreiben. Entsprechend schwierig
ist es, in diesem Umfeld eine Einigung
zu einem für den Netzbetreiber und
die Kommunen gleichermaßen akzep-
 tablen Vertrag zu finden, der landes-
weit in Konzessionsverfahren als Mus -
ter dient. 

Die Einigung war aber möglich, da die
Verhandlungen von dem gemeinsa-
men Willen getragen waren, Regelun-
gen für den Netzbetrieb zu vereinba-
ren, die das Ziel einer sicheren, preis-
günstigen und effizienten Energiever-
sorgung erfüllen und gleichzeitig die
berechtigten Interessen der Gemein-
den nach Transparenz und Beteiligung
an wichtigen Entscheidungsprozessen
wahren. Wie wichtig es ist, die Bürge-
rinnen und Bürger hier einzubinden,
zeigen die aktuellen Diskussionen bei
den großen Stromtrassen und die Be-
strebungen Ortsnetze in kommunale
Hand zu überführen. Der neue Mus -
terkonzessionsvertrag berücksichtigt
dies, indem nun beispielweise vorge-
geben wird, dass der Netzbetreiber
im jeweiligen Gemeinderat regelmä -
ßig über die aktuelle Situation der Ener-
 gienetze und anstehende bauliche
Maß nahmen berichtet (Abb. 25). 

Energie

Jenseits der öffentlichen Debatte um
die Höchstspannungstrassen haben die
Erfordernisse des Klimaschutzes an
Bedeutung in der Politik gewonnen.
Vor den Verhandlungen im November
über ein weltweites Klimaabkommen
in Paris hat der G7-Gipfel im Juni 2015
in Elmau hier ein Ausrufezeichen ge-
setzt. Die sieben führenden Industrie-
staaten streben nach ihrer Abschlus-
serklärung eine Weltwirtschaft an, die
ohne Kohle, Öl und Gas auskommt. In-
soweit hat der Gemeindetag mit sei-
ner Arbeitsgemeinschaft Energienut-
zungspläne, die 2013/2014 in mehre-
ren Sitzungen tagte, Weitblick bewie-
sen: 9 Energieagenturen und  Inge -
nieurbüros und ein Energieversorger
haben Standards entwickelt, die un-
seren Mitgliedern die Möglichkeit ge-

ben, praxisgerechte Energienutzungs-
 pläne in Auftrag zu geben. Diese
schaffen die Grundlage für eine syste-
matische Vorgehensweise bei der De-
karbonisierung von Energieverbrauch
und  Energieversorgung in der Kom-
mune. Schwerpunkt ist die Wärme, die
einen über 50 prozentigen Anteil am
Energieverbrauch hat. Präzise Wärme-
kataster legen die Grundlage für die
Abschätzung der Realisierbarkeit von
Wärmenetzen, die Voraussetzung für
einen großflächigen Einsatz von er-
neuerbaren Energien sind. Die Arbeits-
 gemeinschaft hat für die Kommunen
eine Leistungsbeschreibung erarbei-
tet, die es den Gemeinden erleichtert
von den anbietenden Büros den ge-
wünschten Standard tatsächlich „ge-
liefert“ zu bekommen (Abb. 26). 

Feuerwehrwesen

Die in der neuen Vollzugsbekanntma-
chung zum Bayerischen Feuerwehr-
gesetz (VollzBekBayFwG) festgeschrie-
 bene „Pflicht“ der Kommunen, einen
Feuerwehrbedarfsplan zu erstellen,
hat viele Nachfragen in der Geschäfts-
stelle des Bayerischen Gemeindetags
ausgelöst. Anfang 2015 hat das Baye -
rische Staatsministerium des Innern
die mit den kommunalen Spitzenver-
bänden und dem Landesfeuerwehr-
verband gemeinsam erarbeitete Hand-
 reichung zur Erstellung eines solchen
Plans veröffentlicht. Damit steht nun
den Städten und Gemeinden eine
brauch bare Orientierungshilfe zur Ver-
 fügung, um einen entsprechenden
Feuerwehrbedarfsplan entweder selbst
zu erstellen oder durch ein beauftrag-
tes Ingenieurbüro erstellen zu lassen. 

Erfreuliches kann im Bereich des Förder-
wesens gemeldet werden. Das Baye ri-
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Abb. 25: Musterkonzessionsverträge Strom und Gas



sche Innenministerium hat die Förde-
rung des Feuerwehrwesens deutlich
verbessert. So sind die Festbeträge für
Fahrzeuge und Stellplätze fast durch-
gängig um 20 Prozent angehoben wor-
 den. Eine solche Steigerung hat es
nach Kenntnis der Geschäftsstelle bis-
lang noch nie gegeben. Darüber hin-
aus wurde ein Zuschlag für „Räume
mit besonderem Handlungsbedarf“
eingeführt, der den finanzschwachen
Gemeinden in den Räumen, die das
LEP als Räume mit besonderem Hand-
 lungsbedarf ausweist, sehr zugute
kommt. Und erfreulicherweise wird
auch der Bonus für kommunale Ko-
operationen beim Thema Sammelbe-
schaffungen von Feuerwehrfahrzeu-
gen und dem Bau von gemeinsamen
Feuerwehrgerätehausen fortgeführt.
In diesem Zusammenhang darf dar-
auf hingewiesen werden, dass die
 Homepage des Bayerischen Gemein-
detags eine Art „Partnerbörse“ anbie-
tet, die es ermöglicht, dass  koopera -
tionswillige Kommunen andere Part-
ner finden. Dieses Forum wird von
den Mitgliedern sehr gut genutzt! Er-
freulich auch für viele Ortswehren in
ländlichen Räumen: Das neu einge-
führte TSF-Logistik wurde seitens des
Ministeriums in den Katalog förder-
fähiger Feuerwehreinsatzfahrzeuge

aufgenommen. Damit wird dem
Wunsch vieler Feuerwehren auf dem
Lande Rechnung getragen, diesen
neuen Fahrzeugtyp gefördert zu be-
kommen. Das noch bis 31. Dezember
2017 laufende Sonderförderprogramm
für die Ersatzbeschaffung von  Hilfe -
leistungssätzen gemäß DIN EN 13204
wurde dankenswerterweise erweitert.
Nun ist neben der Ersatzbeschaffung
auch eine Erstbeschaffung von Hilfe-

leistungssätzen förderfähig, wenn
 Auto bahn- oder Bundesstraßenab-
schnitte neu von einer Feuerwehr zu
betreuen sind. Die Sonderförderpro-
gramme von der Beschaffung von
Wärmebildkameras, für Gerätewagen-
Gefahrgut und für Flachwasserschub-
boote laufen weiter und werden gut
angenommen (Abb. 28). 

Beim Digitalfunk ist der Aufbau der
Infrastruktur im Freistaat im Wesentli-
chen abgeschlossen. Nun beschaffen
die Landratsämter die Handsprech-
und Fahrzeugfunkgeräte für die Feu-
erwehren im jeweiligen ILS-Bereich.
Leider gab es hierbei immer wieder
Verzögerungen, ausgelöst durch ver-
gaberechtliche Streitigkeiten zwischen
den Anbietern der Funkgeräte. So muss -
ten Ausschreibungen wiederholt wer-
den und Verträge konnten erst Mona-
te später als geplant abgeschlossen
werden. Es bleibt zu hoffen, dass die
Einführung des Digitalfunks bei den
Einsatzkräften im nächsten Jahr ab-
geschlossen werden kann. 

Glücklicherweise ist der pauschale
Scha densausgleich im Zusammen-
hang mit dem vom Bundeskartellamt
aufgedeckten Kartell der Hersteller
von Feuerwehreinsatzfahrzeugen zu
einem guten Ende gebracht worden.
Gleiches gilt für den Schadensaus-
gleich beim Drehleiterkartell. Hoffent-
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Abb. 26: Beispiel für das Wärmekataster eines Energienutzungsplans – Entscheidungs-
basis für die Wärmeplanung

Abb. 28: Typischer Einsatzfall für Freiwillige Feuerwehren



lich haben die Anbieter von Feuer-
wehrfahrzeugen gelernt: Den Steuer-
zahler darf man nicht über den Tisch
ziehen. Sonst verlangt er Schadenser-
satz und die Kommunen verhalten
sich restriktiv bei der Beschaffung von
Feuerwehrautos. 

Seit nunmehr 17 Jahren verhilft die
Neuregelung des Art. 28 Bayerisches
Feuerwehrgesetz den Gemeinden und
Städten im Freistaat zu spürbaren Ein-
künften nach Feuerwehreinsätzen. Mitt-
 lerweile haben die meisten Kommu-
nen eine Feuerwehrkostensatzung er-
lassen und vollziehen die gesetzliche
Regelung praxisgerecht. Bedauerlicher-
 weise hat der Bayerische Verwaltungs-
 gerichtshof in einer Entscheidung
festgelegt, dass das bloße Ausrücken
von Feuerwehren aus dem Feuerwehr-
 gerätehaus ohne gefahrenabwehren-
de Tätigkeit am Einsatzort nicht ab-
rechnungsfähig sei. Dem hat der Baye -
rische Gemeindetag widersprochen
(siehe Aufsatz in Bayerischer Gemein-
detag 2014, Seite 78). Über eine Ge-
setzesinitiative versucht der Verband
derzeit, den Gesetzgeber dazu zu ani-
mieren, auch das Ausrücken kosten-
ersatzfähig zu stellen. Ob und wann
der Gesetzgeber tätig wird, ist derzeit
leider nicht absehbar. 

Nach der verheerenden Brandkatas -
trophe in der Gemeinde Schneitzl-
reuth am Pfingstwochenende 2015
rückt das Bewusstsein, für Feuerbe-
schauen zuständig zu sein, stärker in
den Fokus der Gemeinden. Zwar liegt
die Frage, ob und wann eine Feuerbe-
schauung durchzuführen ist, nach wie
vor im Ermessen der Kommunen; al-
lerdings verdichtet sich dieses Ermes-
sen hin zu einer Rechtspflicht, wenn
konkrete Anhaltspunkte für brandge-
fährliche Zustände im Gebäude herr-
schen (Abb. 27). 

Geschäftsordnungsmuster des
Bayerischen Gemeindetags

In der März-Ausgabe 2014 der Ver-
bandszeitschrift des Bayerischen Ge-
meindetags wurden die überarbeite-
ten Geschäftsordnungsmuster für Ge-
meinderäte, Marktgemeinderäte und
Stadträte veröffentlicht. Im Vorfeld hat
sich ein beim Bayerischen Gemeinde-

tag gebildeter „Arbeitskreis Geschäfts-
 ordnungsmuster“ intensiv mit verschie-
 densten Aspekten im Zusammenhang
mit dem Geschäftsgang in den politi-
schen Gremien auseinandergesetzt.
Ein Schwerpunkt bildete dabei die
Einarbeitung der Möglichkeiten zur
Digitalisierung des Sitzungsdienstes,
angefangen von der elektronischen
Ladung und dem Einsatz von Ratsin-
formationssystemen über die Zulassung
elektronischer Antragstellung durch
die Gemeinderatsmitglieder bis hin
zur elektronischen Bereitstellung von
Niederschriften über öffentliche Sit-
zungen. Die bis heute eingehenden
zahlreichen Anfragen aus dem Mit-
gliederbereich zum Thema Umgang
mit Ratsinformationssystemen, elek-
tronischen Dokumenten und elektro-
nischen Medien zeigen, dass die Pra-
xis die in die Geschäftsordnungsmu-
ster neu eingearbeiteten Regelungen
gut angenommen hat. Hinsichtlich
verbleibender rechtlicher Unsicherhei-
 ten, etwa im Hinblick auf die Zulässig-
keit der Ladung über Ratsinformations-
 systeme, der Bereitstellung von Nieder-
 schriften nichtöffentlicher Sitzungen
in Ratsinformationssystemen oder aber
der elektronischen Bekanntmachung
von Ortsrecht, wird sich der Bayerische
Gemeindetag weiterhin für praxisge-
rechte Lösungsansätze einsetzen. 

Interkommunale Zusammenarbeit

Der Bayerische Gemeindetag sieht in
der interkommunalen Zusammenar-
beit einen möglichen Ansatz, die demo-
 graphische Entwicklung, stetig stei-
gende Anforderungen an die gemeind-
 liche Aufgabenerfüllung oder neue
Aufgaben wirksam und effektiv zu be-
wältigen. Die verstärkte Förderung in-
terkommunaler Projekte durch staat-
liche Förderprogramme, etwa im Be-
reich der integrierten ländlichen Ent-
wicklung, im Rahmen der Feuerwehr-
zuwendungs-Richtlinien, der Breitband-
 förderung oder auch durch die 2015
überarbeitete Richtlinie für Zuwen-
dungen des Freistaats Bayern zur För-
derung der interkommunalen Zusam-
menarbeit (vgl. Rundschreiben des
Bayerischen Gemeindetags Nr. 26/2015
vom 02.04.2015) wird begrüßt. Eine
verstärkte Förderung interkommuna-
ler Projekte fordern wir auch im Be-
reich der Ende 2015 auslaufenden RZ-
Was, vor allem im Hinblick auf die
 vielerorts anstehende Sanierung ge-
meindlicher Einrichtungen im Bereich
der Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung.

Mit gewisser Sorge betrachten wir die
zunehmend komplexen rechtlichen
Rahmenbedingungen für interkom-
munale Projekte. Der Bayerische Ge-
meindetag setzt sich daher vehement
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Abb. 27: Die Feuerwehr im Einsatz



für eine kommunalfreundliche Um-
setzung der bis zum Frühjahr 2016 in
nationales Recht zu transferierenden
EU-Vergaberechtslinien, eine mög-
lichst zeitnahe und weitgehende Frei-
stellung interkommunaler Zusammen-
 arbeit von der Umsatzsteuer sowie
den Abbau bürokratischer Hürden,
 etwa im Bereich des  Arbeitnehmer -
überlassungsrechts, ein. 

Kanalsanierung

Dem Gemeindetag ist es gelungen,
zum Umschwung in der Haltung der
Staatsregierung zur Förderung der
Kanalsanierung mitbeizutragen. Die-
se wurde 2004 abgeschafft und seit-
her galt der Grundsatz, dass diese Rie-
senaufgabe – das Landesamt für Um-
welt geht von einem kurz- und mittel-
fristigen Sanierungsaufwand in Höhe
von 3.6 Milliarden Euro aus, was im
Durchschnitt 1.65 Millionen pro Netz-
betreiber bedeuten – über Beiträge
und Gebühren durch die Bürger zu
tragen sei (Abb. 29). 

Ein Landtagsbeschluss im Juni 2014
hat die Kehrtwende gebracht. Das
Umweltministerium hat den Auftrag
erhalten, für Härtefälle ein Hilfspro-
gramm auszuarbeiten. Damit wurde
eine Tür aufgemacht, jedoch eine viel
kleinere als die Ersterschließungsför-
derung, die dieses Jahr endet: Hier
wurden insgesamt 12 Milliarden Euro
Förderung gewährt. Nun will man –

geht man laut Landtagsbericht von
30 Millionen Euro jährlich und einer
Programmlaufzeit von max. 15 Jahren
aus – nur knapp eine halbe Milliarde
Fördermittel für ausgewählte Gemein-
 den aufwenden, die besonders hohe
Investitionen pro Bürger für Wasser-
und Abwasserentsorgung zu tätigen
haben. Als Gemeindetag heißen wir
es nicht gut, wenn nur 11 Prozent un-
serer Mitglieder in den Genuss der
Förderung kommen sollten (Abb. 30).

Kommunalwahlen 2014

Aus kommunal(wahl)rechtlicher Sicht
stand das Jahr 2014 ganz im Zeichen

der am 16. März 2014 durchgeführten
allgemeinen Gemeinde- und Land-
kreiswahlen. Neben zahlreichen An-
fragen aus dem Mitgliederbereich
zu kommunalwahlrechtlichen Frage -
stellungen, zur Durchführung der
konstituierenden Sitzungen, zu Aus-
schussbesetzungen sowie den Mög-
lichkeiten der Ausgestaltung der Ge-
schäftsordnungen lag ein weiterer
Schwerpunkt bei der Abgabe eines
Erfahrungsberichts an das  Innen -
ministerium mit dem Ziel einer Ver-
besserung der kommunalwahlrechtli-
chen Vorgaben. Aus diesem Anlass
haben wir unsere Mitglieder um Mit-
teilung von Änderungsvorschlägen
allgemein und zu bestimmten The-
menfeldern gebeten (vgl. Rundschrei-
ben des Bayerischen Gemeindetags
Nr. 28/2014 vom 09.07.2014). Auf Grund-
 lage der zahlreich eingegangenen Stel-
 lungnahmen sowie der Erfahrungen
aus den im Herbst 2013 durchgeführ-
ten Wahlrechtsseminaren haben wir
insbesondere folgende Aspekte in die
Diskussion eingebracht: 

• Die Neuregelung, nach der insbe-
sondere gewählte ehrenamtliche Ge-
 meinderatsmitglieder ohne Angabe
von Gründen die Nichtannahme der
Wahl erklären und in der Folge auch
nach Amtsantritt ihr Amt ohne An-
gabe von Gründen niederlegen kön-
 nen, wird kritisch bewertet, die frü -
her geltende Rechtslage (Angabe
eines wichtigen Grundes für die Ab-
lehnung der Wahl bzw. der Nieder-
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Abb. 29: Sanierungsbedarf bei öffentlichen Kanalnetzen

Abb. 30: Förderung von Härtefällen



legung des Amts) als vorzugswür-
dig erachtet; 

• Anregung erweiterter Heilungsmög-
 lichkeiten in Bezug auf Mängel im
Wahlvorschlag; 

• Abschaffung der sogenannten Ver-
doppelungsmöglichkeit bei Gemein-
 den bis zu 3.000 Einwohnern; 

• Anregung einer kritischen Prüfung
der Regelungen zur Briefwahl auf-
grund der starken Zunahme des
Anteils der Briefwähler. 

Derzeit setzt sich eine interne Arbeits-
gruppe im Innenministerium mit den
seitens der Regierungen und der kom-

 munalen Spitzenverbände abgegebe-
 nen Erfahrungsberichten auseinander.
Die weitere Entwicklung bleibt abzu-
warten (Abb. 31). 

Landwirtschaftliches Bodenrecht

Das landwirtschaftliche Bodenrecht,
bestehend aus Grundstücksverkehrs-
gesetz, Landpachtverkehrsgesetz und
Reichssiedlungsgesetz, hat in den ver-
gangenen Jahren erheblich an Bedeu-
 tung gewonnen. Gründe dafür sind
die gestiegene Nachfrage nach Immo-
 bilien- und Sachwerten, aber auch ge-
stiegene Kauf- und Pachtpreise für
landwirtschaftliche Flächen auf dem

Hintergrund der Förderung durch das
EEG. Gleichzeitig hat sich der Wettbe-
werb unter den landwirtschaftlichen
Betrieben verschärft. Da das Boden-
recht seit der Föderalismusreform 2006
in die Zuständigkeit der Länder fällt,
hat der Bayerische Landtag die Forde-
rungen des Bayerischen Bauernver-
bands zur Reform des landwirtschaft-
lichen Bodenrechts aufgegriffen. Neben
der Absenkung der Hektargrenze von
2 ha auf 1 ha für die Genehmigung
der Veräußerung von landwirtschaftli-
chen Grundstücken wurde die Staats-
 regierung auch aufgefordert, eine Über-
 führung des Bodenrechts ins Landes-
recht zu prüfen. Nach Intervention
des Bayerischen Gemeindetags wur-
de inzwischen von der CSU-Fraktion
aber deutlich gemacht, dass bei einer
etwaigen Absenkung der Hektargren-
ze die Kommunen in jedem Fall aus-
genommen würden. Der Bayerische
Gemeindetag hat weiter gefordert,
dass bei einer Schaffung eines eige-
nen Landesgesetzes die Kommunen
mit Bund und Land im Sinne von § 4
Grundstücksverkehrsgesetz gleichge-
stellt werden, nachdem Bund und Land
bei Veräußerungen von landwirtschaft-
 lichen Grundstücken keine Genehmi-
gung benötigen. Dabei geht der Baye -
rische Gemeindetag davon aus, dass
eine gerechte Rechts- und Gesell-
schaftsordnung verlangt, dass die In-
teressen der Allgemeinheit beim Bo-
den in stärkerem Maße zur Geltung
zu bringen sind als bei anderen Ver-
mögensgütern. Hier ist zu berücksich-
tigen, dass die Kommunen als dritte
staatliche Ebene in gleicher Weise wie
Bund und Land dem Gemeinwohl ver-
 pflichtet sind. Insoweit gibt es keinen
Grund, die Kommunen im Blick auf
Genehmigungspflichten anders zu be-
 handeln. Der Bayerische Gemeinde-
tag wird daher die geplante Ände-
rung intensiv begleiten.

Straßenausbaubeiträge 

Ende des Jahres 2014 hat die Landes-
hauptstadt München ihre Straßenaus-
 baubeitragssatzung aufgehoben und
blieb mit dieser Entscheidung ohne
Beanstandung. Die Folge war erneut
eine bayernweite Diskussion um Sinn
und Zweck der Erhebung von Stra -
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Abb. 31: Wahlbeteiligung an der Kommunalwahl 2014



ßenausbaubeiträgen, die die Gemein-
den gemäß Art. 5 Kommunalabgaben-
 gesetz (KAG) für die Erneuerung und
die Verbesserung von Ortsstraßen er-
heben sollen. Auch wenn die Stadt
München einen Sonderfall darstellt,
so fühlten sich die Gemeinden, die
bisher über keine Straßenausbaubei-
tragssatzung verfügen, in ihrer ab leh-
nenden Grundhaltung bestätigt. Ge-
meinden mit Straßenausbaubeitrags-
satzung gerieten jedoch zunehmend
unter Druck, da deren Aufhebung mit
Blick auf das Vorbild der Landes-
hauptstadt gefordert wurde. Je nach
Sachverhalt können in Einzelfällen ver-
 hältnismäßig hohe fünfstellige Aus-
baubeiträge auf den Anlieger zukom-
men. Presse und Fernsehen haben
diese medienwirksamen Fallgestaltun-
 gen dankbar aufgegriffen und die bei-
 tragserhebenden Gemeinden ebenso
wie das System an den Pranger ge-
stellt (Abb. 32). 

Eigentümerverbände und Bürgerini -
tiativen fordern deutschlandweit die
Abschaffung des Straßenausbaubei-
trags. Um über die Zukunft des Stra -
ßenausbaubeitrags sachgerecht ent-
scheiden zu können, fand am 15. Juli
2015 im Bayerischen Landtag vor dem
Ausschuss für Kommunale Fragen, In-
nere Sicherheit und Sport eine Exper-
tenanhörung statt, an der auch Dr.
Jürgen Busse, Geschäftsführendes
Präsidialmitglied des Bayerischen Ge-
meindetags, teilgenommen hat. Ob
die Erhebung von Straßenausbaubei -
trägen weiterhin erforderlich und sinn-
 voll ist oder ob auf eine finanzielle Be-
teiligung der Anlieger gänzlich ver-
zichtet werden könnte, war die zen-
trale Frage.

Eine Umfrage des Bayerischen Staats-
ministeriums des Innern, für Bau und
Verkehr im ersten Halbjahr 2015
brachte folgende Erkenntnisse:

• Die bayerischen Gemeinden verfü-
gen über ca. 100.000 km Orts- und
Gemeindeverbindungsstraßen.

• Der über Beiträge umlegungsfähige
Investitionsaufwand für Ortsstra ßen
beläuft sich in den kommenden
Jahren auf geschätzte 100 Mio. EUR
pro Jahr.

• Im Jahr 2013 wurden ca. 65 Mio.
EUR und im Jahr 2014 ca. 62 Mio.

EUR an Straßenausbaubeiträgen er-
hoben, wobei es große regionale
Unterschiede gibt.

• Von den 2056 bayerischen Gemein-
den verfügten zum 01. März 2015
insgesamt 1492 Gemeinden (= 72,6%)
über eine Straßenausbaubeitrags-
satzung. Auch hier sind die regiona-
len Unterschiede groß, wie sich aus
der nachfolgenden Tabelle entneh-
men lässt.

Auswertung der Umfrage 2015 des
Bayerischen Staatsministeriums
des Innern, für Bau und Verkehr
(Abb. 33):

Diese Zahlen machen deutlich, dass
auf den Straßenausbaubeitrag als Fi-
nanzierungsinstrument zum Erhalt und
zur Verbesserung der Ortsstraßen aus
Sicht des Bayerischen Gemeindetages
nicht verzichtet werden kann. Dabei
finanzieren die Gemeinden heute
schon die erforderlichen Straßenaus-
baumaßnahmen nicht nur über  An -
liegerbeiträge, sondern auch in Höhe
eines Eigenanteils, der den Vorteil für
die Allgemeinheit wiederspiegelt, aus
dem allgemeinen Haushalt und damit
aus Steuergeldern. Dieser Eigenanteil
kann je nach Satzungsregelung und
Verkehrsbedeutung der Straße zwi-
schen 20 und 85% des beitragsfähi-
gen Ausbauaufwands betragen. Eine
Abschaffung des Straßenausbaubei-

trags trifft nicht nur die Gemeinden,
die aufgrund ihrer Finanzlage auf die
Erhebung von Beiträgen angewiesen
sind, sondern führt auch zur Ungleich-
 behandlung im Hinblick auf die Bür-
ger, die bereits in der Vergangenheit
Beiträge für den Ausbau ihrer Straße
gezahlt haben.

Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG bestimmt,
dass Ausbaubeiträge erhoben werden
sollen. Diese „Soll-Regelung“ ist in Ver-
bindung mit dem Grundsatz der vor-
rangigen Einnahmebeschaffung aus
besonderen Entgelten (Art. 62 Abs. 2
Gemeindeordnung) als Pflicht zu Bei-
tragserhebung zu verstehen, es sei
denn eine begründete Ausnahme im
Sinne einer besonders günstigen Haus-
 haltslage rechtfertige einen Verzicht.
Auch wenn die Anwendung der „Soll-
Regelung“ in der Praxis zu großen
 regionalen Unterschieden führt, ist
nach Auffassung des Bayerischen Ge-
meindetags an ihr festzuhalten. Eine
„Muss-Regelung“ hätte zwar den Vor-
teil, dass für alle Gemeinden aus-
nahmslos eine Beitragserhebungs-
pflicht entsteht und damit der ein-
heitliche Vollzug in Bayern sicherge-
stellt wäre. Aber für die ca. 30% der
bayerischen Gemeinden, die bisher
keine Ausbaubeitragssatzung erlassen
haben, stellt die Einführung der
„Muss-Regelung“ einen erheblichen
Eingriff in die kommunale Selbstver-
waltung und Abgabenhoheit dar.
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Abb. 32: Die meisten Ortsstraßen sind zwischen 25 und 40 Jahre alt, dementsprechend
hoch ist der Ausbaubedarf. Foto: Drescher



Ebenso darf man die Bürger nicht ver-
gessen, die erstmals einen Ausbau-
beitrag zu bezahlen haben, während
erforderliche Maßnahmen in der Ver-
gangenheit aus dem Steueraufkom-
men aller Bürger finanziert wurden.

Die Einführung einer „Kann-Regelung“
hätte hingegen den Vorteil, dass den
Gemeinden, die bisher keine Ausbau-
beitragssatzung erlassen haben, der
Rücken gestärkt würde, indem der
Aspekt der kommunalen Selbstver-
waltung in den Vordergrund tritt.
 Allerdings hat sie den Nachteil, dass
sich der politische Druck gegenüber
den Gemeinden, die bereits Ausbau-
beiträge erheben und nun zukünftig
auf diese verzichten sollen, erhöht. Im
Übrigen stellt sich die Frage, ob tat -
sächlich ein größerer Handlungsspiel-
raum entsteht, denn der Vorrang der
Einnahmebeschaffung aus besonde-
ren Entgelten vor Steuern bleibt er-
halten. Daher ist bei finanzschwachen
Gemeinden von einer Ermessenredu-
zierung auf Null und mithin trotz „Kann-
Regelung“ von einer Beitragserhebungs-
 pflicht auszugehen. 

Das System der wiederkehrenden Bei -
träge (WKB) als Alternative zur Einzel -
abrechnung einzuführen, wird vom
Bayerischen Gemeindetag begrüßt, ins-
 besondere für die Gemeinden, die
nach Beibehalt der „Soll-Regelung“

aufgrund ihrer fehlenden finanziellen
Leistungsfähigkeit erstmals Ausbau-
beiträge erheben müssen. Den WKB
gibt es zum Beispiel in Rheinland-
Pfalz seit mittlerweile 29 Jahren, ca.
40% der Gemeinden haben sich für
dieses Beitragssystem entschieden. 

Beim WKB werden die tatsächlich ent-
standenen umlagefähigen  Ausbau -
kos ten auf alle bevorteilten Grund-
stücke einer Abrechnungseinheit aus
allen in räumlich funktionalen Zusam-
menhang stehenden Ortsstraßen ver-
teilt, so dass sich die jährliche Belas -
tung des Einzelnen erheblich verrin-
gert (Abb. 34). 

Die Einführung dieses Systems erfor-
dert voraussichtlich zwecks Erfassung
aller beitragsrelevanter Daten zu -
nächst einen erhöhten Verwaltungs-
aufwand. Allerdings gleicht sich dies
auf längere Sicht wieder aus durch
 einen erhöhten Grad der Automati-
sierung und – wegen der höheren
 Akzeptanz in der Bevölkerung – der
Minimierung der Widersprüche. Rechts-
 unsicherheiten können durch das Ge-
setz nahezu ausgeschlossen werden,
Übergangsregelungen für den Fall des
Systemwechsels von Einmalbeiträgen
zum WKB können getroffen werden,
ebenso für diejenigen, die in den letz-
ten Jahren einen Erschließungsbei-
trag gezahlt und sich so in die Solidar-

gemeinschaft „eingekauft“ haben. Die
Wahl des Beitragssystems muss der
Gemeinde überlassen bleiben und
darf nicht einem Bürgerentscheid zu-
gänglich sein.

Weitere Neuerungen sind voraussicht-
 lich zu erwarten im Hinblick auf die
Regelung einer Frist, welche die Erhe-
bung von Erschließungsbeiträgen zum
Beispiel nach Ablauf von 30 Jahren
nach Beginn der Herstellungsmaßnah-
 me ausschließt. Ab diesem Zeitpunkt
sind Ausbaubeiträge zu erheben, auch
wenn die Straße noch nicht  fertig -
gestellt im Sinne des Erschließungs-
beitragsrecht ist. Sollte eine solche
Ausschlussfrist Eingang in das Gesetz
finden, ist jedoch ein langer Übergangs-
 zeitraum gleichfalls zu normieren. Da -
rüber hinaus sollen zukünftig Planungs-
 leistungen der Gemeinde beitragsfä -
hige Kosten darstellen, wobei die Ge-
meinde den beitragsfähigen Aufwand
grundsätzlich auf das Maß eines er-
forderlichen fiktiven (Mindest-) Aus-
baus unbeanstandet reduzieren kön-
nen muss.

Ein Gesetzentwurf der SPD wurde un-
mittelbar nach der Expertenanhö rung
vorgelegt (Drucksache 17/7643), der
Entwurf der CSU wird nach der Som-
merpause erwartet. Der Bayerische Ge-
 meindetag wird im Gesetzgebungs-
verfahren die dargestellte Position
weiterhin vertreten.
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Abb. 33: Ergebnisse der Umfrage des Innenministeriums zum Straßenausbau



Überörtliche Rechnungsprüfung
der Gemeinden 

Wie im Geschäftsbericht 2013 ausge-
führt wird, haben 66 kommunale Kör-
perschaften unter Inanspruchnahme
des Rechtsschutzes der ÖRAG Klagen
gegen die Bescheide des Innenminis -
teriums zur Zuweisung zum Bayeri-
schen Kommunalen Prüfungsverband
(BKPV) erhoben. Betroffen waren Städ-
 te und Gemeinden über 5.000 Ein-
wohner, die sogenannten „mitgerisse-
nen“ Verwaltungsgemeinschaften
nebst zugehörigen Mitgliedsgemein-
den unter 5.000 Einwohnern sowie
sonstige Körperschaften (z.B. Schulver-
 bände, Zweckverbände), an denen die
zugewiesenen Städte und Gemeinden
beteiligt sind. Leider hat der Bayeri-
sche Verwaltungsgerichtshof die Mus -
terverfahren mit Urteilen vom 15. Mai
2014 (4 BV 14.261 u. a.) zurückgewie-
sen (vgl. dazu Rundschreiben des Baye -
rischen Gemeindetags Nr. 38/2014 vom
01.09.2014). Damit wurden in den

letzten drei Jahren insgesamt 340 kom-
 munale Körperschaften dem BKPV zu-
gewiesen. Bei 1.294 Gemeinden wird
die überörtliche Rechnungsprüfung
wei terhin durch die staatlichen Rech-
nungsprüfungsstellen der Landrats -
ämter durchgeführt. 

Der Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen des Bayerischen Landtags
hat sich im Februar 2013 erneut mit
der Frage der Neuorganisation der
überörtlichen Rechnungsprüfung der
Gemeinden befasst und die Staatsre-
gierung nochmals ersucht, einen mit
den kommunalen Spitzenverbänden
abgestimmten Gesetzentwurf für eine
weitere Konzentration der überörtli-
chen Rechnungsprüfung beim BKPV
bis Ende 2015 vorzulegen. Der Bayeri-
sche Gemeindetag hat sich  gegen -
über dem Innenministerium wieder-
holt gegen eine Zwangsmitgliedschaft
aller Gemeinden im BKPV und für  eine
Beibehaltung des „dualen Sys tems“
der überörtlichen Rechnungsprüfung

durch den BKPV und die Rechnungs-
prüfungsstellen an den Landratsäm-
tern ausgesprochen. Dies entspricht
der einhelligen Reaktion unserer Mit-
glieder, die in einer 2010 erfolgten
Umfrage klar eine Beibehaltung der
Prüfung durch die staatlichen Rech-
nungsprüfungsstellen bei den Land-
ratsämtern befürwortet haben. Der
Bayerische Gemeindetag wird diese
Linie auch im Rahmen der derzeit
stattfindenden Diskussionen weiter
vertreten. 

Wasserwerksnachbarschaften
 Bayern e.V.

Seit 2009 ist sind die Wasserwerks-
nachbarschaften Bayern ein gemein -
nütziger Verein. Seit ihrer Gründung
liegt der Vorsitz beim Bayerischen Ge-
meindetag (Abb. 35). 

Die WWN sind der Garant für einen
ortsnahen Erfahrungsaustausch des
technischen Personals auf den bayeri-
schen Wasserwerken. Sie erreichen auch
sehr viele Wasserversorger, die unter
5000 Einwohner versorgen. Dabei ist
es eine glückliche Ausgangskonstella-
tion, dass sich neben dem DVGW und
dem Freistaat Bayern eben auch der
Bayerische Gemeindetag um das tech-
 nische Personal bemüht, denn die
Personalausstattung und die Organi-
sation der Wasserversorger treten im-
mer mehr in den Vordergrund. Dazu
ist es wichtig, einerseits das Ohr an
den Mitarbeitern der Wasserversor-
gungen zu haben, andererseits aber
auch bei den Werkleitern und Bürger-
meistern Gehör zu finden.

Allein im Jahr 2014 fanden insgesamt
102 Nachbarschaftstage mit über 3500
Teilnehmern statt. Um dies organisa-
torisch zu bewältigen, wurde eine je-
dem Nachbarschaftsleiter dezentral zu-
 gängliche Plattform zur Planung von
Nachbarschaftstagen eingeführt. Mitt-
 lerweile arbeiten über 50 von 72 Nach-
 barschaften, also über 70% der Nach-
barschaften mit dem neuen Einladungs-
und Rechnungssystem.

Neu sind auch die überörtlichen Nach-
 barschaftstage, zu denen im Rahmen
von Trinkwassertagungen eingeladen
wird. Sie finden mittlerweile alle 2
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Jahre jeweils in Gemünden, in Lands-
hut und in Hawangen statt.

Arbeitskreise und Arbeitsgemein-
schaften 

Der Bayerische Gemeindetag hat bei
folgenden Arbeitskreisen und Arbeits-
 gemeinschaften mitgewirkt: 
• Abwasserabgabenbeirat
• Arbeitsforen Windkraft, Kraftwerke/

Speicher, Netze, Energieeffizienz/
-einsparung

• Arbeitsgemeinschaft Fränkische
Stadt baumeister/innen und Bauamts-
 leiter/innen

• Arbeitsgemeinschaft der Bäder und
Fremdenverkehrsgemeinden

• Arbeitsgemeinschaft Grundwasser-
Rohstoffe

• ARGE „Große Mitglieder“
• ARGE Kommunalunternehmen
• ARGEn Wasserversorgung/Abwasser -

beseitigung (Oberbayern Wasser,
Ober bayern Abwasser, Niederbayern,
Oberpfalz, Franken, Schwaben)

• Arbeitsgruppe „Kommunaler Finanz-
 ausgleich/Fortentwicklung“

• Arbeitskreis „Kommunale Energie-
konzepte“

• Arbeitskreis Energieeffizientes Bauen
(OBB)

• Arbeitsgruppe „Bayernplan Energie“,
Landwirtschaftsministerium

• Arbeitsgruppe „Barrierefreies Bauen“
• Arbeitskreis „Umwelt und Mobil-

funk“
• Arbeitskreis „Wasserschutzgebiete

beim DVGE“

• Arbeitskreis „Zweckverbände im
Baye rischen Gemeindetag“

• Arbeitskreis „Kommunalpolitik, Erz-
diözese München und Freising“

• Arbeitskreis „Bündnis für Toleranz“
• Beirat und Arbeitskreis der Energie -

agentur
• Benchmarking Wasser/Abwasser
• Bündnis zum Flächensparen

• Gewässernachbarschaften Bayern
• Kläranlagennachbarschaften Bayern

(KKN)
• Koordinierungsgruppe GDI-BY
• Lenkungsgruppe/Arbeitskreis Hoch-

 wasserrisikomanagement
• Sparkassen und ländlicher Raum
• Wasserinfoteam eV
• Wasserwerksnachbarschaften Bayern

e.V. (WWN)
• Runder Tisch Breitband
• Arbeitskreis „Bauen und Demogra-

phischer Wandel“

Veranstaltungen
Geschäftsjahre 2013 bis 
Oktober 2015
25.10.2013
Besprechung mit Frau  Staatsminis terin
Ilse Aigner zur Energiewende
31.10.2013
Vorstellung des neuen  Breitband -
konzeptes durch Ministerialdirigent 
Dr. Rainer Bauer, Bayerisches Staatsmi-
nisterium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat
04.11.2013
Diskussion mit Prof. Klaus Töpfer und
Präsident Alois Glück zur Energiewende

06.07.2013
Bezirksverbandsversammlung
 Schwaben

08.11.2013
Breitbandforum Nürnberg

18.11.2013
Bezirksverbandsversammlung
 Unterfranken

20.11.2013
Besprechung der Kommunalen
 Spitzenverbände mit Frau  Staats -
ministerin Emilia Müller zu allgemeinen
Sozialthemen

02.12.2013
Veranstaltung des Europabüros in
 Brüssel: „Kommunal-Europäisches
 Energieforum der bayerischen,  baden-
württembergischen und  sächsischen
Kommunen - Europa 
und Kommunen gemeinsam für die
 Energiewende

03.12.2013
Diskussion mit den  Europaabgeord -
neten in Brüssel

04.12.2013
Gespräch der Kommunalen
 Spitzenverbände mit dem Amtschef
des Innenministeriums Günter  Schuster

19.12.2013
Besprechung mit der Fraktion der
 Freien Wähler im Bayerischen  Landtag

09.01.2014
Veranstaltung der Gesellschaft für
 Abfallbeseitigung mit Staatsminister  
Dr. Marcel Huber

23.01.2014
Besprechung mit Staatsminister 
Dr. Marcel Huber über  Umwelt themen

27.01.2014
Besprechung mit Frau Staatsministerin
Ilse Aigner zur Energiewende

30.01.2014
Diskussion mit Staatssekretär Albert
Füracker in der Akademie ländlichen
Raum

03.02.2014
Besprechung mit den Regionalen
 Planungsverbänden bei  Staats minister
Dr. Markus Söder
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10.02.2014
Besprechung der Präsidenten der
 Kommunalen Spitzenverbände mit
Frau Staatsministerin Dr. Beate Merk zu
Europafragen

12.02.2014
Besprechung mit dem Präsidenten des
Bayerischen Bauernverbandes Walter
Heidl

18.02.2014
Diskussion mit der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag

26.02.2014
Diskussion der Kommunalen Spitzen-
verbände mit Frau Ministerialdirektorin
Karolina Gernbauer zur  Jugend -
sozialarbeit

06.03.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Oberpfalz

27.03.2014
Diskussion des Finanzausgleichs mit
Staatssekretär Albert Füracker

28.03.2014
Erörterung schulpolitischer Fragen mit
Staatssekretär Georg Eisenreich

24./25.04.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Oberbayern

07.u.15.05.2014
Treffen mit Kabinettsmitgliedern
in Abensberg

09.05.2014
IT-Gipfel mit Ministerpräsident 
Horst Seehofer

14.05.2014
Fortschreibung des Landesentwick-
lungsprogramms, Besprechung 
mit Ministerialdirigent Christian 
Wunderlich

14.05.2014
Besprechung der Kommunalen
 Spitzenverbände mit  Ministerial -
direktor Günter Schuster 

27.05.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Oberpfalz mit Staatssekretär Albert
Füracker

28.05.2014
Diskussion der Gerechtigkeitslücke im
Finanzausgleich mit Staatssekretär
 Albert Füracker

05.06.2014
Diskussion mit Kabinettsmitgliedern
in Abensberg

23.06.2014
Gespräch mit den neu- und  wieder -
gewählten bayerischen  Europa -
abgeordneten

23.06.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Mittelfranken

25.06.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Niederbayern

26./27.07.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Schwaben 

01.07.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Oberpfalz

02.07.2014
Parlamentarischer Abend mit der CSU-
Fraktion im Bayerischen  Gemeindetag

03.07.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Oberfranken

08.07.2014
Besprechung mit dem Vorsitzenden
des Kommunalausschusses
Dr. Florian Herrmann über Straßenaus-
baubeiträge

11.07.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Unterfranken

22.07.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Oberbayern

31.07/01.08.2014 
Treffen mit den Vertretern der 
KUBUS-GmbH in Ludwigslust

15.09.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Niederbayern

16.09.2014
Asylgipfel mit Ministerpräsident 
Horst Seehofer

16.09.2014
Verleihung der Urkunden für
 kommunale Energiewirte mit 
Frau Staatsministerin Ilse Aigner

19.09.2014
Veranstaltung der Großen Mitglieder
des Bayerischen Gemeindetags

25.09.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Mittelfranken

14./15.10.2014
Landesversammlung in Bad Aibling,
Wiederwahl von Präsident Dr. Uwe
Brandl, der Vizepräsidenten Josef Mend
und Thomas Zwingel sowie des Schatz-
meister Josef Walz

23.10.2014
Erörterung wirtschaftspolitischer
 Themen mit Ministerialdirektor 
Dr. Bernhard Schwab

27.10.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Niederbayern

29.10.2014
Besprechung mit Frau Staatsministerin
Ilse Aigner zur Energiewende

30.10./1.11.2014
Bezirksverbandsversammlung
 Schwaben

06.11.2014
Kommunalgipfel mit Ministerpräsident
Horst Seehofer zur Barrierefreiheit und
zur Ganztagsschule

10./11.11.2014
Veranstaltung des Europabüros in Brüs-
sel: Fünf Jahre Vertrag von Lissa bon –
eine kommunale Bilanz sowie
 Gespräch mit EU-Abgeordneten

12./13.11.2014
Treffen mit den Vertretern der ÖRAG
in Düsseldorf

13.11.2014
Gespräch der Kommunalen Spitzenver-
bände mit Staatsminister Joachim Herr-
mann über das Gaststättenrecht

19.11.2014
Besprechung der Kommunalen
 Spitzenverbände mit  Ministerial -
direktor Günter Schuster

21.11.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Oberpfalz

01.12.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Oberbayern

10.12.2014
Bezirksverbandsversammlung 
Oberfranken

Bayerischer Gemeindetag 10/2015408



08.01.2015
Besprechung mit Ministerialdirektor
Michael Höhenberger über  sozial -
politische Themen
16.01.2015
Besprechung mit dem Präsidenten des
DStGB, Oberbürgermeister  Christian
Schramm, in Dresden
27.03.2015
Staatsminister Dr. Markus Söder bei den
oberfränkischen Bürgermeistern in
Lichtenfels
16./17.04.2015
Bezirksverbandsversammlung
 Schwaben
23.04.2015
Veranstaltung mit dem DStGB zur
 Bürgerbeteiligung in Zirndorf
29.04.2015
Informationsveranstaltung der bayeri-
schen kommunalen Spitzenverbände
und der Staatsregierung zum Start der
neuen  EU-Förder periode in München 
29.04.2015
Bürgermeisterversammlung in
 Mittelfranken mit Staatsminister
 Joachim Herrmann
29./30.04.2015
Bezirksverbandsversammlung 
Oberbayern
30.04.2015
Veranstaltung des Bayerischen
 Gemeindetags in Kooperation mit dem
Bayerischen Städtetag für die Bayeri-
schen Bürgermeisterinnen im Bayeri-
schen Landtag
07.05.2015
Informationsveranstaltung der bayeri-
schen Kommunalen Spitzenverbände
und der Staatsregierung zum Start der
neuen  EU-Förder periode in Nürnberg
18.05.2015
Bezirksverbandsversammlung
 Unterfranken
19./20.05.2015
Treffen mit Kabinettsmitgliedern
in Abensberg
21.05.2015
Besprechung mit dem Leiter 
der  Enquete-Kommission, MdL
Berthold Rüth
22.05.2015
Besprechung mit Staatsministerin
 Emilia Müller zu aktuellen Flüchtlings-
fragen

27.05.2015
Treffen der Großen Mitglieder 
in Neu-Ulm

16./17.06.2015
Veranstaltung des DStGB in Bonn mit
der Wahl von Präsident Roland Schäfer
und Vizepräsident Hans-Joachim  Grothe

19.06.2015
Diskussion mit den Europaabgeordne-
ten im Bayerischen Gemeindetag

23.06.2015
Bezirksverbandsversammlung
 Niederbayern

02.07.2015
Finanzausgleich 2016 mit Staatsminister
Dr. Markus Söder 

06./07.07.2015
Besuch des Hessischen Städte- und
 Gemeindebunds beim Bayerischen
 Gemeindetag

15.07.2015
Veranstaltung im Bayerischen Landtag
zu Straßenausbaubeitragssatzungen

15.07.2015
Gespräch der Kommunalen  Spitzen -
verbände mit Ministerialdirektor
 Günter Schuster 

16.07.2015
Besprechung mit dem Vorsitzenden
des Haushaltsausschusses des Bayeri-
schen Landtags, MdL Peter Winter

22.07.2015
Besprechung mit dem Vorsitzenden
des Kommunalausschusses des
 Bayerischen Landtags, MdL 
Dr. Florian Herrmann 

03.09.2015
Asylgipfel der kommunalen  Spitzen -
verbände und anderer Verbände mit
Ministerpräsident Horst Seehofer

14./15.09.2015
Veranstaltung des Europabüros in Brüs-
sel: Zu Hause in Europa – Bewältigung
kommunaler Herausforderungen“
 sowie Gespräch mit den  Europa -
abgeordneten 

17.09.2015
Bezirksverbandsversammlung
 Oberfranken

02.10.2015
Diskussion der Kommunalen Spitzen-
verbände mit der Enquete-Kommission
im Bayerischen Landtag

06.10.2015
Bezirksverbandsversammlung
 Niederbayern
07./08.10.2015
Veranstaltung der Großen Kreisstädte
14./15.10.2015
KOMMUNALE, Großveranstaltung des
Bayerischen Gemeindetags
21.10.2015
Veranstaltung der Geschäftsführer des
DStGB in München
29./30.10.2015
Bezirksverbandsversammlung
 Schwaben
19.11.2015
Verabschiedung des Geschäftsführen-
den Präsidialmitglieds des Bayerischen
Gemeindetags Dr. Jürgen Busse
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Kreisverband

Regensburg
Unter dem Vorsitz von 1. Bürgermeis -
ter Werner Fischer, Bernhardswald, fand
am 23. Juni 2015 eine Versammlung
des Kreisverbandes in der Stadthalle
Neutraubling statt. Nach einer kurzen
Begrüßung durch den Vorsitzenden
sprach Landrätin Tanja Schweiger ein
Grußwort und berichtete dabei über
Aktuelles aus dem Landratsamt. Einen
besonderen Fokus legte sie auf die
Unterbringung der Flüchtlinge und
Asylbewerber, die auch den Landkreis
Regensburg und die dortigen Gemein-
 den derzeit vor große Herausforderun-
 gen stellt. Ein zweiter Schwerpunkt
lag im Bereich der Breitbandkoopera-
tion mit den Gemeinden. Hier hat der
Landkreis die Koordinationsaufgaben
übernommen, um den Breitbandaus-
bau weiter voranzutreiben. 

Im Anschluss berichtete der Kreisver-
bandsvorsitzende Werner Fischer über
die Arbeit des Gemeindetags. Er stell-
te hierbei die aktuellen Entwicklun-
gen im kommunalen Finanzausgleich
und den derzeitigen Verhandlungs-
stand dar. Ferner schilderte er die Ver-
änderungen in der Geschäftsstelle des
Bayerischen Gemeindetags und erläu-
 terte die Notwendigkeit der Erhö hung
der Mitgliedsbeiträge. 

Ergänzend hierzu ging Herr Georg
Große Verspohl von der Geschäfts-
stelle des Bayerischen Gemeindetags
in München auf weitere aktuelle The-
men aus dem Verband ein. Besonde-
res Interesse erregte die Zukunft der
Straßenausbaubeiträge. Die Rede bei -
träge der anwesenden Bürgermeister
zeigten, wie kontrovers dieses Thema

bei den Verantwortlichen in der Kom-
munalpolitik diskutiert wird. 

Herr Große Verspohl referierte im An-
schluss über die Organisation der Ge-
meindeverwaltung. Er verdeutlichte,
welche Aufgaben und Handlungsspiel-
 räume ein Bürgermeister bei der Or-
ganisation hat und warum eine funk-
tionierende Organisation für einen
Bürgermeister unverzichtbar ist, um
seine Aufgaben erfolgreich bewältigen
zu können. 

Zum Abschluss der Kreisverbandsver-
sammlung stellten Herr Richard Fritsch
und Herr Johann König von der
 Bayernwerk AG ihr Unternehmen und
das Breitbandkooperationsprogramm
vor. 

Dachau
Am 27. Juli 2015 trafen sich die Bürger-
 meister des Kreisverbandes im Wirts-
haus zu Asbach, Gemeinde Peters-
hausen, um sich über den Umgang
mit der 10H-Regelung im Rahmen der
aktuellen Teilflächennutzungsplanung
auszutauschen. Nach der Begrüßung
durch den Kreisverbandsvorsitzenden
Stefan Kolbe, 1. Bürgermeister der Ge-
meinde Karlsfeld, führte der Gastge-
ber und 1. Bürgermeister der Gemein-
de Petershausen, Marcel Fath, in die
Beratungsgegenstände ein und fand
auch ein paar Worte zum Tagungsort,
einem historischen Gasthaus.

Dr. Franz Dirnberger, zuständiger Re-
ferent der Geschäftsstelle und sein
Nachfolger Matthias Simon, wiesen
darauf hin, dass auch nach Inkrafttre-
ten der 10H-Regelung eine Steuerung
der Windkraft durch gemeinsame Teil -
flächennutzungsplanung möglich ist
und diese für die Landkreisgemein-
den von Vorteil sein kann. So haben
sich beispielsweise die Gemeinden im
Nachbarlandkreis Pfaffenhofen dazu
entschlossen, ihre gemeinsame Pla-
nung nach Einarbeitung der 10H-Re-
gelung fertigzustellen und zu beschlie -
ßen. Ein Vorteil bestehe insbesondere
darin, dass das Landkreisgebiet, im
Falle einer Verwerfung der 10H-Rege-
lung durch den Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshof, nicht auf den allge-

meinen Privilegierungstatbestand zu -
rückfällt. Der zuständige Referatslei-
ter des Landratsamtes Dachau, Regie-
rungsrat Alexander Krug, schloss sich
dieser Auffassung an. 

Anschließend entwickelte sich eine
rege Diskussion über das Ergebnis
der Verhandlungen zum kommuna-
len Finanzausgleich, hinsichtlich derer
Dr. Dirnberger Rede und Antwort
stand. Er brachte zum Ausdruck, dass
die unterschiedlichen Stellschrauben,
die bei den Verhandlungen justiert
werden, jeweils zu komplexen Aus-
wirkungen auf einzelne Mitglieder
führen. Diese Auswirkungen zu antizi-
pieren und dabei die Interessen aller
Mitglieder im Auge zu halten, sei kei-
ne einfache Aufgabe.

Zum Abschluss diskutierten die an-
wesenden Bürgermeister einen Dauer-
 brenner im Landkreis Dachau: Die
Fundtierpauschale bedarf nach  An -
gaben des Tierheims Dachau der Er-
höhung. Nach reger Diskussion wies
der Kreisverbandsvorsitzende darauf
hin, dass dieses Thema in der Bürger-
meisterdienstbesprechung einer ab-
schließenden Lösung zugeführt wer-
den muss, da es sich schon zu lange
auf der Tagesordnung befindet.

Die Sitzung schloss mit einem ge-
meinsamen Mittagessen.

Der Bayerische
Gemeindetag
gratulierte
Zu einem runden Geburtstag:

Erstem Bürgermeister Michael Dümig,
Gemeinde Sailauf, stellvertretender
Vorsitzender des Kreisverbands Aschaf-
 fenburg, zum 50. Geburtstag,

Erstem Bürgermeister Franz Krah, Stadt
Pocking, stellvertretender Vorsitzen-
der des Kreisverbands Passau, zum
55. Geburtstag,

Erstem Bürgermeister Manfred Schnei-
 der, Gemeinde Solnhofen, stellvertre-
tender Vorsitzender des Kreisverbands
Weißenburg-Gunzenhausen, zum
60. Geburtstag.
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MODERNE PERSONALBESCHAFFUNG – EINFACH, FLEXIBEL, EFFIZIENT 

Das bedarfsgerecht angelegte E-Recruiting von Interamt automatisiert 

Standardprozesse, beschleunigt das Bewerbermanagement und macht 

Ihre Stellenbesetzung nachhaltig und komfortabel. 

EFFIZIENZ GEWINNEN UND RESSOURCEN SPAREN: WWW.INTERAMT.DE

GABRIELE WILLSCHEID
Amtsleiterin Haupt- und Rechtsamt 
der Stadt Lohmar

„Mit Interamt 
ist die Suche 
nach den Besten 
einfach und 
effizient. Das 
passt zu Lohmar.“



Neues Förder-
programm 

Dorferneuerungs-
und Infrastruktur-

projekte

Mit dem neuen Programm „Dorfer-
neuerungs- und Infrastrukturprojekte“
gibt es nunmehr für ländliche Ge-
mein den ergänzend zu den Förder-
möglichkeiten nach den Dorferneue-
rungsrichtlinien (DorfR) und den Fi-
nanzierungsrichtlinien Ländliche Ent-
wicklung (FinR-LE) ein zusätzliches ein-
 faches Instrument zur Förderung von
Projekten mit EU-Mitteln. Die erfor-
derliche Genehmigung der EU-Kom-
mission wird in Kürze erwartet. Das
Programm ist Teil des Entwicklungs-
programms für den ländlichen Raum
in Bayern 2014-2020 und ermöglicht
eine rasche Umsetzung von Dorfer-
neuerungs- und Infrastrukturprojek-
ten unter der Bauträgerschaft bayeri-
scher Gemeinden. Für das Programm
werden jährlich 12 Mio. Euro, insge-
samt für die ELER-Förderperiode
2014-2020 also 84 Mio. Euro, bereitge-
stellt. 

Im Teil „Dorferneuerung“ können ge-
fördert werden 
• Investitionen in die Schaffung, Ver-

besserung oder Ausdehnung klei-
ner Infrastrukturen, die von ihrem
Wesen her von den Gemeinden zu
schaffen und zu unterhalten sind.
Das sind insbesondere
– Projekte zur dorf- und bedarfsge-

rechten Verbesserung der Verkehrs-
 verhältnisse, und zwar Ortsstra -
ßen, Fuß- und Radwege, Gehstei-
ge, Brücken oder Parkplätze sowie

− dorfgerechte Plätze und öffentli-
che Freiflächen einschließlich ih-
rer Ausstattung

• Lokale Basisdienstleistungen für die
ländliche Bevölkerung (einschließ-
lich Freizeit und Kultur) sowie die
dazugehörige Infrastruktur, voraus-
gesetzt, die antragstellende Gemein-
 de ist später selbst Nutzer oder Be-
treiber des Projekts. Das sind insbe-
sondere

− dorfgerechte öffentliche Einrich-
tungen zur Förderung der Dorf-
gemeinschaft oder der Dorfkul-
tur sowie

− die Erhaltung, Umnutzung oder
Gestaltung von Gebäuden für ge-
 meinschaftliche oder gemeindli-
che Zwecke und von ortsplane-
risch, kulturhistorisch oder denk-
malpflegerisch besonders wert-
vollen Gebäuden.

Im Teil „Infrastruktur“ können geför-
dert werden die Herstellung 

• von Verbindungswegen zu Einzel-
höfen und Weilern sowie 

• von Feld- und Waldwegen, voraus-
gesetzt, für die Förderung von Feld-
und Waldwegen liegt ein Gesamt-
konzept zur Schaffung eines  „länd -
lichen Kernwegenetzes“ vor, das ge-
meindeübergreifend ausgelegt ist;
sich also auf mehrere benachbarte
Gemeinden bezieht und die Feld-
und Waldwege liegen im Gebiet
 einer Integrierten Ländlichen Ent-
wicklung (ILE) oder einer anerkann-
ten Lokalen Aktionsgruppe (LAG)
des EU-Programms LEADER 2014–
2020.

Die Förderhöhe beträgt 60% der bei
der Ausführung eines Projekts tat säch-
 lich entstandenen öffentlichen Aus-
gaben ohne Umsatzsteuer, Preisnach-
lässe (z. B. Rabatte, Skonti) und ohne
kommunale Eigenregiearbeiten, ma-
ximal bis zum bewilligten Betrag. Aus-
geschlossen von der Förderung nach
der neuen Richtlinie sind auch die
Planungskosten. Die zuwendungsfä -
higen öffentlichen Ausgaben müssen
mindestens 25.000 Euro betragen und
dürfen 1,5 Mio. Euro nicht überschrei-
ten. Die Zuwendungen werden als
Zuschuss (Projektförderung) im Wege
der Anteilfinanzierung gewährt. 

Antragsberechtigt sind bayerische Ge-
 meinden in ländlichen Gebieten. Das
ländliche Gebiet umfasst grundsätz-
lich das gesamte Staatsgebiet ohne
Gemeinden mit mehr als 65.000 Ein-
wohnern.

Ländlich geprägte Teile von Gemein-
den mit mehr als 65.000 Einwohnern
zählen jedoch zum ländlichen Gebiet,
wenn mindestens zwei Drittel der
Fläche der Gemarkung, in der das Pro-
jekt zur Ausführung kommt, land- und
forstwirtschaftliche Fläche ist. Jedoch
müssen die Orte innerhalb einer Ge-
meinde, in dem das Projekt ausge-
führt wird, im Teil Dorferneuerung
 jeweils weniger als 2.000 Einwohner
bzw. im Teil Infrastruktur weniger als
10.000 Einwohner haben.

Anträge können nur für das eigene
Gemeindegebiet innerhalb der vor-
gegebenen Antragsfristen gestellt wer-
 den. Antrags- und Bewilligungsbe hör-
 de ist das zuständige Amt für  Länd -
liche Entwicklung (ALE). 

Die Auswahl der Projekte erfolgt auf
Grundlage einer bayernweiten Rang-
liste. Sie basiert auf der erreichten
Punkt zahl, die auf Grundlage von Aus-
 wahlkriterien für das jeweilige Projekt
ermittelt wurde. Jährlich sind mehrere
Auswahlrunden vorgesehen.

Die zur Antragstellung erforderlichen
Vordrucke sowie Merkblätter mit Hin-
weisen, insbesondere zu den erfor-
derlichen Unterlagen für die Antrag-
stellung, sind in Kürze im Internet
 unter „Ländliche Entwicklung“ auf der
Seite www.stmelf.bayern.de/foerder -
wegweiser abrufbar. Dort werden auch
die Termine, bis zu denen eine Antrag-
 stellung für die jeweilige Auswahlrun-
den zu erfolgen hat, genannt. Ferner
sind unter dieser Internetadresse auch
die bisher schon bestehenden Förder-
 möglichkeiten nach den DorfR und
den FinR-LE zu finden.

Das zuständige ALE steht gerne für
weitere Auskünfte zum neuen Pro-
gramm bereit. Wegen der zu erwar-
tenden großen Nachfrage wird  inte -
ressierten Gemeinden empfohlen, mög-
 lichst rasch mit dem ALE Kontakt auf-
zunehmen.
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Tilgungszuschuss
für Quartiers-

versorgung

– Die KfW informiert –

Erweiterung
 Energiekredit

 Kommunal
Bayern

Für Anträge ab dem 01.12.2015 wird
ein Tilgungszuschuss in Höhe von 5%
des Zusagebetrages eingeführt. Der
Tilgungszuschuss ist auf max. 2,5 Mio.
EUR begrenzt und wird nach Bestäti-
gung der Einhaltung der technischen
Mindestanforderungen gemäß Merk-
blatt nach Abschluss des Vorhabens
gewährt. Der Tilgungszuschuss wird
auf die nach dem Tilgungsplan zu-
letzt fälligen Raten angerechnet (Ver-
kürzung der Kreditlaufzeit).

Energetische Stadtsanierung – Zuschüs-
 se für integrierte Quartierskonzepte
und Sanierungsmanager (432)

Zur Verstetigung des Sanierungsma-
nagements (Programmteil B) können
Kommunen ab dem 01.12.2015 in be-

gründeten Fällen eine Verlängerung
des Förderzeitraums um weitere 2 Jah-
 re auf max. 5 Jahre beantragen, wenn
der Förderzeitraum von 3 Jahren für
die Aufgabenerfüllung nicht ausreicht.
In solchen Fällen kann der Höchstbe-
trag um bis zu 100.000 EUR auf insge-
samt maximal 250.000 EUR für 5 Jahre
aufgestockt werden.

mit speziellen Förderkrediten. Dabei
werden Förderprogramme der KfW
auf Bundesebene durch die Bayern-
Labo als Kommunal- und Förderbank
des Freistaats zusätzlich im Zins ver-
günstigt. 

Der Förderkredit Energiekredit Kom-
 munal Bayern für die Finanzierung von
Investitionen zur Energieeinsparung
wird derzeit zu einem Zinssatz von
0,0% angeboten (Stand 01.10.2015).
Die Kommunen können auf diesem
Weg für eine Zinsbindung von 10 Jah-
ren einen zinslosen Kredit nutzen und
zusätzlich teilweise von einem Tilgungs-
 zuschuss profitieren. Diese – ohnehin
schon sehr attraktiven – Konditionen
werden nun zum 1. Oktober 2015
nochmals spürbar verbessert.  

Mit den Energiekredit Kommunal
Bayern können Kommunen, kommu-
nale Zweckverbände und Schulver-
bände in Bayern erstmals auch be-
sonders energieeffiziente Neubauten
(KfW-Effizienzhaus-Standard 55 und
70) zinslos finanzieren. Darüber  hi -
 naus werden die Bedingungen der
Kreditvergabe für die energetische
Gebäudesanierung nochmals verbes-
sert. 
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Innovative Sitzungsdienstsoftware 
inkl. Ratsinformationssystem 
von bayerischen Städten und Gemeinden entwickelt

KOMMUNE-AKTIV ist eine komplette 
Sitzungsmanagement-Lösung 
zur vollständigen Abwicklung 
des gesamten 
Sitzungsdienstes.

Vorlagen, Einladung, Protokolle,
Rats- u. Bürgerinformationssystem, 
umfangreiche Recherche bis 
hin zur Sitzungsgeldabrechnung,
Beschlußkontrolle, Handy- & 
Tablet-Darstellung (Stichwort: App),
teilweise Dokumentenmanagement, 
uvm. Sie erhalten keine Module,
es ist alles im Programm enthalten.

Es ist nicht zu glauben?
Bitte beachten Sie die Referenzen auf 
unserer Website. Sie wären nicht der 
Erste der zu KOMMUNE-AKTIV wechselt.

Das Besondere: 
Die Software wurde von bayerischen 
Städten und Gemeinden entwickelt! 

multi-INTER-media GmbH
www.KOMMUNE-AKTIV.de

Jahnstr. 9
97816 Lohr a. Main E-Mail: info@kommune-aktiv.de Telefon: 0 93 52  500 995-0
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Bis 2050 soll bundesweit das Ziel eines
nahezu klimaneutralen Gebäudebe-
standes erreicht werden. Dies kann
nur gelingen, wenn auch die Energie-
effizienz des kommunalen Gebäude -
bestandes nachhaltig verbessert wird. 

Die BayernLabo unterstützt in Zusam-
menarbeit mit der KfW in diesem Sin-
ne bayerische Gebietskörperschaften



Das digitale Rathaus

– Kommunalgipfel
der DRV Bayern Süd –

Die wesentlichen Verbesserungen
im Überblick:

• Wegfall der Höchstbeträge
=>Förderung bis zu 100% der

 förderfähigen Kosten 

• Wegfall des Mindestalters
=> Förderung unabhängig vom

Baujahr

• Ausweitung Tilgungszuschuss
=> Tilgungszuschuss auch für

 Einzelmaßnahmen

• Neue Tilgungsvariante mit 10 Jahren
=> Kreditlaufzeit nun 10, 20 oder

30 Jahre 

• Erweiterung des Einsatzzwecks
=> Förderung besonders  energie -

effizienter Neubauten

Detaillierte Informationen zu den För-
derkrediten und den jeweils gültigen
Zinskonditionen finden Sie unter
www.bayernlabo.de. Die Experten be-
raten Sie zu allen Fragen rund um die
Förderprogramme unter der Kommu-
nal-Hotline, Tel.: 089-2171-22004. 

Nutzen Sie jetzt diese günstigen Fi-
nanzierungskonditionen, um kommu-
nale Investitionen zur Energieeinspa -
rung staatlich gefördert zu realisieren.
Sie leisten damit Ihren Beitrag zur
 Energiewende und entlasten den kom-
 munalen Haushalt langfristig von stei-
 genden Energiekosten.

gitalen Serviceleistungen ist aus der
Lebenswelt vieler Menschen nicht mehr
weg zu denken. Die öffentliche Ver-
waltung wird dabei vor neue Heraus-
forderungen gestellt. Schnell und ein-
fach, nicht orts- oder zeitgebunden,
so stellen sich viele Bürgerinnen und
Bürger den Zugang zur Verwaltung vor. 

In zahlreichen Kommunen wird das
digi tale Rathaus bereits heute ange-
boten. So kann man mit wenigen
Mausklicks das neue Auto  anmelden,
eine Aufenthaltsbescheinigung anfor-
 dern, den Umzug innerhalb der Stadt
melden oder Geburts- und Eheurkun-
den beantragen. Auch die Deutsche
Rentenversicherung (DRV) Bayern Süd
stellt Serviceleistungen für ihre Kun-
den im Internet zur Verfügung. So kön-
 nen beispielsweise Beratungstermine
gebucht, Versicherungszeiten einge-
sehen oder Informationen zur Renten-
 höhe abgerufen werden. Insgesamt
nehmen die Angebote der Verwal-
tung seit Jahren zu. Die Zahl der Nut-
zer allerdings nimmt in Deutschland
leicht ab. Waren es im Jahr 2014 noch
45 Prozent der deutschen Onliner, so
sind es in diesem Jahr 39 Prozent. Der
am häufigsten genannte Grund dafür
sei die fehlende Bekanntheit vieler
Online-Angebote. Zu diesem Ergeb-
nis kommt die Studie „eGovernment
MONITOR 2015“, die im Juli 2015 von
der Initiative D21 e.V. und dem  Insti -
tute for Public Information Manage-
ment (ipima) im Bundesministerium
des Innern vorgestellt wurde. Die Stu-
die liefert seit 2010 jährlich ein umfas-
sendes Bild über die Nutzung und Ak-
zeptanz von E-Government-Angebo-
ten in Deutschland. Demnach ist der
beliebteste Bürgerdienst die Fahrplan-
 auskunft für den öffentlichen Nahver-
kehr, gefolgt von Informationen zu Öff-
 nungszeiten und Kontaktdaten. Von
den Online-Bürgerdiensten einer mo-
dernen Verwaltung wünschten sich
die Nutzer eine einfache Bedienbar-
keit und medienbruchfreie Angebote.
58 Prozent der Befragten möchten
Dienste des digitalen Bürgerkontos
gebündelt aus einer Hand erhalten und
so wenig Aufwand wie möglich für das
Ausfüllen von Formularen verwenden.
Aber auch das Beste Angebot ist nur

so gut, wie seine Bekanntheit und Er-
reichbarkeit. Eine wesentliche Voraus-
setzung ist dabei der Ausbau von
Hochgeschwindigkeits-Internetver-
bindungen. Hier hat sich der Freistaat
Bayern ein erklärtes Ziel gesetzt, bis
zum Jahr 2018 flächendeckende Hoch-
 geschwindigkeitsnetze zu schaffen und
das modernste Breitband für Bürger
und Unternehmen zum Standard wer-
 den zu lassen. So sind bereits 91 Pro-
zent der bayerischen Kommunen im
Förderverfahren.

Bei der Frage nach elektronischen Ver-
 waltungsdienstleistungen geht es  also
nicht mehr um das Ob, sondern um
das Wie. Es geht um eine bessere Auf-
findbarkeit der Angebote aber auch
mehr Transparenz in Sachen Daten-
schutz und Datensicherheit. Darüber
möchte die DRV Bayern Süd  disku -
tieren und Erfahrungen austauschen.
Der sechste Kommunalgipfel der DRV
Bayern Süd steht deshalb unter dem
Motto: „Digitales Rathaus – Service für
Bürgerinnen und Bürger“. Landräte
und Bürgermeister aus den Regierungs-
 bezirken Oberbayern, Niederbayern
und Oberpfalz sind herzlich eingela-
den. Er findet am 12.11.2015 von 11 Uhr
bis 13 Uhr in München statt. Referen-
ten aus dem Bayerischen Staatsminis -
terium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat sowie von der
Initiative D21 informieren zu den The-
men „Breitbandausbau in Bayern“ und
„Digitale Welt – was erwarten die Bür-
gerinnen und Bürger von der Verwal-
tung?“. 
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In nahezu allen gesellschaftlichen Be-
reichen hält die Digitalisierung Einzug
und bestimmt dabei unseren Alltag.
Die tägliche Nutzung von integrierten
und zunehmend individualisierten di-

6. Kommunalgipfel der Deutschen Rentenversiche-
rung Bayern Süd für Landräte und Bürgermeister
der Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern und
Oberpfalz

Digitales Rathaus – Service für die Bürgerinnen
und Bürger

Nutzen Sie die Gelegenheit, besuchen Sie unsere
 Veranstaltung am 12.11.2015 in München von 11 Uhr 
bis 13 Uhr und diskutieren Sie mit.

Ihre Anmeldung senden Sie bitte per Email bis
 spätestens 23. Oktober 2015 an Kommunalgipfel@
drv-bayernsued.de.

Gerne senden wir Ihnen ein Informationsblatt zu. 
Für Fragen steht Ihnen auch Herr Streit unter der
 Telefonnummer 089 6781 2842 zur Verfügung.

Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd
Thomas-Dehler-Straße 3
81737 München



SSSccchhhlliiieeeßßlllllich bbbeweeegt siccch scchhhon eeinigges – zum Beispiel bei uns in  Nordbayern: 
wwwweeeill wwwirrrrr schooon seiittt Jahrrren innn umwwweltscchonende Energie versorgung investieren und 
 hhhöööhhheerree Enerrgggieeffififi zienzzz sowwwie einnnen  AAusbau der Elektromobilität fördern. So schaffen 
wwwwirrr  zzzusssssammmmen diiie Eneeergiewwwendeee – umm 180°. www.n-ergie.de

Besuchen Sie uns 

auf der  Kommunale 2015:

Halle 9, Stand 335



Symposium
Landschaften

Hausarzt-
nachfolge

im ländlichen 
Raum

Mit Städtebau-
förderung zu 

wiederbelebten
Bahnflächen

Energieausweise
auch für kleinere 

öffentliche Gebäude

Auch im Landkreis Neumarkt in der
Oberpfalz werden demografiebedingt
in den nächsten Jahren eine Reihe von
Hausarztpraxen leer stehen oder nicht
mehr leicht einen Nachfolger finden.
Immer mehr Kommunen im ländlichen
Raum verlieren auf diese Weise eine
wichtige Infrastruktureinrichtung.

Im Rahmen einer moderierten Podiums-
 diskussion in der Gemeinde Berngau
sollen kommunale Strategien zur Siche-
 rung von Arztstandorten in ländlichen
Räumen diskutiert werden. 

Eingeladen sind Frau Staatsministerin
Melanie Huml, Dr. Marco Roos, Vor-
standsmitglied der Vereinigung „Jun-
ge Allgemeinmedizin Deutschland“
(JADE), Bernhard Kraus, Bürgermeister
Stadt Velbur und Kreisvorsitzender
des Bayerischen Gemeindetags, Hans
Tylla, neu niedergelassener Hausarzt
in Berngau und Wolfgang Wild, Bür-
germeister Berngau.

Veranstaltungsort:
Alten Knabenschule
Tyrolsberger Straße 5
92361 Berngau

Beginn:
29. Oktober 2015
19.00 bis 21.00 Uhr

Veranstalter:
Gemeinde Berngau
Schule für Dorf- und Landentwick-
lung Plankstetten

Weitere Informationen:
www.berngau.de
www.sdl-plankstetten.de

Ein Bahnhofsumfeld mit ungeordne-
tem Bus-, Pkw- und Fahrradverkehr,
leere Bahnhofsgebäude oder nicht
mehr befahrene Gleisstrecken sind für
die Kommunen eine besondere  He -
rausforderung. Mit Hilfe der Städte-
bauförderung können die Gemein-
den die Bahnareale neu gestalten. Ein
grundlegendes Ziel ist dabei, für die
unterschiedlichen Aufgaben individu-
 elle Lösungsansätze und die richtigen
Strategien zu finden. Die Oberste Bau-
behörde hat hierzu eine Arbeitshilfe
veröffentlicht.

Mit der neuen Arbeitshilfe „Städte-
bauförderung in Bayern – Bahnflä chen-
 konversion“ wird den Kommunen eine
fundierte fachliche Grundlage zu den
erprobten Rechts- und  Verfahrens -
instrumenten sowie eine umfangrei-
che Beispielsammlung zu möglichen
Strategien geliefert. Die bereits durch-
 geführten Maßnahmen im Rahmen
der Städtebauförderung können für
die Kommunen ein Anreiz zum Erfah-
rungsaustausch sein und als Vorbild
für die anstehenden Aufgaben auf
Bahnarealen dienen. 

Auf der folgenden Internetseite kann
das Dokument direkt im PDF-Format
heruntergeladen werden. Ebenso
können kostenlos Papier-Exemplare
bestellt werden:

http://www.stmi.bayern.de/
buw/staedtebaufoerderung/

veroeffentlichungen/

Seit dem 01.05.2014 muss in größeren
öffentlichen Gebäuden ab 500 Quadrat-
 metern ein Energieausweis gut sicht-
bar ausgehängt sein. Seit dem 08.07.
2015 werden auch öffentliche Gebäu-
de mit über 250 Quadratmeter Nutz-
fläche erfasst. Rechtsgrundlage hier-
für ist § 16 Absatz 3 Satz 1 der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV).

Somit besteht beispielsweise für öf-
fentliche Gebäude wie Standesämter
oder kleinere Schulen die Pflicht zum
Aushang eines Energieausweises. Der
Energieausweis muss an einer gut sicht-
 baren Stelle ausgehängt werden, da-
mit die Öffentlichkeit Kenntnis davon
nehmen kann.

Bayerischer Gemeindetag 10/2015416

Die Metropolregion München ist DIE
Boom-Region in Deutschland. Der Re-
gion wird bis im Jahr 2030 um fast
480.000 Einwohner wachsen. Dies geht
mit großem Siedlungsdruck einher,
der oftmals, auch im Ländlichen Raum,
mit zunehmendem Flächenbedarf ein-
 hergeht. 

Dabei besteht die Gefahr, dass die Be-
deutung der Landschaften als Entlas -
tungsraum für Mensch, Natur und Res-
 sourcen und nicht zuletzt als Stand -
ortfaktor für den Tourismus unterschätzt
wird. Die Facharbeitsgruppe Landschaf-
 ten des EMM e.V. widmet sich seit ih-



Asylbewerber
und Flüchtlinge –

Integration
statt

Krisenmanagement

rer Gründung genau diesem Thema.
Durch die Arbeit soll der Wert der viel-
fältigen Landschaften in der Metro-
polregion München herausgestellt und
eine entsprechende Sicherung und
Inwertsetzung der Landschaft erwirkt
werden.

Am 22. Oktober veranstaltet die Fach-
arbeitsgruppe ein halbtägiges Sym-
posium, bei dem dargestellt und dis-
kutiert werden soll, wie kommunale
Weiterentwicklung unter gleichzeiti-
ger Bewahrung der Landschaften ge-
staltet werden kann. Aus Kommunen
der Metropolregion München werden
Best-Practice-Beispiele vorgestellt. Mit
einem Beitrag über die Rhein-Main-
Region, in der sich über 100 Kommu-
nen zu einem Regionalpark mit dem
Ziel Landschaftsschutz zusammenge-
schlossen haben, wird vor allem auch
ein Blick über den eigenen Tellerrand
hinaus ermöglicht. 

Eine herzliche Einladung zur Teilnah-
me gilt allen Vertretern von Kommu-
nen, kommunalen Mandatsträgern und
Interessierten, sich anregen zu lassen
und sich in die Diskussion einzubrin-
gen! 

Grüne Infrastruktur:
Kommunale Entwicklung und
 Bewahrung von Landschaft –

(k)ein Widerspruch!?

Donnerstag, 22. Oktober 2015

13.00 bis ca. 17.00 Uhr

Stadthalle Germering,
Lena-Christ-Saal

Programm und Anmeldung: 

http://www.metropolregion-
muenchen.eu/fileadmin/

user_upload/2014_Webseite_neu/
01_Aktuelles/Veranstaltungen/

2015_10_22_Gruene_Infrastruktur
_Flyer.pdf

Fachtagung am 11.11.2015

Interkulturelle Kompetenz stärken –
fremde Kulturen verstehen –

mehr Sicherheit im schwierigen
 Arbeitsumfeld

Fachtagung am 12.11.2015
Unterbringung von Flüchtlingen

und Asylbewerbern –
Anforderungen an Unterkünfte 

aus baurechtlicher Sicht

Täglich werden es mehr – und ein bal-
diges Ende der Flüchtlingssituation ist
nicht in Sicht. Schon heute ist klar,
dass die vorhandenen organisatori-
schen Strukturen nicht ausreichen,
um mit der Komplexität und Dring-
lichkeit der Flüchtlingsfragen fertig zu
werden. 

Die Bayerische Akademie für Verwal-
tungs-Management und die BVS bie-
ten mit den Fachtagen „Asylbewerber
und Flüchtlinge – Integration statt Kri-
 senmanagement“ eine aktuelle und
wichtige Themenreihe an. Wir möch-
ten allen Verantwortlichen und Mitar-
beitern, die sich mit der Unterkunft,
Betreuung und Integration von Flücht-
 lingen beschäftigen, eine Informations-
 plattform bieten.

Am 11.11.2015 geht es darum, im
Spannungsfeld von häufig überstei-
gerten Erwartungen der Flüchtlinge
und der Wirklichkeit in den Unter-
künften vor Ort richtig zu reagieren.
Wie erkenne ich traumatisierte Flücht-
linge und wo bekomme ich Hilfe und
Unterstützung? Kann interkulturelle

Kompetenz dazu beitragen, die Arbeit
mit den Flüchtlingen zu verbessern –
und somit auch zu einer besseren
 eigenen Arbeitszufriedenheit beitra-
gen? Warum hilft es, die Flüchtlings-
bewegung und die damit verbunde-
nen Herausforderungen in einem grö -
ßeren gesellschaftlichen Kontext zu
sehen und trotz aller Anstrengungen
die Hilfe notleidender Menschen nicht
aus den Augen zu verlieren?

Zielgruppe: 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeis -
ter, Landrätinnen und Landräte, Füh -
rungskräfte und Verantwortliche in Re-
 gierungen, Landratsämtern, Städten
und sonstigen Behörden und Einrich-
tungen, die mit der Unterbringung
und Betreuung von Flüchtlingen und
Asylbewerbern beauftragt sind. Haupt-
und Ehrenamtliche in der Flüchtlings-
arbeit und -beratung.

Am 12.11.2015 geht es um die Unter-
bringung von Flüchtlingen. Welche
Anforderungen von Unterkünften be-
stehen aus baurechtlicher Sicht? Was
ist bei der Neuerrichtung bzw. bei der
Umnutzung bestehender Gebäude zu
beachten? Welche Erfahrungen gibt
es mit den Neuregelungen zur Unter-
kunft von Flüchtlingen? 

Zielgruppe:
Bauamtsleiter und Mitarbeiter von Ge-
 meinden, Städten und Landratsäm-
tern, die mit der baurechtlichen Beur-
teilung von Flüchtlingsunterkünften
befasst sind. Verantwortliche für die
Unterbringung von Flüchtlingen und
Asylbewerbern in Gemeinden, Städ-
ten, Landkreisen und Regierungen.

Beide Tagen können einzeln gebucht
werden.

Weitere Themen sind in 2016 geplant.

Termin und Ort:
11.-12. November 2015
Landshut

Tagungsgebühr:
Für den 11.11.2015  220.– Euro
Für den 12.11.2015  220.– Euro
Beide Tage: 420,– Euro

Dokumentation und Verpflegung sind
inklusive.

Kosten für die Unterbringung sind
nicht enthalten. 
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Wechsel 
am Lehrstuhl

für  Bodenordnung
und Landent-

wicklung

Anmeldungen:
Bayerische Akademie für Verwaltungs-
Management GmbH
Ridlerstraße 75
80339 München
Fax: 089 / 21 26 74 – 77 oder
info@verwaltungs-management.de

Das ausführliche Programm zum Down-
 load auf der Homepage der Akademie:
unter Tagungen 2015.

www.verwaltungs-management.de

gen. Erwähnt seien nur die Zusam-
menarbeit von Gemeinden in Ge-
meindeallianzen (ILE) und die Grün-
dung der drei Schulen der Dorf- und
Landentwicklung in Thierhaupten,
Plankstetten und Kloster Langheim.
Nicht zu vergessen ist auch die uner-
müdliche politische Lobbyarbeit, die
von Prof. Magel für den ländlichen
Raum betrieben wurde.

Prof. Magel hat den Lehrstuhl aber
auch international etabliert. Seine Prä-
 sidentschaft der Fédération Interna-
tionale des Géomètres (FIG) von 2003
bis 2006, seine intensiven Auslands-
kontakte, speziell zu China und Kam-
bodscha und der Aufbau eines Mas -
terkurses Landmanagement und Land
Tenure am Lehrstuhl sind hierfür
 Zeugen. 

So hat der Lehrstuhl heute ein Janus-
Gesicht, die eine Seite blickt nach
 Bayern. Der Lehrstuhl ist Partner und
Impulsgeber für die Verwaltung des
ländlichen Raums und Ratgeber für
ländliche Gemeinden. Die andere Sei-
te blickt in die Welt und versucht über
vielfältige Kontakte und den inzwi-
schen langjährig etablierten Master-
kurs die deutschen Vorstellungen von
einem technisch hochstehenden Ka-
taster und einer rechtsstaatlich abge-
sicherten Bodenordnung in die Welt
zu tragen. 

In dieser doppelgesichtigen Struktur
des Lehrstuhls wird der neue Lehr-
stuhl-inhaber, Prof. de Vries, seinen
Platz finden müssen. Die Vorausset-
zungen hierfür sind gut.Prof.de Vries
hat sich im Verlauf seiner bisherigen
beruflichen Tätigkeit mit einer Viel-
zahl von Fragen des Land Manage-
ments und der Gemeindeent-wick-
lung auseinandergesetzt. Er verfügt
über gute internationale Kontakte
und hat eine reiche Auslandserfah-
rung. Prof, de Vries ist Holländer. Er hat
in Delft Geodäsie studiert und in
 Rotterdam 2013 mit einer Arbeit über
Public Administration promoviert.
Schon seit 2002 arbeitete er in En-
schede für die Universität Twente an
der Fakultät für Geoinformation und
Erdbeobachtung. 2010 wurde er Assis -
tant Professor für Stadt- und Regio-
nalplanung und  Geoinformations-
 management an dieser Fakultät. Zahl-
reiche Auslandsaufenthalte zu Kursen
und Seminaren führten ihn ab 1987
u.a. nach Ost- und Südafrika,  Indo -
nesien und China. Themen waren das
Informationssystem GIS, das Kataster-
wesen, die Raumplanung und das
Umweltmanagement.

Der Bayerische Gemeindetag wünscht
Herrn Prof. de Vries einen guten Start
und hofft auf eine für beide Seiten
fruchtbare Zusammenarbeit. An The-
men wird es nicht fehlen. Die inter-
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Am 1. Juli 2015 hat Prof. Walter de
Vries seine Arbeit am Lehrstuhl für
Bodenordnung und Landentwicklung
der Technischen Universität München
angetreten. Dieser Lehrstuhl ist nicht
irgendeiner der vielen Lehrstühle in
der Technischen Universität. Er steht
in einer besonderen Beziehung zu den
ländlichen Gemeinden Bayerns. Ge-
gründet wurde er 1973, von 1998 bis
2012 wurde er von Prof. Dr. Holger
Magel geleitet. 

In dieser Zeit hat der Lehrstuhl natio-
nal und international an Profil gewon-
nen und ist zu einem wichtigen Trans-
ferzentrum für die Forschung und die
praktische Arbeit im ländlichen Raum
geworden. Eine große Zahl von For-
schungsarbeiten zu Themen des länd-
 lichen Raums, wie Partizipation, inter-
kommunale Zusammenarbeit und in-
tegrierte ländliche Entwicklung zeigen
das. Vom Lehrstuhl sind auch wichtige
Impulse für neue Projekte ausgegan-

v.l.n.r.: Prof. Walter de Vries, Dr. Helmut Bröll, Förderkreis Bodenordnung und Landent-
wicklung, Prof. Dr. Holger Magel, Thomas Schmid, Hauptgeschäftsführer Bauindustrie-
verband, Dipl.-Ing. Claudia Bosse, Förderkreis Bodenordnung und Landentwicklung



Treffen mit der
Katholischen 
Landjugend

kommunale Zusammenarbeit und
 ihre Entwicklung in den anderen EU-
Staaten, die Rolle von Landwirtschaft
und Tourismus in den Gemeinden
und notwendige Antworten auf de-
mographische Veränderungen sind
nur einige Bereiche, in denen eine Zu-
sammenarbeit von Wissenschaft und
Praxis Ertrag bringen kann.

des und MAN), Unimog, Transporter,
Kleingeräte und Winterdienst-Aus rüs -
ung sowie Feuer wehr-Fahr zeuge.

Kontakt:
Tel. 0 86 38 / 85 636
Fax 0 86 38 /88 66 39
E-Mail: h_auer@web.de

Sammelbeschaffung
von Feuerwehrfahr-
zeugen
Tragkraftspritzenfahrzeug

Der Markt Hirschaid beabsichtigt im
Jahr 2016 ein Tragkraftspritzenfahr-
zeug (TSF) zu beschaffen.

Hinsichtlich einer Sammelbeschaffung
suchen wir eine weitere Kommune,

Löschgruppenfahrzeug

Die Gemeinde Eichenau (Landkreis Fürs -
tenfeldbruck) beabsichtigt ein Lösch-
gruppenfahrzeug (LF 20) zu beschaf-
fen. Die Beschaffungsmaßnahme wird
fachlich extern begleitet. Die Aus-
schreibung soll heuer (2015) erfolgen,
so dass das Fahrzeug 2016 ausgelie-
fert werden kann. Zur Durchführung
einer möglichen Sammelbeschaffung
suchen wir eine weitere Kommune, die
in diesem Zeitraum ebenfalls ein bau-
gleiches Fahrzeug beschaffen möch-
te.

Bei Fragen oder Interesse wenden
Sie sich bitte bis Ende Oktober
2015 an: 

Gemeinde Eichenau
Herr Alexander Meßner
Hauptplatz 2
82223 Eichenau
Tel. 08141/730110
E-Mail: a.messner@eichenau.de 

Feuerwehrfahrzeug
zu verkaufen
Der Markt Euerdorf, Landkreis Bad Kis-
 singen, verkauft ein gebrauchtes,
ehe maliges Löschgruppenfahrzeug (LF
8/6).
Fahrgestell: Mercedes Benz 409
Aufbau: Ziegler
Baujahr: 1979
Betriebsart: Ottomotor
Leistung: 66 kW
Hubraum: 2.277 cm³
Km-Stand: 17.223
Antrieb: 4 x 2
Alter Reifen: 2007
Sitzplätze: 9
Schaltgetriebe
Vorbaupumpe FP8/8
ohne weitere feuerwehrtechnische
Beladung

Anfragen und Angebote erbeten an:
Verwaltungsgemeinschaft Euerdorf
Markt Euerdorf
Frau Gößmann-Schmitt
Zeilweg 2
97717 Euerdorf
Tel. 09704/9131-32, Fax 9131-50
E-Mail: goessmann-schmitt@

vg-euerdorf.de
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Ehrenamtlicher KLJB-Landesvorsitzender Andreas Deutinger, Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags Dr. Uwe Brandl, KLJB-Landesgeschäftsführerin Maria Kurz und
Matthias Wenzel, neuer Fachreferent für Ländliche Räume der KLJB-Landesstelle.

(Foto: Heiko Tammena)

Gebrauchte
Kommunalfahrzeuge
zu kaufen gesucht
Die Fa. Dipl.-Ing. Hans Auer aus 84478
Waldkraiburg kauft gebrauchte Kom-
mu nalfahr zeuge wie z.B. LKW (Merce-

die ein baugleiches Fahrzeug beschaf-
fen möchte.

Bei Fragen oder Interesse wenden
Sie sich bitte an:

Markt Hirschaid
Herr Christian Kropfelder
Kirchplatz 6
96114 Hirschaid
Tel.: 09543/8225-17
Fax.: 09543/8225-67
E-Mail: christian.kropfelder@

hirschaid.de



Anlagenteile einer
Kohlefiltrationsanlage
zu verkaufen
Die Gemeinde Ammerthal ( Landkreis
Amberg-Sulzbach) verkauft Anlagen-
teile einer Kohlefiltrationsanlage zur
PSM- Entfernung bestehend aus

• Filterkessel

• Brunnenpumpe 

• Boosterpumpe 

• UV-Anlage 

• und diversen Kleinteilen des Herstel-
lers Bauer Water.

Die Aktivkohleanlage pumpt 30m3/h.

Bei weiteren Fragen oder Interesse
wenden Sie sich bitte an:
Gemeinde Ammerthal
Tel. 09628/ 92330
E-Mail: gemeinde@ammerthal.de

ternehmen unter beihilferechtlichen
Aspekten gewürdigt. 

Ferner wird auf einzelne typische kom-
 munale Tätigkeitsbereiche wie Kran-
kenhäuser, Wirtschaftsförderung, ÖP-
NV, Kulturförderung u.a. näher  ein -
gegangen. Zudem werden praktische
Lösungsansätze zum Aufspüren von
Beihilfetatbeständen aufgezeigt. 

Die bei der Ausgestaltung von sog. Be-
 trauungsakten sich ergebenden steuer-
 lichen Aspekte und Risiken werden be-
 schrieben und steuerlich  unverfäng -
liche Lösungen für die Praxis vorge-
stellt.

Die Kommune selbst wie auch deren
Unternehmen und Einrichtungen kön-
 nen von zwei Seiten mit dem Beihilfe-
recht in Berührung kommen: sowohl
als Geber als auch Empfänger von
Beihilfen. 

In beiden Fällen ist die Gefahr unge-
wollter Rechtsverletzungen hoch. 

So haben künftig auch die Abschluss -
prüfer im Rahmen der Jahresabschluss -
prüfung Risiken aus beihilferelevanten
Sachverhalten aufzudecken, so dass
entsprechende Rückstellungen belas -
tend in die Passivseite der Bilanz ein-
gehen. 

Soweit Geschäftsführer derartige Risi-
ken übersehen, liegt eine Verletzung
der ihnen obliegenden Sorgfaltspflicht
vor, die am Ende sogar zu einer Haf-
tung führen kann.

Die Darstellung versteht sich als eine
Handreichung für den kommunalen
Praktiker und gibt den Kommunen
ein Überblick über die Grundzüge des
Beihilferechts.

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm

Stegmüller u.a.:

Beamtenversorgungsrecht

Kommentar

115. Auflage, € 106,99

Wuttig/Thimet:

Gemeindliches Satzungsrecht und
Unternehmensrecht

62. Erg.-Lfg., € 109.99

Bayerischer Gemeindetag 10/2015420

Forum Verlag Herker GmbH, 
Merching

StVO für die Praxis

auf CD, Update Juni 2015

Kommunal- und Schul-Verlag,
Wiesbaden

Bernd Leippe

EU-Beihilferecht in der kommuna-
len Praxis

Darstellung, 2014, 132 Seiten, karto-
niert, Format 12,8 x 19,4 cm, € 16,80 

Für die Kommunen ist die Befassung
mit dem oftmals ungeliebten Beihilfe-
recht heute eine zwingende Notwen-
digkeit.

Der neue Beitrag gibt den Kommu-
nen einen Überblick über die Grund-
züge des Beihilferechts. Dabei werden
verschiedene direkte Zahlungen der
Kommunen an ihre Beteiligungsun-

Weiß u.a.:

Beamtenrecht in Bayern

Kommentar

189. Erg.-Lfg., € 115,99

Böttcher/Ehmann

Pass-, Ausweis- und Melderecht in
Bayern

55. Erg.-Lfg., € 103,99

Schreml u.a.:

Kommunales Haushalts- und Wirt-
schaftsrecht in Bayern

127. Erg.-Lfg., € 99,99

Obermüller/Kalb: 

Gewerbesteuer

38. Erg.-Lfg., € 91,99

Schwegmann/Summer:

Besoldungsrecht

Kommentar

182. Erg.-Lfg., € 112,99

Molodovsky u.a.:

Enteignungsrecht in Bayern 

47. Erg.-Lfg., € 88,99

Hesse: 

Erschließungsbeitrag

33. Erg.-Lfg., Stand März 2015, 

Diese Aktualisierung enthält u.a.: die
„Reaktionen“ der einzelnen Bundes-
länder auf die Rechtsprechung des
BVerfG vom 05.03.2013 – 1 BvR 2457/
08 zur zeitlichen Begrenzung der Bei-
tragserhebung (Ausschlussfrist)

Molodovsky u.a.: 

Bayerische Bauordnung

Kommentar

116. Erg.-Lfg., € 79,99

Braun/Keiz:

Fischereirecht in Bayern

68. Erg.-Lfg., € 75,99
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mit Motiven aus dem Gemeindebereich

*
Müllabfuhrtermine

*
Veranstaltungstermine

*
Wissenswertes über die Gemeinde

*
Öffentliche Einrichtungen im Gemeindebereich

*
Wichtige Telefonnummern

*
Bürgerinformation Abfallwirtschaft

*
Müllgebühren

*
Vereine und Verbände

*
Busfahrplan

Jahreskalender

Herzlichen Dank den Firmen:

die mit ihren Werbeanzeigen zur Mitfinanzierung beitragen

Pfarrkirche der Gemeinde Musterheim

Gemeinde
Musterheim

2015

individuell für Ihre Gemeinde

Deckblatt 4-farbig

gestaltet nach Ihren Wünschen – eventuell mit einem Werbeträger
aus Ihrer Gemeinde (örtl. Bank, Apotheke, ortsansässige Firma etc.)

12 Monatsblätter 4-farbig

● mit Motiven aus Ihrer Gemeinde
● mit Müllabfuhrterminen (mit farbigen Tonnensymbolen gekennzeichnet)
● mit Veranstaltungsterminen Ihrer Gemeindevereine und Verbände
● freier Platz für Werbung (am Fuß der Kalenderblätter) 

3 Infoblätter 4-farbig

● mit Öffnungszeiten und Telefonnummern der Gemeinde
● mit Adressen der öffentlichen Einrichtungen im Gemeindebereich
● mit wichtigen Telefonnummern
● mit Informationen über die Abfallwirtschaft
● mit Adressen der örtlichen Vereine und Verbände
● mit Busfahrplänen usw.

Ausführungsbeispiel:
16 Blätter, Format 48 x 15 cm (abweichende Ausführung jederzeit auf Anfrage möglich)
davon 13 Blätter mit Motiven aus Ihrer Gemeinde

Mit Werbeanzeigen kann der Kalender ganz oder teilweise finanziert werden
(z.B. durch örtliche Banken, Apotheken, ortsansässige Firmen)
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Brüssel Aktuell 29/2015
17. bis 24. Juli 2015

Wettbewerb, Wirtschaft und Finanzen
• EU-Beihilferecht: EuGH zum Kriterium der Selektivität bei

Grundstücksverkäufen
• EU-Haushalt 2016: Rat der Europäischen Union legt Stand-

punkt fest
• Juncker-Fonds: EFSI ab September einsatzbereit

Umwelt, Energie und Verkehr
• Energieeffizienz: Kommission legt neuen Vorschlag zu Ener-

giekennzeichnung vor
• Luftqualität I: Debatte um verschärfte Emissionshöchst-

mengen
• Luftqualität II: Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-

 land eröffnet
• Luftqualität III: EEA-Bericht zum Schadstoffausstoß in der

EU
• Weißbuchs Verkehr: TRAN-Ausschuss beschließt Initiativbe-

richt
• Recht auf Wasser: Abgeordnete unterstützen Europäische

Bürgerinitiative
• Heizen und Kühlen von Gebäuden: Kommission stellt Fahr-

plan vor

Regionalpolitik, Städte und ländliche Entwicklung
• • Partnerschaftsvereinbarungen und Operationelle Pro-

gramme: Forderungen des AdR

Soziales, Bildung und Kultur
• • EU-Migrationspolitik: Rat nimmt Schlussfolgerungen an –

Entschließung des AdR
• Aufenthaltsrecht: EuGH urteilt zu Drittstaatsangehörigen

und Sozialleistungen
• Jugendbeschäftigung: weniger Verwaltungsaufwand soll

Projekte beschleunigen
• Urheberrechtsreform: Parlament stimmt für Initiativbericht

• Diskriminierung von Roma: EuGH legt Gleichbehandlungs-
richtlinie aus

• EuGH urteilt über den Anspruch auf Elternurlaub für männ-
liche Beamte

• Sozialpartner verhandeln über selbstständiges aktives Altern
• Arbeitsmarkt: Kommission veröffentlicht Bericht
• Gesucht wird die „Frau Europas – Deutschland“ für das Jahr

2016

Institutionen, Grundsätzliches und weitere EU-Themen
• Lissabon-Vertrag: Zwischenbilanz und Forderungen des

AdR

Förderprogramme
• Europäischer Hilfsfonds: Förderrichtlinie veröffentlicht

In eigener Sache
• Sommerpause bei Brüssel Aktuell

Brüssel Aktuell 30/2015
24. Juli bis 4. September 2015

Wettbewerb, Wirtschaft und Finanzen
• TTIP: EU-Kommission veröffentlicht Verhandlungsberichte
• EU-Vergaberecht: Vergabeplattform für Abfallverwertung

eingerichtet
• Europäisches Semester 2015: Veröffentlichung der länder-

spezifischen Empfehlungen
• Europäischer Breitbandpreis: EU-Kommission ruft zur Teil-

nahme auf

Umwelt, Energie und Verkehr
• Konvent der Bürgermeister: Umfrage zu energiepolitischen

Zielen
• FFH- und Vogelschutzrichtlinie: Nächste Schritte

Regionalpolitik, Städte und ländliche Entwicklung
• Alpenraumstrategie: EU-Kommission nimmt Strategie an
• ERREG B: Kooperationsprogramm für Donauraum genehmigt

Europabüro der bayerischen Kommunen • Natalie Häusler, Katharina Schmidt

Aktuelles aus Brüssel
Die EU-Seiten

Die einzelnen Ausgaben von „Brüssel Aktuell“ können von den Mitgliedern 
des Bayerischen Gemeindetags im Intranet unter http://intranet.bay-gemeindetag.de/

Informationen/BruesselAktuell/BruesselAktuell2015.aspx abgerufen werden.

„Brüssel Aktuell“ Themenübersicht vom 12. Juni bis 17. Juli 2015
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Soziales, Bildung und Kultur
• Vereinbarkeit von Beruf und Familie: Fahrplan veröffentlicht

Förderprogramme
• Kreatives Europa: Aufruf für Kooperationsprojekte und Ar-

beitsprogramm 2016

Brüssel Aktuell 31/2015
4. bis 11. September 2015

Umwelt, Energie und Verkehr
• Bürgerinitiative „Right2Water“: Plenum verabschiedet  Ini -

tiativbericht
• Intelligente Verkehrssysteme: Zweite Konsultation gestarte
• Niedrigstenergie-Gebäude: Workshops zum „Best Practice“-

Austausch

Regionalpolitik, Städte und ländliche Entwicklung
• Städteagenda: Europäisches Parlament verabschiedet Ent-

schließung

• Bürokratieabbau bei INTERREG: Stellungnahme des AdR
verabschiedet

• Biologische Landwirtschaft: Einführung eines bayerischen
Bio-Siegels

• EU-Alpenraumstrategie: Internationale Konferenz in Hagnau

Soziales, Bildung und Kultur
• Flüchtlinge I: EU-Kommission gibt Hilfestellungen und wird

weiter aktiv
• Flüchtlinge II: EU-Kommission schlägt weitere Umvertei-

lung vor
• Rechte auf Sozialleistungen bei Umzug innerhalb Europas:

Konsultation
• EU-Fortbildung: Ausschuss der Regionen initiiert eLear-

ning-Kurs

In eigener Sache
• EU-Förderhandbuch für baden-württembergische Kommu-

nen verfügbar
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Wettbewerb, Wirtschaft und Finanzen
TTIP: EU-Kommission veröffentlicht Verhandlungsberichte

Ende August kündigte EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström (SE) an,
die Verhandlungen über die transatlantische Handels- und Investitionspart-
nerschaft (TTIP) noch transparenter zu gestalten. So sollen zukünftig seitens
der EU-Kommission sämtliche Verhandlungsberichte veröffentlicht werden.
Ferner wurde noch im Juli eine Broschüre veröffentlicht, welche die Hinter-
gründe zur TTIP, einen Überblick sowie Kapitel für Kapitel die Inhalte des
 Abkommens auf knapp 50 Seiten darstellt.

Weitere Maßnahmen zu mehr Transparenz

Hintergrund der weiteren Bemühungen zu mehr Transparenz ist, dass die
 Berichte zur zehnten Verhandlungsrunde zunächst nur in einem Leseraum
ausgelegt wurden (vgl. Brüssel Aktuell 28/2015). Erst Ende Juli wurde eine
Zusammenfassung der Ergebnisse bekannt.

Malmström beteuerte, zukünftig regelmäßig detaillierte und umfassende
 Berichte über die Verhandlungen in allen EU-Amtssprachen zur Verfügung
zu stellen. Gleichzeitig bietet sie den Mitgliedstaaten Unterstützung bei der
Information ihrer nationalen Parlamente an. Ergänzend weist sie auf den
 uneingeschränkten Zugang der Europaabgeordneten zu den EU-Vorschlä-
gen und Positionen hin. Außerdem seien fast alle EU-Verhandlungspositio-
nen und Textvorschläge, die später auch Teil des finalen Abkommens sein
werden, mittlerweile veröffentlicht worden (allerdings nur auf Englisch). Da-
neben stelle die EU-Kommission in allen EU-Amtssprachen eine Zusammen-
fassung und Erläuterung über die Verhandlungsziele zur Verfügung.

TTIP in Kürze

Eine Maßnahme, die Inhalte des Abkommens leichter verständlich zu ma-
chen, stellt die im Juli veröffentlichte Broschüre „TTIP auf einen Blick“ dar. In
dieser wird erklärt, dass TTIP die Öffnung der US-Märkte für Unternehmen
aus der EU, den Bürokratieabbau beim Export sowie Vereinfachungen und
mehr Gerechtigkeit bei Einfuhren, Ausfuhren und Auslandsinvestitionen
durch neue Vorschriften zum Ziel hat. Die EU-Kommission erhoffe so zum
 einen neue Beschäftigungs- und Wachstumsimpulse sowie Preissenkungen
und eine größere Auswahl für Verbraucher. Zum anderen möchte sie Einfluss
auf die globalen Handelsregeln nehmen und die EU-Werte weltweit  ver -
breiten. Zu den 24 Kapiteln des Abkommens erklärt das Papier, warum über
diese verhandelt, was erreicht und welchen Bedenken Rechnung getragen
werden soll.

Kommunalrelevante Inhalte der TTIP-Broschüre

Ziel des Kapitels „Dienstleistungen“ sind die Schaffung gleicher Wettbe-
werbsbedingungen für EU-Unternehmen in den USA und die Wahrung des
Rechts der nationalen Regierungen, Qualitätsstandards festzulegen und
nach Belieben öffentliche Dienstleistungen anzubieten. Insbesondere sollen
einzelne sensible Sektoren, wie öffentliche Dienstleistungen, geschützt wer-
den. Explizit genannt werden hierbei Fernsehen, Rundfunk und Film, Ge-
sundheits- und Bildungswesen, soziale Dienstleistungen und die Wasserver-
sorgung. An anderer Stelle wird zudem klargestellt, dass bei TTIP „keine Ge-
fahr der Unterhöhlung öffentlicher Dienstleistungen in der EU“ besteht.

Das Kapitel „öffentliche Beschaffung“ umfasst v. a. die Zulassung von EU-Un-
ternehmen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge in den USA. Dabei sollen
Behörden weiterhin entscheiden können, ob sie öffentliche Dienstleistungen
selbst erbringen oder auslagern. Ferner können sie den Beschaffungsgegen-
stand auch in Zukunft frei wählen.

Im Hinblick auf das umstrittene Kapitel „Investitionsschutz“ weist die EU-
Kommission darauf hin, dass dieser Anreize für Investoren auf den EU-Märk-

ten schaffen, europäische Investoren im Ausland schützen und das Regulie-
rungsrecht der EU-Staaten stärken soll. Die EU-Kommission plant ein  trans -
parentes System zu erarbeiten, das das Regulierungsrecht des Staates
schützt (vgl. Brüssel Aktuell 19/2015). Hinweise auf die konkrete Ausgestal-
tung gibt es allerdings nicht

Umwelt, Energie und Verkehr
Bürgerinitiative „Right2Water“: Plenum verabschiedet Initiativbericht

Am 8. September nahm das EU-Parlament mit 363 zu 96 Stimmen bei 261
Enthaltungen einen Initiativbericht zur EU-Bürgerinitiative „Right2Water“ an
(zuletzt Brüssel Aktuell 17/2015). Es unterstützt darin die drei zentralen Ziele
der Initiative: die Garantie des Rechts aller Bürger auf Wasser und sanitäre
Grundversorgung, den Ausschluss der Wasserwirtschaft von der Liberalisie-
rungsagenda sowie die Stärkung der EU-Initiativen für einen universellen
 Zugang zu Wasser und sanitärer Grundversorgung.

Zur Erinnerung: Die EU-Kommission hatte im März 2014 mit einer unverbind-
lichen Mitteilung auf die Bürgerinitiative geantwortet (vgl. Brüssel Aktuell
12/2014). In dieser gab sie Auskunft über den aktuellen Stand der EU-Wasser-
politik und unterstrich, dass v. a. eine hohe Qualität, ein leichter Zugang und
die Erschwinglichkeit von Wasser entscheidend sind. Keine Garantie gab sie
dagegen, dass die Wasserversorgung und sanitäre Grundversorgung von
 internationalen Handelsabkommen ausgeklammert und es keinen Liberali-
sierungen der Dienstleistungen in diesem Bereich geben werde. Ferner be-
fand sie, dass u. a. die Trinkwasserrichtlinie 98/83/EG einen hohen Qualitäts-
standard festsetzt. Gleichwohl veröffentlichte die EU-Kommission kurz vor
der Sommerpause einen Fahrplan zur Trinkwasserqualität (vgl. Brüssel
 Aktuell 28/2015).

Die Stimme der Bürger ernst nehmen

Nachdem Mitte Juli der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit
und Lebensmittelsicherheit den Bericht von Lynn Boylan (GUE/NGL, IE) über
„die Folgemaßnahmen zu der Europäischen Bürgerinitiative zum Recht auf
Wasser“ mehrheitlich befürwortete, unterstützte ihn nun das Plenum. Die
 Abgeordneten weisen darauf hin, dass die Bürgerinitiative als Instrument der
partizipatorischen Demokratie ernst genommen werden sollte. So sollten
zulässige und geeignete Initiativen grundsätzlich neue Legislativvorschläge
nach sich ziehen. Die Antwort der EU-Kommission sei unzureichend, da
 weder ein neuer Beitrag geleistet noch die bereits zur Verwirklichung der
Ziele eingeleiteten Maßnahmen neu aufgegriffen würden. Gewünscht seien
vielmehr Rechtsetzungsvorschläge. So könnte der Zugang zu und das Men-
schenrecht auf Wasser durch eine Überarbeitung der Wasserrahmenrichtlinie
2000/60/EG anerkannt werden. Denkbar sei auch den universellen Zugang
zu Trinkwasser und Sanitärversorgung in die EU-Grundrechtecharta aufzu-
nehmen.

Wasser ist ein öffentliches Gut und keine Handelsware

Der Bericht stellt die Bedeutung des Menschenrechts auf Wasser und sanitä-
re Grundversorgung heraus. So sei anzuerkennen, dass Wasser als  öffent -
liches Gut für das Leben aller EU-Bürger und die Würde der Menschen unab-
dingbar sei und keine Handelsware darstelle. Es müsse zu erschwinglichen
Preisen zur Verfügung gestellt werden, die dem Recht der Menschen auf eine
Mindestqualität des Wassers Rechnung trägt und ggf. eine gestaffelte Ge-
bühr nach dem Wasserverbrauch vorsieht. Keinesfalls dürfe die Privatisierung
von Wasserversorgungsunternehmen gefördert werden, und zwar weder
durch Rechtsvorschriften noch auf andere Art und Weise. Vielmehr seien die
Wasserversorgung, sanitäre Grundversorgung und die Abwasserentsorgung

Europabüro der bayerischen Kommunen • Natalie Häusler, Katharina Schmidt

Aktuelles aus Brüssel
Die EU-Seiten

(Fortsetzung)
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auf Dauer von den Binnenmarktvorschriften und allen Handelsabkommen
auszunehmen, die die EU zurzeit bzw. in Zukunft aushandelt. Letzten Endes
müssten sie in die Liste der Dienstleistungen, die nicht liberalisiert werden
können, aufgenommen werden.

Qualitativ hochwertiges Wasser zu sozial verträglichen Preisen müssen als
Teil der Daseinsvorsorge bereitgestellt werden. Dies müsse auch  gewähr -
leistet sein, wenn die Wasserver- und Abwasserentsorgung durch  Unter -
nehmen erbracht werden. In diesem Fall sei ferner darauf zu achten, dass
 negative Umweltauswirkungen durch Abwasser auf ein Mindestmaß redu-
ziert sind. Zudem müsse eine Rekommunalisierung von Wasserversorgungs-
unternehmen ohne Einschränkung möglich sein.

Ausnahme der Wasserver- und Abwasserentsorgung bei der Konzessions-
 vergabe

Die EU-Kommission soll bestätigen, dass Dienstleistungen auf dem Gebiet
der Wasserver- und Abwasserentsorgung vom Anwendungsbereich der
Richt linie über die Konzessionsvergabe gegenwärtig und bei künftigen
Überarbeitungen ausgenommen ist. Konzessionen müssen in diesem Be-
reich nach den Grundsätzen der Transparenz, Gleichbehandlung und Nicht-
diskriminierung vergeben werden.

Weiterentwicklung der EU-Wasserpolitik

Die EU-Abgeordneten befinden, dass die Trinkwasserrichtlinie erheblich zu
einer qualitativ hochwertigen Trinkwasserversorgung in der EU beigetragen
hat. Es sollte aber darauf geachtet werden, dass sie und alle damit zusam-
menhängenden Rechtsvorschriften vollständig umgesetzt werden. Daneben
sei es auch wichtig, dass die Wasserrahmenrichtlinie, die  Grundwasserricht -
linie 2006/118/EG und die Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung
 kommunalen Abwassers vollständig und effektiv umgesetzt werden.

Darüber hinaus müsse die Wasserwirtschaft als übergreifendes Element in
anderen Bereichen wie Energie, Landwirtschaft, Fischerei und Tourismus
berücksichtigt werden. Von den Mitgliedstaaten wünschen sich die Parla-
mentarier die Erstellung von Stadtentwicklungsplänen, die auch die Verfüg-
barkeit der Wasserressourcen berücksichtigen. Ferner sollen Maßnahmen
 ergriffen werden, mit denen Lecks in den Leitungen verringert bzw. ungeeig-
nete Wasserversorgungsnetze erneuert werden. Schließlich sollen die Be-
wirtschaftungspläne als ein Element der Durchsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie zügig fertigstellen werden. Hierdurch könne ein Beitrag zur Versor-
gung mit sauberem Wasser in ausreichender Menge und zur Senkung des
Hochwasserrisikos geleistet werden.

Öffentlich-öffentliche Partnerschaften und Förderung der sozialen
 Dimension

Betont wird die Bedeutung von öffentlich-öffentlichen Partnerschaften beim
Austausch bewährter Verfahren. Begrüßt werden die erfolgreichen Be mü -
hungen einiger Gemeinden, die öffentliche Beteiligung bei der Verbesserung
der Wasserversorgung und beim Schutz der Wasserressourcen zu stärken.
Gefördert werden soll zudem die Zusammenarbeit zwischen den Wasserver-
sorgungsunternehmen durch den Austausch bewährter Verfahren und dem
Aufstellen von freiwilligen Richtwerten. Ferner sollte ein System von Richt-
werten, z. B. für Wasserqualität, Erschwinglichkeit und Nachhaltigkeit einge-
richtet werden, um die Qualität der öffentlichen Wasserver- und Abwasser -
entsorgung zu verbessern und den Bürgern eine politische Einflussnahme zu
ermöglichen.

Mit Nachdruck werden die Mitgliedstaaten sowie die regionalen und lokalen
Gebietskörperschaften aufgefordert, sich für eine Sozialvereinbarung über
das Wasser einzusetzen sowie einen Erfahrungsaustausch der Mitgliedstaa-
ten über die soziale Dimension der Wasserpolitik zu organisieren. Insbeson-
dere sei Trinkwasser für tatsächlich notleidende Bevölkerungsgruppen zu
gewährleisten. Angeregt wird auch das Amt eines Ombudsmanns für Dienst-
leistungen im Bereich der Wasserversorgung.

EU-Kommission betont den Schutz der Daseinsvorsorge

In der Aussprache am 7. September im Plenum unterstützte ein Vertreter der
Kommission die Initiative. Er verdeutlichte, dass Wasser kein Handelsgut wie
jedes andere sei und beschützt werden müsse. Die bestehenden  EU-Richt -
linien zum Trinkwasser, zur Abwasserbehandlung und die Wasserrahmen-
richtlinie würden die Standards für Wasser und sanitäre Einrichtungen sowie
die Grundlage für integriertes Wasserressourcenmanagement setzen. Zu -
künftige Legislativmaßnahmen sollen den Zugang zu sauberen Trinkwasser
und sanitären Einrichtungen weiter verbessern. Ferner erkenne die Kommis-
sion an, dass die Bereitstellung von Wasserdienstleistungen grundsätzlich im
Verantwortungsbereich der Kommunen liegt. Der Vertreter betont, dass
Dienstleistungen in Bezug auf Trinkwasser und sanitäre Anlagen nicht in den
Anwendungsbereich von Freihandelsabkommen fallen und bislang kein Ab-
kommen das Recht der Mitgliedstaaten in ihren öffentlichen Dienstleis -
tungsbereich zu organisieren, eingeschränkt hat. In der Transatlantischen In-
vestitions- und Handelspartnerschaft wird das nicht anders sein.

Ausblick

Der Initiativbericht stellt eine unverbindliche Stellungnahme des EU-Parla-
ments dar, der im nächsten Schritt dem Rat und der Kommission zur Kennt-
nis übermittelt wird.

Institutionen, Grundsätzliches und weitere EU-Themen
Lissabon-Vertrag: Zwischenbilanz und Forderungen des AdR

Am 8. Juli beschloss der Ausschuss der Regionen (AdR) im Rahmen seiner
Plenartagung eine Entschließung „zur Verbesserung der Funktionsweise der
Europäischen Union: Vertrag von Lissabon und darüber hinaus“. Dabei
 fordert der AdR eine bessere und frühzeitigere Einbeziehung lokaler und
 regionaler Gesichtspunkte in den Rechtsetzungsprozess der EU (vgl. Brüssel
Aktuell 20/2015).

Die Lissabon-EU: Bestandsaufnahme und Perspektiven

Vor dem Hintergrund einer notwendigen Verbesserung der Legitimität der
europäischen Integration und der Arbeitsweise der EU begrüßt der AdR das
Paket zur besseren Rechtsetzung (zuletzt Brüssel Aktuell 28/2015). Die EU
müsse, so der AdR, bürgernäher werden – und zwar unter Beteiligung der
 lokalen und regionalen Gebietskörperschaften im Sinne der „multi-level
 governance“, also des Regierens und Verwaltens auf mehreren politischen
Ebenen. Allerdings konstatiert der AdR, dass im Rahmen der geltenden Ver-
träge der EU (des EUV und des AEUV) eine deutlich bessere Einbindung der
durch ihn repräsentierten lokalen und regionalen Interessen erfolgen könne.
Dies müsse bereits im Vorfeld von Rechtsetzungsvorhaben erfolgen. 

Verbesserungsoptionen für die Funktionsweise der EU

Der AdR verlangt konkret einen Beobachterstatus mit Rederecht im Rat der
EU sowie im Trilogverfahren. Außerdem will er eine Art Petitionsrecht bei der
Kommission erhalten. Zur Kohäsionspolitik solle eine eigene Ratsformation
geschaffen werden und der AdR verpflichtend zu allen Fragen konsultiert
werden, die für die lokale und regionale Ebene von Bedeutung sind (u.a.
 Fragen des Beihilfe- und Niederlassungsrechts nebst der Agrar- und der Mi-
grationspolitik). Insgesamt soll sich der AdR langfristig in einen „europäi-
schen Senat“ als zweite Kammer entwickeln, um insbesondere die Subsi-
diaritätskontrolle gegenüber den EU-Organen auszuüben.

Kommunale Erstbewertung und Ausblick

Aus kommunaler Sicht gehen die Forderungen des AdR in die richtige Rich-
tung. Insbesondere existieren in frühen Phasen des Rechtsetzungsprozesses
noch vielversprechende Einflussmöglichkeiten, die noch strukturierter für
die Kommunen als direkt legitimierte staatliche Ebene geöffnet werden soll-
ten. Hier ist die Forderung nach längeren und damit praxisfreundlicheren
Konsultationsfristen besonders hervorzuheben. Im Europäischen Parlament
wird zur Thematik derzeit ein Bericht vorbereitet, wobei zwischen den bei-
den größten Fraktionen noch erheblicher Klärungsbedarf besteht.

Jede Woche neu: Brüssel Aktuell

Im Intranet des Bayerischen Gemeindetags abrufbar unter:
http://intranet.bay-gemeindetag.de/Informationen/BruesselAktuell/BruesselAktuell2015.aspx
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 (Gebühren), Wasserver- und Abwasserentsorgung und
Friedhöfe (Gebühren)

• Kommunale Einrichtungen,
Regelung der Benutzung,
Anschluss- und Benutzungszwang

• Wasserwerks- und Kläranlagennachbarschaften
Ausbildung von Klär- und Wassermeistern sowie
 Wasserwarten
Betreuung der Wasserwerksnachbarschaften Bayern e.V.

• Bodenschutzgesetz
Altlasten

• AVB WasserV

• Betreuung der Zweckverbände, Führungskräfteseminar
Wasser/Abwasser

• Betreuung des kommunal-genossenschaftlichen Rats

• ÖRAG-Vertrag

• Benennungen

• Beirat der Zeitschrift „Kommunal“

• Kontakte zu anderen Verbänden

• Zuweisung von Grundsatzfragen

Referat II (R II)
Hans-Peter Mayer, Direktor

Telefon: 36 00 09-17
Telefax: 36 88 99 80-17
E-Mail: hans-peter.mayer@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Margit Frey
Telefon: 36 00 09-13
Telefax: 36 88 99 80-13
E-Mail: margit.frey@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Dr. Juliane Thimet

• Gesetz über kommunale Wahlbeamte
Rechtsstellungsgesetz

• Strafrecht
Dienststrafrecht
Zivilrechtlicher Ehrenschutz

• Kommunalfinanzen
Steuergesetzgebung, -politik
Finanzausgleich
Statistiken

• Haushalts-, Kassen-, Rechnungswesen

• Banken und Versicherungen

Geschäftsverteilungsplan
der Geschäftsstelle des Bayerischen Gemeindetags

(Stand 1. November 2015)
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• Kämmerei
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des
 Bayerischen Gemeindetags
Organisation hinsichtlich des Gebäudeunterhalts der
Geschäftsstelle

• Laufende organisatorische Angelegenheiten der
 Geschäftsstelle

• Personalverwaltung

• Protokolle und Niederschriften von Sitzungen der
 Organe des Bayerischen Gemeindetags

Referat III (R III)
Wilfried Schober, Direktor

Telefon: 36 00 09-30
Telefax: 36 88 99 80-30
E-Mail: wilfried.schober@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: N. N.

Stellvertretung: Gerhard Dix

• Bürokratieabbau/Funktionalreform

• Medien- und Rundfunkrecht

• Presserecht

• Zivil- und Katastrophenschutz, Rettungsdienst

• Feuerwehrwesen

• Bayerische Verfassung
Grundgesetz
Allgemeine Bundes- und Landesangelegenheiten
Bundes- und Landeswahlrecht

• Verwaltungsrecht
Verwaltungsverfahrensrecht
Verwaltungszustellung
Verwaltungsprozessrecht

• Kosten- und Vollstreckungsrecht

• Pass-, Ausweis- und Meldewesen
Personenstandswesen
Feiertagsgesetz
Gewerberecht (GewO, GastG und LadschlG)
Versammlungsrecht
Ordnungswidrigkeitenrecht

• Hundesteuer
Zweitwohnungssteuer
Kur- und Fremdenverkehrsbeiträge
Sonstige kleine Gemeindesteuern nach KAG

• Recht des Datenschutzes

• Datenschutzbeauftragter der Geschäftsstelle

• Betreuung der Kommunal-GmbH (insbes. Betriebs- und
Organisationshandbücher)

Referat IV (R IV)
Cornelia Hesse, Direktorin 

Telefon: 36 00 09-22
Telefax: 36 88 99 80-22
E-Mail: cornelia.hesse@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Bärbel Baxmann
Telefon: 36 00 09-28
Telefax: 36 88 99 80-28
E-Mail: baerbel.baxmann@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung:  Claudia Drescher

• Straßen- und Wegerecht

• Straßenverkehrsrecht

• Verkehrssicherungspflicht für öffentliche Straßen

• Eisenbahnkreuzungsgesetz

• Winterdienst

• Bahnen

• Öffentlicher Personennahverkehr

• Luftverkehrsrecht

• Städtebauförderung und Dorferneuerung

• Raumordnung und Landesplanung
Landesentwicklung
Regionalplanung

• Konversion

• Ländliche Entwicklung (Flurbereinigung und Landwirt-
schaft, ELER)

Referat V (R V)
Gerhard Dix, Referatsleiter 

Telefon: 36 00 09-21
Telefax: 36 88 99 80-21
E-Mail: gerhard.dix@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: N. N.

Stellvertretung: Wilfried Schober

• Bildungs- und Erziehungswesen
Kindertageseinrichtungen
Schulen
Erwachsenenbildung

• Kultur, Wissenschaft und Kunst
(Büchereien, Archive, Museen, Musikschulen,
 Brauchtum)

• Sozialwesen
Sozialhilfe
Jugend- und Altenpflege
Gesundheitswesen, soziale Einrichtungen
Wohnungsraumversorgung, Wohnungswesen

• Sport, Erholung und Freizeit

• Gemeindepartnerschaften
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• Organisation von landesweiten Veranstaltungen

• Betreuung der Großen Mitglieder

• Reden und Statements (aufgrund Zuteilung durch A)

• Betreuung der Kommunal-GmbH (insbes. Kommunal-
werkstatt)

Referat VI (R VI)
Georg Große Verspohl, Oberverwaltungsrat

Telefon: 36 00 09-26
Telefax: 36 88 99 80-26
E-Mail: georg.grosse-verspohl@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Isabella Holzmann
Telefon: 36 00 09-34
Telefax: 36 88 99 80-34
E-Mail: isabella.holzmann@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Stefan Graf

• Öffentliches Dienstrecht (mit Ausnahme des Rechts der
Bürgermeister)
Ausbildungs- und Prüfungswesen
Einkommen-, Lohn- und Kirchensteuer

• Sozialversicherungsrecht
Pflege-, Kranken-, Unfall-, Renten- und  Arbeitslosen -
versicherung

• Betriebsverfassungsrecht
Personalvertretungsrecht

• Kommunale Organisationsangelegenheiten

• Vermessungswesen

• Steuerrecht (mit Ausnahme der Steuergesetzgebung
und -politik)

• Einsatz der Informations- und Kommunikations-
technologien in den Gemeinden – E-Government
(Internet, Intranet, Virtuelles Rathaus, Behörden-
netz u. a.)

• Automatisierte Datenverarbeitung in der Geschäftsstelle

Referat VII (R VII)
Kerstin Stuber, Direktorin

Telefon: 36 00 09-15
Telefax: 36 88 99 80-15
E-Mail: kerstin.stuber@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Isabella Holzmann
Telefon: 36 00 09-34
Telefax: 36 88 99 80-34
E-Mail: isabella.holzmann@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Barbara Gradl

• Vergabewesen

• Europarecht und Koordination mit dem Europabüro
der bayerischen Kommunen

• Förderprogramme (EFRE)

Referat VIII (R VIII)
Barbara Gradl, Referatsdirektorin

Telefon: 36 00 09-37
Telefax: 36 88 99 80-37
E-Mail: barbara.gradl@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Isabella Holzmann
Telefon: 36 00 09-34
Telefax: 36 88 99 80-34
E-Mail: isabella.holzmann@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Kerstin Stuber

• Zivilrecht, einschließlich Schadensersatzansprüche, 
Insolvenzrecht, Zivilprozess- und Zwangsvollstreckungs-
 recht, Grundbuchordnung

• Urheberrecht, GEMA-Gebühren

• Ziviles Baurecht im Hoch- und Tiefbau
Architekten- und Ingenieurverträge

• Nutzungsrechte, Stiftungen, Baulasten

• Landtagsbeauftragte

Referat IX (R IX)
Matthias Simon, Referatsleiter 

Telefon: 36 00 09-14
Telefax: 36 88 99 80-14
E-Mail: matthias.simon@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Bärbel Lemke
Telefon: 36 00 09-24
Telefax: 36 88 99 80-24
E-Mail: baerbel.lemke@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Dr. Andreas Gaß

• Bauplanungsrecht
Baugebietsausweisung

• Umlegung und Grenzregelung nach BauGB

• Städtebauliche Verträge

• Bauordnungsrecht (incl. VStättV)

• Denkmalschutzgesetz

• Enteignungs- und Entschädigungsrecht
Manöverschäden
Landbeschaffungsgesetz
Schutzbereichsgesetz

• Mobilfunkpakt

• Abfallrecht und Immissionsschutzrecht

• Naturschutzrecht

• Wasserrecht, Trinkwasserrecht

• Abwasserabgabenrecht und Förderrichtlinien Wasser
(insbes. RZWas)

• Forstwirtschaft

• Fischerei- und Jagdrecht
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Referat X (R X)
Stefan Graf, Direktor

Telefon: 36 00 09-23
Telefax: 36 88 99 80-23
E-Mail: stefan.graf@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Bärbel Baxmann
Telefon: 36 00 09-28
Telefax: 36 88 99 80-28
E-Mail: baerbel.baxmann@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Georg Große Verspohl

• Energielieferverträge (Strom, Gas, Wärme)
Straßenbeleuchtungsverträge

• Konzessionsverträge (Strom, Gas, Wärme, Wasser)
Konzessionsabgabe

• Kommunale Energiepolitik und Klimaschutz
Energieeffizienz

• Post- und Telekommunikation

• Breitband

• Allgemeine Fragen des Umweltrechts, Bergrecht

• Beihilferecht

• Betreuung von strittigen Rechtsschutzfällen

Referat XI (R XI) 
Claudia Drescher, Referatsdirektorin

Telefon: 36 00 09-25
Telefax: 36 88 99 80-25
E-Mail: claudia.drescher@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: N. N.

Stellvertretung: Cornelia Hesse

• Öffentliche Sicherheit und Ordnung
Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG)
Obdachlosenunterbringung

• Bestattungs- und Friedhofswesen (ohne Gebühren)

• Erschließungsbeitragsrecht

• Straßenausbaubeitragsrecht

Referat XII (R XII)
Dr. Andreas Gaß, Verwaltungsdirektor

Telefon: 36 00 09-19
Telefax: 36 88 99 80-19
E-Mail: andreas.gass@bay-gemeindetag.de

Sekretariat: Bärbel Lemke
Telefon: 36 00 09-24
Telefax: 36 88 99 80-24
E-Mail: baerbel.lemke@bay-gemeindetag.de

Stellvertretung: Matthias Simon

• Kommunalverfassungsrecht
Gemeindeordnung (ohne kommunale Einrichtungen)
Landkreisordnung
Bezirksordnung
Verwaltungsgemeinschaftsordnung
KommZG
Konnexitätsprinzip

• Kommunales Wahlrecht

• Kommunalwirtschaft
Kreditwesen
Vermögenswirtschaft
Prüfungswesen

• Gemeindliche Unternehmen
Grundsätze der Privatisierung
Eigenbetriebsrecht

Sachgebiet 1 (S 1):
Astrid Herold, Verbandsamtsfrau, Sachgebietsleiterin

Telefon: 36 00 09-35
Telefax: 36 88 99 80-35
E-Mail: astrid.herold@bay-gemeindetag.de

• Verbandsorganisation der Geschäftsstelle 

Sachgebiet 2 (S 2):
Rosmarie Kern, Sachgebietsleiterin

Telefon: 36 00 09-18
Telefax: 36 88 99 80-18
E-Mail: rosmarie.kern@bay-gemeindetag.de

• Finanzbuchhaltung und Mitgliederverwaltung
der Geschäftsstelle 

Sachgebiet 3 (S 3):
Michaela Klein, Sachgebietsleiterin

Telefon: 36 00 09-29
Telefax: 36 88 99 80-29
E-Mail: michaela.klein@bay-gemeindetag.de

• EDV der Geschäftsstelle 

Sachgebiet 4 (S 4):
Katrin Gräfe, Sachgebietsleiterin

Telefon: 36 00 09-32
Telefax: 36 88 99 80-32
E-Mail: katrin.graefe@bay-gemeindetag.de

• Kommunalwerkstatt – Kommunal-GmbH des
 Bayerischen Gemeindetags 
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Die Kommunalwerkstatt des Bayerischen Gemeindetags bietet im Dezember 2015 wieder Veranstaltungen an, die sich speziell an
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen richten. 

Bitte melden Sie sich zu den Seminaren über unser Onlineformular
unter www.baygt-kommunal-gmbh.de an. Rechtzeitig vor Veranstal-
tungsbeginn erhalten Sie eine Einladung zum Seminar. Ihre Anmel-
dung ist damit verbindlich.

Die Seminargebühr für unsere Tagesveranstaltungen beträgt für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aus Mitgliedsgemeinden des Bayerischen
Gemeindetags 195 € (inkl. MwSt.), im Übrigen 230 € (inkl. MwSt.);
 darin sind umfangreiche Tagungsunterlagen sowie selbstverständlich
das Mittagessen, zwei Kaffeepausen und die Tagungsgetränke enthalten.

Bei Stornierung der Anmeldung bis 2 Wochen (bei mehrtägigen Seminaren bis 4 Wochen) vor Seminarbeginn berechnen wir 20% der
Seminargebühr als Bearbeitungspauschale. Bei Abmeldungen zu einem späteren Zeitpunkt wird die gesamte Seminargebühr in Rech-
nung gestellt.

Für organisatorische Rückfragen steht Ihnen Frau Katrin Gräfe gerne zur Verfügung (089/36000932). Sollten Sie inhaltliche Informatio-
nen zu den Seminaren benötigen, wenden Sie sich bitte an Herrn Direktor Dr. Franz Dirnberger (089/36000920; franz.dirnberger@
bay-gemeindetag.de).

Änderungen im Programmablauf und bei den Referenten müssen wir uns leider vorbehalten.
Sollte die Veranstaltung abgesagt werden müssen, erhalten Sie selbstverständlich die Seminargebühr umgehend zurück oder wir
 buchen Sie auf eine andere Veranstaltung um.

Seminarangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in den Kommunalverwaltungen im Dezember 2015

Verkehrssicherungspflicht und Winterdienst
auf öffentlichen Straßen (MA 2036)

Referentin: Cornelia Hesse, Direktorin

Ort: Hotel Novotel München Messe
Willy-Brandt-Platz 1, 81829 München

Zeit: 7. Dezember 2015
Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr

Seminarbeschreibung: Die Gemeinden müssen sich um ein
enorm großes Wegenetz „kümmern“. Allein die Länge der Ge-
meindestraßen in Bayern beträgt rund 100.000 km. Daneben
sind von den Gemeinden Teileinrichtungen der Ortsdurchfahr-
ten höher klassifizierter Straßen und die sonstigen öffentlichen
Straßen zu betreuen, sei es als Straßenbaulastträger und Ver-
kehrssicherungspflichtige oder als Straßenbaubehörde. Um die-
se Aufgaben sachgerecht erfüllen zu können, ist die Kenntnis
über den Umfang der gemeindlichen Zuständigkeiten und der
einschlägigen Bestimmungen Grundvoraussetzung. Das Wissen
um die Rechte und Pflichten gegenüber der Allgemeinheit und
den Anliegern (Haftungsfragen!) hilft Unsicherheiten zu vermei-
den und die regelmäßig auftretenden Probleme zu lösen. Mit-
unter stellen sich auch Abgrenzungsschwierigkeiten, wenn es
z.B. um die Beantwortung der Frage geht, wer Gefahren, die von
einem Anliegergrundstück aus eine Straße beeinträchtigen, zu
beseitigen hat, also ob der Anlieger aus dem Gesichtspunkt der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung (LStVG) oder die Gemein-
de als Straßenbaulastträger gefordert ist.

Vor diesem Hintergrund will das Seminar notwendiges  Basis -
wissen vermitteln. Es werden typische Fragestellungen aus der

Praxis einschließlich der hierzu ergangenen Rechtsprechung
behandelt und Lösungswege aufgezeigt.

Jahreszeitlich bedingt, wird der Winterdienst und hier insbeson-
dere die Übertragung der Verpflichtung auf die Anlieger (Geh-
bahnen) nach Maßgabe einer Verordnung nach Art. 51 Abs. 5
BayStrWG einen Schwerpunkt der Veranstaltung bilden. Es hat
sich in der Vergangenheit gezeigt, dass erhebliche Unklarheiten
darüber bestehen, was an Verpflichtung im Rahmen der Verord-
nung übertragen wird. Die „Dauerbrenner“ werden intensiv be-
sprochen, insbesondere auch die Frage, wer Anlieger/Hinter-
 lieger ist, wie die Sicherungsfläche definiert ist, welche Konse-
quenzen sich ergeben, wenn keine Verordnung existiert, usw.

Seminarinhalte:

• Die öffentlichen Straßen – Zuständigkeit der Gemeinde aus
verschiedenen rechtlichen Gesichtspunkten

• Verkehrssicherungspflicht allgemein

• Umfang der Verkehrssicherungspflicht in Abhängigkeit von
der Widmung und Funktion der Straßen und Wege (Einteilung
der öffentlichen Straßen – Art. 3 BayStrWG)

• Gemeingebrauch, widmungswidriger Gebrauch und Schutz-
bedürfnis eines Verkehrsteilnehmers

• Allgemeines Lebensrisiko – verschiedene Gefahrensituationen

• Haftungsvermeidung durch Organisation

• Sicherheitsrecht und Straßenbaulast, Art. 7 LStVG und Schutz-
maßnahmen nach Art. 29 BayStrWG
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Aktuelles zum BayKiBiG - Fragen aus der Praxis
(MA 2037)
Bitte beachten Sie, dass für diese Veranstaltung momentan
alle Seminar-Plätze belegt sind. Gerne nehmen wir Sie in
die Warteliste auf.

Referenten: Gerhard Dix, Referatsdirektor
Hans-Jürgen Dunkl, Ltd. Verwaltungsdirektor

Ort: Hotel Mercure Nürnberg an der Messe
Münchener Str. 283, 90471 Nürnberg

Zeit: 14. Dezember 2015
Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr

Seminarbeschreibung: Was gibt es Neues zum BayKiBiG und
zur AVBayKiBiG?
Über die ersten Erfahrungen nach der Novellierung des BayKi-
BiG sowie über den Stand der Änderung der AVBayKiBiG wird
berichtet.
Der Ausbau der Plätze für unter Dreijährige schreitet zügig voran.
Der Rechtsanspruch für Kinder ab dem ersten vollendeten Le-
bensjahr konnte weitestgehend erfüllt werden. Aktuelle Urteile
zur Zumutbarkeit der angebotenen Plätze seitens der Kommu-
nen werden erörtert. Wie sehen die künftigen Zuschüsse des
Staates für weitere bauliche Maßnahmen aus?
Der neue Qualitätsbonus plus wurde kurz nach seiner Einfüh-
rung heuer wieder abgeschafft und der Basiswert erhöht. Was
bedeutet dies alles für die Gemeinden? Der Mindestanstellungs-
schlüssel wurde mit der Änderung der AVBayKiBiG am 01. Sep-
tember 2012 auf 1:11,0 verbessert werden. Wer soll das bezah-
len? Woher soll das zusätzliche Personal herkommen? Ist die
mögliche Arbeitsmarktzulage für Erzieher/Innen ein geeignetes
Mittel oder führt diese eher zu einem ruinösen Wettbewerb?
Viele Fragen aus der Praxis, die in dem Seminar beantwortet
wer-den sollen.
Jetzt plant man wohl in Berlin die Festsetzung bundeseinheit-
licher Qualitätsstandards und eine Rund-um-die-Uhr-Kita. Was
sagen hierzu der Freistaat und der Gemeindetag?

Seminarinhalte:
Das ganztägige Seminar stellt das BayKiBiG vor und zeigt Hand-
lungsanleitungen für die Praxis auf. Aber auch der Ausbau der
Plätze für Kinder unter drei Jahren wird erörtert. Wie weit ist die
Bedarfsplanung vorangekommen? Wie funktioniert die interkom-
 munale Zusammenarbeit? Wie laufen die Verhandlungen mit
den freigemeinnützigen Trägern vor Ort? Das Seminar richtet
sich sowohl an die politischen Entscheidungsträger/innen in der
Kommunalpolitik als auch an die zuständigen Mitarbeiter/innen
in den Verwaltungen. Neben fachlichen Inhalten bleibt auch
Raum für die Klärung offener Fragen und für die Diskussion.

Zukunftsthemen der Abwasserbeseitigung:
Grundstücksentwässerung, Leitungsrechte,
Grund- und Quellwasser (MA 2038)
Referentin: Dr. Juliane Thimet, Direktorin

Ort: Hotel Mercure Nürnberg an der Messe
Münchener Str. 283, 90471 Nürnberg

Zeit: 15. Dezember 2015
Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr

Seminarbeschreibung: Dieses Seminar will die Alltagsarbeit
mit der Entwässerungssatzung (EWS) erleichtern. Es wendet sich
an Führungskräfte und Mitarbeiter in der Abwasserentsorgung,
die als Eingeweihte, Neugierige oder Begeisterungsfähige ihre
Kenntnisse der so genannten Benutzungssatzung vertiefen wol-
len.

Das Seminar geht die einzelnen Regelungen der Entwässe-
rungssatzung durch. Auf der Grundlage der dort vorgeschlage-
nen Regelungen – und einiger praxisgerechter Änderungsvor-
schläge – werden zahlreiche Beispiele aus der Praxis vorgestellt
und diskutiert. Ein besonderer Schwerpunkt wird bei der Grund-
stücksentwässerung gesetzt, die der Freistaat Bayern in die Hän-
de der örtlichen Satzungsgeber gelegt hat. Beim Anschluss- und
Benutzungszwang werden aktuelle Entwicklungen  insbeson -
dere bezüglich Oberflächenentwässerung und Fremdwasser-
einträgen vorgestellt.

Seminarinhalte:

Einrichtungsgebiet

• Widmungsumfang

Begriffsbestimmungen

Anschluss- und Benutzungsrechte

• für Schmutzwasser

• für Niederschlagswasser

• für Grund und Quellwasser

Anschluss und Benutzungszwang

Sondervereinbarungen

• Beispiele aus der Praxis

• Formulierungsvorschläge

Grundstücksanschluss

Grundstücksentwässerungsanlage

• erstmalige Herstellung

• Dichtigkeitsprüfung

• Sanierungsanordnung

Einleitungsverbot

Leitungsrechte

• Anordnung der Duldung einer Leitung

Betretungsrecht
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Einführungsseminar für das technische Personal der Wasserversorgungsanlagen

Die KOMMUNALWERKSTATT des Bayerischen Gemeindetags veranstaltet wie jedes Jahr Seminare für Wasserwarte.
Diese Seminare finden im Hotel Gasthof zum Bräu, Rumburgstr. 1a in 85125 Enkering statt.

Aufgrund der hohen Nachfrage bieten wir im zweiten Halbjahr folgenden Zusatztermin an:

30.11. – 04.12.2015 (SO 3012/15)
Zu diesem Seminar ist das technische Personal von Wasserver-
sorgungsunternehmen, also  Fachkräfte der Wasserversorgung,
„Wasserwarte“ und technisches Personal, das Grundkenntnisse
der Wasserversorgung erwerben, aber nicht als technisch ver-
antwortliches Personal im Sinne des DVGW-Arbeitsblattes W
1000 eingesetzt werden soll. Der Kurs ist eine sinnvolle  Grund -
lage für weitergehende Qualifikationen (Fachkraft für Wasser-
versorgungstechnik, Wassermeister) der Bayerischen Verwaltungs-
 schule. Die Teilnahme an diesem Einführungsseminar für neu
eingestellte Wasserwarte beinhaltet den Nachweis einer  aus -
reichenden Schulung.

Die Unterbringung der Teilnehmer erfolgt in Einzelzimmern im
Hotel Gasthof zum Bräu, Rumburgstraße 1a, 85125 Enkering (Tel.
08467 850-0) bzw. in einem nahegelegenen Partnerhaus. 

Die Seminargebühr beträgt für Mitglieder 695 € und für Nicht-
mitglieder 790 €, jeweils einschließlich 19% Umsatzsteuer. In
der Gebühr sind alle Aufwendungen für die Vollpension sowie
die Übernachtung im Einzelzimmer enthalten.

Das Seminar beginnt mit der Anreise am Montag um 10.30 Uhr
und endet am Freitag um ca. 12.00 Uhr. 

Bei Stornierung der Anmeldung bis 4 Wochen vor Seminarbe-
ginn berechnen wir 20% der Seminargebühr als Bearbeitungs-
pauschale. Bei Abmeldungen zu einem späteren Zeitpunkt wird
die gesamte Seminargebühr in Rechnung gestellt.

Für organisatorische Rückfragen steht Ihnen Frau Gräfe gerne
unter der Telefonnummer 089/360009-32 zur Verfügung.

Seminar für Führungskräfte der Wasserwirtschaft

Vom 10. bis 13. Mai 2016 veranstaltet die Kommunalwerkstatt
des Bayerischen Gemeindetags die 46. Führungskräftetagung
der Wasserwirtschaft. Die Tagung richtet sich an all diejenigen,
die Führungsaufgaben in der Wasserversorgung und der Ab-
wasserbeseitigung wahrnehmen, also insbesondere an Bürger-
meister, Zweckverbandsvorsitzende, Vorstände, Geschäfts- und
Werkleiter.

Ein – wie gewohnt – hochkarätiges Vortragsprogramm ist in
Vorbereitung. Referenten aus Ministerien, Ämtern, der privaten
Wirtschaft, der Landespolitik und den kommunalen Spitzenver-
bänden werden zu aktuellen rechtlichen, technischen sowie
 organisatorischen Fragen rund um die Wasserwirtschaft Rede
und Antwort stehen.

Im Laufe der Jahre hat sich das Seminar darüber hinaus zu einer
bedeutenden Informationsplattform entwickelt. Dazu trägt auch
der intensive fachliche Gedankenaustausch unter rund 150 Teil-
nehmern wesentlich bei. 

Nach 45 Jahren mit Standort Bad Wiessee wird es eine örtliche
Veränderung geben. Neuer Tagungsort ab 2016 wird die Reichs-
 stadthalle in Rothenburg ob der Tauber sein.

Bitte beachten Sie hierzu folgendes:

Tagungsgebühr:
Die Tagungsgebühr beträgt 450 €. Die Gebühr ermöglicht die
Teilnahme an sämtlichen Vorträgen, sie enthält die gesamte Ta-
gungsverpflegung sowie drei Abendessen. Die Übernachtun-
gen während der Tagung sind dagegen nicht enthalten.

Zimmerreservierung:
Zimmerreservierungen können Sie über das Tourismusbüro der
Stadt Rothenburg o.d.T. eigenverantwortlich vornehmen. Bis
zum 11.03.2016 sind für unsere Teilnehmer ausreichend Zimmer
vorreserviert. Eine Aufstellung der Hotels finden Sie auf dem
umseitigen Buchungsblatt.
Die Übernachtungskosten werden den Tagungsteilnehmern
 direkt vom Hotel in Rechnung gestellt. Stornierungen bis zum
11.03.2016 melden Sie bitte dem Rothenburg Tourismus Service,
danach ist eine Absage nur noch direkt beim Hotel möglich.

Anmeldung:
Eine Anmeldung zur Tagung ist nur für die Gesamtdauer von
vier Tagen möglich. Eine Reduzierung der Gebühr auf einzelne
Tage kann nicht vorgenommen werden.
Anmeldungen erbitten wir bis spätestens 31.03.2016 über
 unser Online-Formular unter www.baygt-kommunal-gmbh.de.
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Tagungssaal der Reichsstadthalle
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Reservierung Unterkunft 
Führungskräfteseminar der Versorgungs- und Entsorgungswirtschaft 2016 
10.05.  13.05.2016; Rothenburg ob der Tauber 
 

 
.................................................................................................................... 
Name Tagungsteilnehmer 
 
 
.................................................................................................................... 
Rechnungsempfänger 

 
.................................................................................................................... 
Straße, Hausnummer 

 
.................................................................................................................... 
PLZ / Ort 
 
Unterbringungswunsch 
 

 Wildbad www.wildbad.de 
 Hotel Rappen www.hotel-rappen-rothenburg.com 
 Hotel Eisenhut www.eisenhut.com 
 Altes Brauhaus www.altesbrauhaus.com 
 Hotel Goldener Hirsch www.hotel-goldener-hirsch.de 
 Hotel Schranne www.hotel-schranne.de 

 

Bitte beachten Sie: Die jeweiligen Zimmerkontingente sind bis zum 
11.03.2016 für die Führungskräftetagung reserviert. In der Reihenfolge 
des Eingangs der Reservierungen bemüht sich das Tourismus-Büro der 
Stadt Rothenburg Ihrem Wunsch zu entsprechen. Die Übernachtungs-
kosten werden den Tagungsteilnehmern direkt vom Hotel in Rechnung 
gestellt. Stornierungen bis zum 11.03.2016 melden Sie bitte dem Rot-
henburg Tourismus Service, danach ist eine Absage nur noch direkt 
beim Hotel möglich. 

 
.................................................................................................................... 
Telefon / Fax 
 
.................................................................................................................... 
E-mail  
 
.................................................................................................................... 
Datum / Unterschrift 
 
In eigener Sache: Bitte füllen Sie diese Reservierung komplett aus  dies 
erspart uns Rückfragen und hilft bei einer zeitgerechten Vornahme Ihrer 
Hotelbuchung. Vielen Dank für Ihre Mitarbeit! 

 
 

Zimmerbestellung 
 
per Brief: 
 
Rothenburg 
Tourismus  
Service 
Marktplatz 1 
91541 Rothenburg 
o.d.T. 
 
 
per Fax: 
 
09861/404-529 
 
 
per email: 
 
info@rothenburg.de 
 
 
 
 
Stichtag: 
11.03.2016 
 
Danach werden wir 
Sie bestmöglich un-
terbringen. 
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Ihr Praxisratgeber für die 
kommunale Vertragsgestaltung

Carl Link Kommunalverlag

Verträge haben im Geschäftsbetrieb einer 
Gemeinde immer größere Bedeutung. 
Gerade kleinere Gemeinden lassen diese 
aber in der Regel nicht von Rechtsanwälten 
ausarbeiten. Im „Kommunalen Vertrags-
recht“ fi nden Sie für alle Tätigkeitsbereiche 
vom Pachtvertrag bis zum Konzessionsver-
trag Strom, vom Bau- und Erschließungs- bis 
zum Umweltbereich praxisbewährte Muster. 
Die Mitherausgeberschaft eines Referenten 
des Bayerischen Gemeindetags, der tag-
täglich die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden in Einzelfällen berät, garantiert 
stete Aktualität. Neu wurden z. B. Muster 
zum Konzessionsvergabeverfahren und zur 
Breitbandförderung aufgenommen. 

Bloeck/Graf
Kommunales Vertragsrecht
Handbuch für die Vertragsgestaltung 
und Sammlung von Vertragsmustern 
mit Erläuterungen
Loseblattwerk, 1 Ordner, ca. 1.940 Seiten, 
€ 199,–
Grundwerkspreis ohne Abonnement: 
€ 349,–
ISBN 978-3-556-02900-8

Online im Shop bestellen:
shop.wolterskluwer.de
Gebührenfreie Bestellhotline:
0800 7763665
Im Buchhandel erhältlich.

Jedoch nicht nur die Verträge, sondern auch 
die vertragsrechtlichen Grund lagen wie z. B. 
kommunale Haftungsbeschränkungen und 
öffentlich-rechtliche Erstattungsansprüche 
sowie die Rahmenbedingungen für Vertrags-
abschlüsse (z. B. VOB-Verträge, Vergaberecht 
und die Grundsätze kommunaler Wirtschafts-
förderung) werden ausführlich erläutert. 
Leitsätze aus der Rechtsprechung verweisen 
zu grundlegenden Gerichtsurteilen.

Herausgeber: 
Dr. Oliver Bloeck, Ministerialrat, Bayerisches 
Staatsministerium für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration sowie Stefan Graf, 
Direktor beim Bayerischen Gemeindetag

Wolters Kluwer Deutschland GmbH  •  Postfach 2352  •  56513 Neuwied
Telefon 02631 8012222  •  Fax 02631 8012223  •  info@wolterskluwer.de  •  www.wolterskluwer.de
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